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Die  politische  Organisation 
des  alten  bündnerischen  Freistaates  und  sein 
Anschluß  an  die  Schweiz. 


ie  alt-fry-rätische  Republik  bestand  aus  einer 
großen  Anzahl  von  Gemeinden,  Nachbar- 
schaften und  Höfen,  die  oft  ungleiche  Rechte 
und  allerlei  besondere  Vorrechte  hatten.  Alle 
diese  Teile  haben  zu  irgend  einer  Zeit  ein  selbständiges, 
vom  Ganzen  unabhängiges  Dasein  geführt.  Erst  durch 
freie  Vereinigung  sind  sie  zu  einem  Gericht,  Bund  und 
Staat  zusammengetreten  und  verwachsen. 

Der  alte  Freistaat  war  eine  ziemlich  lockere  -  Ver- 
bindung. An  die  Aufstellung  einer  ständigen  Regierung 
hatte  man  nicht  gedacht.  Die  Bünde  ihrerseits  waren 
wieder  eigene  Staaten,  jeder  mit  seinem  eigenen  Bundes - 
haupt.  Das  Haupt  des  Gotteshausbundes  hieß  Bundes- 
präsident (Gau -President),  im  Grauen  Bund  Landrichter 
(Cau-derschader)  und  im  Zehngerichtenbund  Bundes- 
landammann (Cau-mistral). 

Das  Kollegium  der  Bundeshäupter  bildete  den  Klei- 
nen Kongreß  und  kann  als  Regierung  betrachtet  werden. 
Es  war  aber  nur  vollziehendes  Organ  und  hatte  keine 
selbständigen  Befugnisse.  Für  die  Behandlung  der  ge- 
meinen Landessachen  versammelte  sich  jährlich  einmal, 
in  der  Regel  am  Bartholomäi-Tag  (24.  August),  der 
Bundestag.  Er  fand  abwechselnd  in  Chur,  Ilanz  und 
Davos  statt.  Dringende  Geschäfte  wurden  in  außer- 
ordentlichen Versammlungen  oder  Beitagen  erledigt.  Am 
Bundestag  waren  die  Bünde  durch  ihre  Häupter  und 


2 


jedes  Gericht  durch  zwei  bis  vier  Boten  vertreten.  Die 
Boten,  die  an  diesen  Bundes-  oder  Beitagen  zusammen- 
kamen, hatten  bloß  ein  übertragenes  Beratungsrecht.  Die 
Beschlüsse  der  Tagungen  bedurften  zu  ihrer  Gültigkeit 
der  Genehmigung  der  souveränen  Gemeinden.  Sie  wur- 
den in  Form  von  Vorschlägen  den  Gerichtsgemeinden 
,,ad  referendum"  gegeben,  welche  ,  dieselben  in  ihren 
Versammlungen  besprachen  und  darüber  abstimmten. 
Was  die  Mehrheit  der  Gerichte  beim  Referendum  an- 
nahm, galt  als  beschlossen.  Aber  auch  dann  stand  es 
den  einzelnen  Gemeinden  noch  frei,  ob  sie  sich  dem 
Willen  der  Mehrheit  unterwerfen  wollten  oder  nicht ; 
denn  das  Staatsgefüge  war  so  locker,  daß  die  verwerfen- 
den Gerichte  nicht  zur  Durchführung  gezwungen  werden 
konnten.  Die  Gerichtsgemeinden  waren  die  „Herren  und 
Oberen"  (L'aulta  Superioritat).  Nicht  selten  werden  sie 
als  der  Souverän  und  Landesfürst  bezeichnet,-  und  der 
gemeine  Mann  als  Glied  der  Geri^htsgemeinde  ist  in 
Graubünden  nebst  Gott  und  der  Sonne  die  höchste  Ob- 
rigkeit. 

Neben  dem  Kleinen  Kongreß  gab  es  noch  einen 
Großen  Kongreß,  bestehend  aus  den  Häuptern  und  drei 
Vertretern  aus  jedem  Bunde.  Da  die  Kongresse  immer 
in  Chur  stattfanden,  so^kann  Chur  wohl  als  die  Kapitale 
des  alten  Freistaates  gelten.  Die  Kongresse  besorgten 
die  Regierungsgeschäfte  in  periodischen  Zusammenkünf- 
ten. In  der  Hauptsache  handelte  es  sich  um  den  Vollzug 
von  Beschlüssen  des  Bundestages,  Vorberatung  neuer 
Gesetze  und"  Aufnahme  der  Mehren  (Abstimmungsresul- 
tate). 

In.  den  von  Gebirgen  so  scharf  getrennten  Tälern 
organisierte  sich  das  Volk  schon  früh  in  Gerichtsgemein- 
den. Die  Gerichtsgemeinde  war  eine  selbständige  Demo- 
kratie, deren  Befugnisse  unangetastet  blieben.  Sie  war 
souverän  und  übte  alle  Gewalten  aus,  die. einem  Staate 
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zukommen.  1  Sie  verfolgte  von  sich  aus  den  gleichen 
Zweck  und  die  gleichen  Ziele  wie  sonst  der  damalige 
Staat.  Nur  mit  Bezug  auf  die  hohe  Gerichtsbarkeit, 
unter  der  man  ?ie  Rechtsprechung  über  Leben  und  Tod 
verstand,  fehlte  mancher  dieser  sonst  souveränen  Ge- 
meinwesen noch  die  oberste  Gewalt.  Je  nachdem  eine 
Gemeinde  im  Besitze  der  hohen  Gerichtsbarkeit  war  oder 
nicht,  hieß  sie  dann  Hochgericht  oder  Gericht.  (Es  gibt 
zwar  einige  Ausnahmen  von  dieser  Regel,  deren  Grund 
noch  nicht  erforscht  ist. 2)  Die  Zahl  der  Gerichtsgemein- 
den änderte  sich  infolge  von  Vereinigungen  und  Tren- 
nungen öfters. 

Eine  Folge  der  eigenartigen  geographischen  und 
politischen  Verhältnisse  des  Landes  war  die  Entwicklung 
eines  ungemein  starken  Individualismus.  Der  ausgepräg- 
teste Zug  der  Bündner  ist  der  Sinn  für  persönliche  und 
staatliche  Unabhängigkeit  und  Freiheit.  Es  kann  dies 
sowohl  Freibeits-  und  Vaterlandsliebe,  als  Selbstsucht 
und  Kirchturmspolitik  sein.  Jedenfalls  aber  haben  die 
Bündner  zu  allen  Zeiten  und  oft  unter  den  schwierigsten 
Verhältnissen  mit  ungeschwächter  Ki^ft  und  Zähigkeit 
an  ihren  Freiheiten  festgehalten  und  dafür  in  schweren 
Zeiten  die  größten  Opfer  gebracht. 

äeit  dem  Schwabenkrieg  galt  Graubünden  als  ein 
Glied  der  Eidgenossenschaft.  Den  Bündnissen  zwischen 
beiden  Teilen  fehlte  aber  das  Hauptmerkmal  der  eid- 

1  Eine  Folge  dieser  alten  bündnerischen  Gemeindeherr- 
lichkeit war  es,  daß  die  modernen  Parteien  in  Graubünden 
einen  ganz  anderen  politischen  Charakter  hatten  ^als  in  den 
meisten  anderen  Kantonen.  Die  Konservativen  bei  uns  wollten 
die  Sonderrechte  und  die  Selbstherrlichkeit  der  Gemeinden  er- 
halten, während  die  Liberalen  im  Interesse  einer  zentralen 
Staatsgewalt  und  um  Ordnung  und  Fortschritt  zu  schaffen, 
die  Gemeinderechte  vermindern  und  kürzen  mußten.  (Vgl. 
Muoth,  S.  142  ff.) 

2  Gengel,  S.  26. 
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genössischen  Bünde,  nämlich  die  gegenseitige  Hilfsver- 
pflichtung und  das  Recht  zur  Mahnung.  Es  war  nur  ein 
Freundschaftsvertrag.  Diese  Lockerheit  des  Bandes  schob 
die  Bündner  in  die  Reihe  der  bloßen  Zugewandten. 

Der  Hauptgrund,  der  eine  engere  Verbindung  un- 
möglich machte,  lag  in  der  eigentümlichen  Verquickung 
der  Bünde  mit  Österreich,  sodann  in  der  Verfassung  des 
Landes,  in  dem  Referendum  der  Bünde  und  Gemeinden, 
in  der  Abwesenheit  einer  Zentralgewalt. 

Dazu  trug  auch  die  Glaubensspaltung  das  ihrige  bei. 
Der  bündnerische  Freistaat  war  der  Mehrheit  nach  pro- 
testantisch und  wurde  deshalb  von  den  katholischen 
Orten  mit  einer  Ungunst  behandelt,  die  kaum  hätte 
größer  sein  können,  wenn  die  Reformation  in  seinen 
Tälern  zum  ausschließlichen  Siege  gelangt  wäre. 

Seit  der  glücklichen  Abwicklung  ihrer  Wirren  hielten 
es  die  Drei  Bünde  unter  ihrer  Würde,  femer  unter  den 
Zugewandten  der  Eidgenossenschaft  zu  figurieren  und  an 
den  Tagsatzungen  zu  erscheinen.  Graubünden  fühlte  sich 
nun  als  selbständiger  Staat.  Wohl  unterhielt  es  noch  Be- 
ziehungen zu  einzelnen  Orten,  das  Verhältnis  zur  Ge- 
samteidgenossenschaft aber  war  so  gut  wie  erloschen. ^ 

Am  Ende  des  i8.  Jahrhunderts  betrieb  in  Grau- 
bünderi  die  Partei  der  Patrioten",  die  Gegner  der  Salis 
und  Österreichs,  den  Plan  des  Anschlusses  an  die  Eid- 
genossenschaft, und  zwar  schon  vor  dem  Ausbruch  der 
französischen  Revolution.  Im  November  1797  war  durch 
eine  gegen  die  Salis  gerichtete  Bewegung  die  alte  Ver- 
'  fassung  aufgehoben  worden  und  an  Stelle  des  Bundes- 
tages und  der  Häupter  war  ein  außerordentlicher  Land- 
tag getreten.  Im  landtäglichen  Ausschuß,  der  die  Ge- 
schäfte der  Bünde  leitete,  herrschten  die  Patrioten.  Am 
20.  Februar  1798  fragte  diese  Behörde,  unter  Hinweis 
auf  die  drohenden  Gefahren,  die  Gemeinden  an,  ob  Aus- 

3  Oechsli,  Orte  und  Zugewandte. 
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Schuß  und  Landtag  bei  neueintretenden  Verhältnissen  er- 
mächtigt sein  sollen,  über  eine  nähere  Verbindung  mit 
der  Schweiz  zu  unterhandeln,  unter  Vorbehalt  der  Judi- 
katur der  Hochgerichte  in  Zivil-  und  Kriminalsachen  usw. 

Die  Gemeinden  stimmten  für  den  Antrag.  Als  aber  die 
Franzosen  in  die  Schweiz  einbrachen,  das  mächtige  Bern 
fiel  und  die  Helvetik  proklamiert  wurde,  änderte  sich  die 
ganze  Sachlage.  In  der  helvetischen  Einheitsverfassung 
heißt  es  :  die  Grau  bündner  sind  eingeladen,  ein  Teil  der 
Schweiz  zu  werden.  Das  helvetische  Direktorium  erließ 
auch  dringende  Einladung  zum  Anschluß  und  wurde  in 
seiner  Bestrebung  von  den  Patrioten  kräftig  unterstützt. 

Auf  der  andern  Seite  kämpften  die  Aristokraten, 
d.  h.  die  Salis  mit  dem  Bischof  von  Chur  gegen  eine  Ver- 
einigung. Auch  das  Oberland  hatte  sich  ihnen  ange- 
schlossen. Im  Mai  1798  .  waren  im  Oberland  zwei  Eil- 
boten von  Glarus  erschienen  und  hatten  sich  direkt  an 
das  Volk  um  Hilfe  gegen  die  Franzosen  gewandt.  Die 
Religionsgefahr  rückte  in  den  Vordergrund  und  trug 
mächtig  dazu  bei,  das  Volk  vom  Anschluß  an  Helvetien 
abzulenken.  Dazu  erschienen  wenige  Tage  später  die 
Flüchtlinge  der  Urkantone  im  Oberland,  und  grauen- 
hafte Schilderungen  über  die  Kämpfe  des  Volkes  flogen 
von  Mund  zu  ^  Mund.  Es  gelang  den  Aristokraten,  den 
Hilfeschrei  „der  Wolf  kommt  über  Altar  und  Gemeinde" 
glaubhaft  zu  machen.  Die  Geistlichkeit  stellte  sich  den 
Aristokraten  zur  Verfügung,  und  wie  Makkabäer  don- 
nerten die  Pfarrer  von  den  Kanzeln  herunter  gegen  die 
Vereinigung.  Am  6.  Juli  erfolgte  das  Ausschreiben  an 
die  Gemeinden,  worin  dieselben  angefragt  wurden,  ob 
man  sich  mit  der  Schweiz  vereinigen  wolle.  Am  29.  Juli 
1798  fand  die  Abstimmung  statt.  Die  Erregung  war 
groß.  Als  im  Oberland  das  Gerücht  ging,  die  Gemeinde 
Trins  wolle  sich  Helvetien  anschließen,  entstand  ein  Auf- 
lauf;  das  Volk  sammelte  sich  in  Ilanz,  um  nach  Trins 
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zu  ziehen  und  das  Dorf  in  Asche  zu  legen.  In  Untervaz 
wurde  bei  Todesstrafe  verboten,  die  Vereinigung  zu  be- 
antragen. Auf  dem  Mastrilserberg  wirkte  Johann  Bern- 
hard für  den  Anschluß,  aber  die  Gemeinde  faßte  den  Be- 
schluß, ihn  zu  prügeln.  Er  konnte  sich  eben  noch  flüch- 
ten, bevor  der  Weibel  ihn  zur  Exekution  abholte.  In 
Zizers  kam  es  bei  der  Gemeindeversammlung  zu  einer 
einstündigen  blutigen  Schlägerei,  wobei  sämtliche  Patrio- 
ten zur  Türe  hinausgeworfen  wurden  und  sich  sofort 
flüchten  mußten.  Nur  in  wenigen  Gemeinden  ging  die 
Abstimmung  in  leidenschaftsloser  Ruhe  vor  sich,  wie 
Malans  und  Maienfeld,  wo  alles  mit  Begeisterung  für  den 
Anschluß  stimmte.  Die  'seit  alter  Zeit  so  selbstherrlichen 
Gemeinden  waren  auf  den  Anschluß  nicht  vorbereitet, 
und  bei  dem  damaligen  Zustand  der  Schweiz  fürchteten 
sie  sich  vor  dieser  Vereinigung  wie  vor  einem  Schritt  ins 
Dunkle. 

Das  Ergebnis  der  Abstimmung  war,  daß  bloß  ii  Ge- 
richte sich  für  die  Vereinigung,  34  Gerichte  entschieden 
dagegen  und  16  für  Verschiebung  aussprachen.  Der 
landtägliche  Ausschuß  machte  wieder  den  alten  Häup- 
tern Platz,  und  die  Patrioten  mußten  sich  außer  Landes 
flüchten.  Die  Aristokraten  traten  nun  sofort  mit  Öster- 
reich in  Unterhandlung.  Ein  Bundestag  in  Ilanz  unter 
Einfluß  der  Salis  rief  den  Schutz  des  Kaisers  an,  der  in 
der  Tat  den  Befehl  zum  Einmarsch  erteilte,  sobald  die 
Bündnerregierung  ihn  wünschte.  Am  17.  Oktober  schloß 
der  bündnerische  Kriegsrat  mit  den  kaiserlichen  Gene- 
rälen eine  Übereinkunft  ab,  die  Graubünden  militärisch 
an  Österreich  überantwortete.  In  der  Folge  kämpften 
nun  Österreicher  und  Franzosen  um  die  bündnerischen 
Pässe.  Die  Österreicher  mußten  weichen.  Im  März  1799 
erklärte  der  französische  General  Massena  die  bestehen- 
den Behörden  in  Graubünden  für  aufgelöst  und  bestellte 
eine  provisorische  Regierung  von  Patrioten.   Die  einge- 
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schüchterten  Gemeinden  wünschten  nun  den  x\nschluß 
an  Helvetien.  Die  Vereinigung  wurde  am  9.  April  1799 
von  den  Räten  in  Luzem  unter  großem  Jubel  sanktio- 
niert. Indessen  erfolgte  im  Mai  der  Aufstand  der  Ober- 
länder gegen  die  Franzosen.  Todesmutig  stürzten  sie 
sich  bei  Plankis  gegen  die  Kanonen,  mußten  aber  unter- 
liegen. 

Bald  besetzte  wieder  Hotze  Graubünden,  in  Chur 
wurde  eine  österreichische  Interimsregierung  eingesetzt. 
Lecourbe  vermochte  1800  nur  einen  Teil  des  Landes  zu- 
rückzuerobern. Es  waren  nun  zwei  Regierungen  in  Grau- 
bünden  :  in  Chur  die  von  Lecourbe  eingesetzte  helvetische 
Präfektur,  in  Zernez  die  geflohene  österreichische  In- 
terimsregierung. Die  Gemeinden  versagten  der  Präfektur 
den  Gehorsam,  man  erkenne  zwar  in  '  Helvetien  einen 
alten  Bundesgenossen,  wolle  aber  nichts  von  Einverlei- 
bung in  dasselbe  wissen.  Im  Juli  1801  brachte  endlich 
Oberst  Andermatt  mit  einem  Bataillon  Franzosen  Grau- 
bünden zum  Gehorsam  gegen  die  Anordnungen  der  hel- 
vetischen Regierung. 

Der  Kanton  Rätien  war  nach  helvetischem  Muster 
in  elf  Distrikte  eingeteilt,  die  so  ziemlich  unsern  Be- 
zirken entsprachen.  An  der  Spitze  stand  der  Präfekt, 
der  später  den  Titel  Statthalter  erhielt.  Der  erste  Prä- 
fekt des  Kantons  Rätien  war  Gaudenz  Planta. ^ 

^  Nur  langsam  und  allmählich  verwuchs  die  alt-fry-räti- 
sche  Republik  mit  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft. 
Hilty  schreibt :  In  Graubünden  war  es  bis  in  die  neuere  Zeit 
her  im  Gebrauch,  die  Angehörigen  der  anderen  Kantone  unter 
dem  Gesamtnamen  „Schweizer"  von  den  „Bündnern"  zu 
unterscheiden,  und  es  war  nicht  ungewöhnlich,  daß  jemand, 
der  von  Chur  nach  Ragaz  oder  Sargans  wanderte,  ,,in  die 
Schweiz"  hinüberging.  PoHt.  Jahrbuch  1886,  S.  85ff- 
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Die  Mediationszeit. 


D'  ^er  Kanton  Rätien  ist  kaum  dazu  gekommen, 
I  die  Segnungen  des  helvetischen  Einheitsstaates 
;  am  eigenen  Leibe  zu  erfahren.  Denn  zur  Zeit 
:  '■■  der   Helvetik  war   das   Land   meist  Kriegs- 

schauplatz und  dazu  machte  während  der  ganzen  Periode 
von  1798  bis  1803  eine  Regierung  der  andern  Platz.  1802 
wurde  sogar  der  helvetische  Regierungsstatthalter  Gau- 
denz Planta  vorübergehend  in  Haft  gehalten  und  eine 
provisorische  Regierung,  welche  die  alte  Verfassung  wie- 
der herstellen  wollte,  regierte  1V2  Monate  lang. 

Am  30.  September  1802  befahl  Bonaparte  den 
Schweizerkantonen,  Abgeordnete  nach  Paris  zu  schicken, 
welche  über  die  zur  Herstellung  der  Eintracht  und  Ruhe 
dienlichen  Mittel  beraten  sollten.  .Das  Ergebnis  dieser 
Beratung  war  die  Mediationsakte.  1  Die  Mediationsakte 
hatte  einen  Eingang  und  einen  Schluß,  worin  der  Ver- 
mittler selbst  die  Verfassung  erließ  und  garantierte.  Das 
Mittelstück  enthielt  zunächst  in  19  Kapiteln  die  Ver- 
fassung jedes  einzelnen  Kantons,  je  eine  in  einem  Kapitel, 

1  Die  Mediationsakte  ist  ein  sehr  schönes  Aktenstück,  auf 
Pergament  gedruckt  und  in  blauem,  goldgestickten  Sammet 
eingebunden;  die  Unterschrift  des  ersten  Konsuls  ,, Bonaparte" 
befindet  sich  in  deutlichen,  großen  Schriftzügen  darauf,  völlig 
verschieden  von  den  späteren  hastig  hingeworfenen  kaiser- 
lichen Handzeichen.  Während  der  Mediationszeit  wurde  sie 
nebst  dem  eidgenössische^n  Siegel  jedes  Jahr  feierlich  dem 
neuen  Direktorialkanton  übergeben.  Die  seidenen  Kissen,  auf 
denen  dies  geschah,  befinden  sich  noch  unter  den  Reliquien 
des  eidgenössischen  Archivs.  (Hilty,  S.  53.) 
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in  alphabetischer  Reihenfolge  der  Kantone,  und  sodann 
ein  20.  Kapitel  mit  der  besondern  Überschrift  „Acte 
federal",  welches  in  drei  Titeln  und  40  Paragraphen  die 
Bundesverfassung  darstellte.  Dieses  20.  Kapitel  war  die 
sogenännte  Mediations Verfassung.  Sie  war  also  kein  be- 
sonderes Aktenstück,  sondern  bloß  ein  Teil  des  Doku- 
mentes, welches  die  Mediationsakte  hieß. 

Die  Mediationsakte  ist  die  Grundlage  aller  seit- 
herigen Verfassungen  Graubündens.  Auch  die  heutige 
Kantonseinteilung  geht  hauptsächlich  auf  sie  zurück. 

Die  Mediationsverfassung  vereinigte  die  19  als  sou- 
veräne Staaten  hergestellten  Kantone  zu  einem  Bunde, 
um  sich  gegenseitig  ihre  Verfassungen,  ihr  Gebiet,  ihre 
Freiheit  und  Unabhängigkeit  sowohl  nach  außen,  als 
gegen  Angriffe  von  Kantonen  oder  Parteien  zu  gewähr- 
leisten. Als  eidgenössische  Organe  wurden  Tagsatzung 
und  Vorort  wieder  ins  Leben  gerufen.  Kriegserklärungen,. 
Friedensschlüsse,  Bündnisse,  Handelsverträge,  Militär- 
»■  kapitulationan  lagen  in  der  Hand  der  Tagsatzung.  Ohne 
ihre  Zustimmung  durfte  kein  Kanton  mit  einer  fremden 
Macht  unterhandeln  oder  Werbungen  gestatten.  Die 
neue  Verfassung  führte  die  Rechtsgleichheit  ein,  ebenso 
das  Recht  der  freien  Niederlassung  und  Gewerbeaus- 
übung. Die  Glaubensfreiheit  hingegen  war  preisgegeben 
und  dem  freien  Ermessen  der  Kantone  überlassen.  Das 
Militärwesen,  das  Münz-,  Zoll-  und  Postregal  wurde 
wieder  Sache  der  Kantone. 

Das  7.  Kapitel  der  Mediationsakte  enthielt  die  Ver- 
fassung des  Kantons  Graubünden.  Dieselbe  umfaßte 
>  13  Artikel.  Der  erste  Abschnitt  handelte  von  der  Ein- 
teilung des  Kantons  und  dem  politischen  Stande  der 
Bürger,  der  zweite  von  den  kantonalen  Behörden.  Von 
Wichtigkeit  waren  die  drei  letzten  Artikel.  Der  eine  ge- 
währleistete die  Religionen,  die  im  Kanton  ausgeübt 
wurden,  der  folgende  sicherte  jedem  Bürger  eines  Bun- 
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des  die  freie  Ausübung  seiner  Industrie  durch  den  ganzen 
Kanton,  und  der  letzte  gestattete  den  Loskauf  der  Zehn- 
ten und  Bodenzinse  nach  dem  wahren  W'erte. 

Das  Land  war  wie  ehemals  in  drei  Bünde,  in  Hoch- 
gerichte und  Gerichte  eingeteilt.  Die  Herrschaft  Maien - 
feld  bildete  ein  Hochgericht,  das  mit  den  andern  gleiche 
Rechte  genießt,  Haldenstein  wurde  dem  Hochgericht 
der  Vier  Dörfer,  der  fürstliche  Hof  der  Stadt  Chur, 
Tarasp2  dem  Unterengadin  zugeteilt,-^ 

Die  gesetzgebende   Behörde   war   der   Große  Rat, 

2  Infolge  der  Bestimmungen  des  Reichsdeputationshaupt- 
schlusses  von  Regensburg  von  1802  war  die  Herrschaft  Ta- 
rasp, die  bisher  ein  österreichisches  Lehen  der  Fürsten  von 
Dietrichstein  gewesen  war,  der  Schweiz  zugeteilt  worden.  Am 
21.  Februar  1803  wurde  der  Bürger  Planta,  Regierungsstatt- 
halter des  Kantons  Rätien,» beauftragt,  im  Namen  der  helve- 
tischen Republik  von  der  Herrschaft  Tarasp  Besitz  zu  neh- 
men. ,,Er  wird  den  Angehörigen  dieser  Herrschaft  durch  eine 
förmliche  Publikation  erklären,  daß  sie  sich  von  nun  an  als 
helvetische  Bürg^er  anzusehen  haben."  Durch  die  Mediations- 
akte wurde  Tarasp  dem  Unterengadin  einverleibt.  Am  17.  Sep- 
tember 1803  stellte  der  Kanton  St.  Gallen  auf  der  Tagsatzung  ' 
das  Begehren,  daß  ihm  Tarasp  übergeben  werde,  weil  der 
Fürst  von  Dietrichstein  für  diese  arme  Herrschaft  die  fette 
st.  gallische  Herrschaft  Neu-Ravensburg  erhalten  habe.  Die 
Tagsatzung  trat  darauf  nicht  ein,  sondern  lud  nur  den  Land- 
ammann der  Schweiz  ein,  die  Herrschaft  Tarasp  einstweilen 
auf  solche  Weise  verwalten  zu  lassen,  daß  den  Rechten  keines 
Kantons  vorgegriffen  werde.  1809  kam  dann  Tarasp  an  den 
Kanton  Graubünden. 

3  Die  Herrschaft  Maienfeld  war  bisher  eine  Landvogtei 
der  drei  Bünde  gewesen,  welche  dieselben  1509  erkauft  hatten. 
Anderseits  aber  war  Maienfeld  ein  Hochgericht  des  Zehnge- 
richtenbundes  und  hatte  an  allen  Rechten  und  Pflichten  des 
letztern  teilgenommen.  Es  führte  daher  den  seltsamen  Titel 
,, mitregierende  Herren  und  respektive  Untertanen". 

Die  früher  den  Salis  zustehende  Freiherrschaft  Halden- 
stein hatte  zu  keinem  der  drei  Bünde  gehört,  war  aber  unter 
ihrem  Schutz  gestanden. 
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welcher  aus  63  Abgeordneten  bestand,  die  aus  allen 
Teilen  der  Hochgerichte,  ohne  Rücksicht  auf  Vorrechte, 
zu  wählen  sind.  Der  Große  Rat  wachte  über  das  ge- 
meinsame Interesse  des  Landes.  Er  schlichtete  Streitig- 
keiten, die  sich  zwischen  den  Gemeinden  erheben  könn- 
ten, er  verteilte  die  Abgaben  unter  die  Hochgerichte, 
ernannte  die  Abgesandten  zur  Tagsatzung  und  sicherte 
die  Vollziehung  der  Beschlüsse  der  eidgenössischen  Tag- 
satzung. 

Ein  Kleiner  Rat,  bestehend  aus  den  drei  Bundes - 
häuptem,  war  mit  der  Vollziehung  aller  vom  Großen  Rat 
ausgehenden  Akte  beauftragt. 

Das  ehemalige  richterliche  System  war  in  den 
Bünden  wieder  hergestellt,  neu  war  nur  ein  Appellations- 
gericht,  für  jeden  Bund  oder  für  alle  drei  zusammen, 
vorgesehen.  Die  Bünde  und  Hochgerichte  durften  nur 
durch  die  Bundeshäupter  oder  durch  den  Großen  Rat 
miteinander  verkehren.  Die  näheren  Bestimmungen  der 
Verfassungsartikel  blieben  der  Gesetzgebung  vorbehalten. 
Die  Kantonsverfassung  war  so  kurz  und  knapp  gehalten, 
daß  noch  Arbeit  genug  übrig  blieb.  Die  Befugnisse  der 
kantonalen  Behörden  waren  nicht  genau  umschrieben 
und  nicht  übersichtlich  geordnet.  Dem  ganzen  Staats- 
haushalt schenkte  sie  gar  keine  Beachtung.  Allerdings 
ist  es  auch  begreiflich,  daß  Bonaparte  in  der  kurzen 
Frist  sich  damit  begnügte,  die  Grundsätze  der  Kantons - 
Verfassungen  niederzulegen,  und  sich  nicht  mit  Fragen 
beschäftigen  konnte,  die  für  ihn  von  untergeordneter  Be- 
deutung waren. 

Als  der  Vermittler  Bonaparte  Vertrauensmänner  aus 
allen  Kantonen  nach  Paris  berief,  um  eine  neue  Ver- 
fassung zu  beraten,  sandte  Graubünden  Jakob  Ulrich 
Sprecher^  und  dessen  Freund  Florian  Planta.  Sprecher 

4  Jakob  Ulrich  Sprecher  von  Bernegg  (1765—1841)  hatte 
seine  öffentliche  Laufbahn  1789  als  Landammann  des  Gerich- 
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wurde  Mitglied  des  Neunerausschusses,  welcher  die  Me- 
diationsverfassung entwarf  und  unterschrieb.  Napoleon 
suchte  ihn  für  seine  eigenen  Dienste  zu  gewinnen,  und 
als  ihm  dies  nicht  gelang,  ernannte  er  ihn  zum  Prä- 
sidenten der  Regierungskommission  für  Graubünden,  als 
welcher  er  die  Mitglieder  dieser  Behörde  selbst  zu  be- 
zeichnen und  mit  ihr  die  neue  Verfassung  einzuführen 
hatte. 

An  dem  von  der  Mediationsakte  festgesetzten  Tage, 
am  IG.  März  1803,  übernahm  die  Regierungskommission 
die  öffentliche  Gewalt  im  Kanton  Graubünden. s 

tes  Castels-Luzein  begonnen.  Um  1794  entwarfen  er  und 
einige  Gesinnungsgenossen  den  kühnen  Plan  eines  Schutz-  und 
Trutzbündnisses  der  damaligen  alten  Republiken,  nämlich  Rä- 
tiens,  der  schweizerischen  Eidgenossenschaft,  Venedigs  und 
Genuas.  1802  wurde  Sprecher  Senator  der  helvetischen  Re- 
publik. Als  Präsident  der  Regierungskommission  stand  er  1803 
an  der  Spitze  Graubündens.  Besondere  Verdienste  erwarb  er 
sich  um  das  Erziehungs-  und  Sanitätswesen  im  Kanton.  Von 
1803 — 1840  war  Sprecher  ständiges  Mitglied  der  bündnerischen 
Standeskommission  und  elf  mal  Landeshaupt.  Lange  vertrat  er 
Bünden  an  der  Tagsatzung  und  übte  einen  maßgebenden  Ein- 
fluß auf  die  schweizerischen  Angelegenheiten  aus,  besonders 
1802  als  Mitghed  der  Gonsulta  in  Paris  und  später  während 
der  Zeit  des  Wiener  Kongresses. 

Ein  Zeitgenosse  schildert  ihn:  ,,Eine  imposante  Gestalt, 
hochgewachsen,  mit  markierten  Zügen,  durchbohrenden  und 
doch  wieder  gar  freundlichen  schwarzen  Augen,  ernst,  lako- 
nisch, schweigsam,  überlegt,  gelehrt,  glücklich  in  kurzen  schla- 
genden Erwiderungen.  Sein  Charakter  nicht  minder  als  seine 
äußere  Erscheinung  erinnern  uns  an  die  alten  römischen 
Staatsmänner  aus  der  Zeit  der  Republik."  (Hartmann,  23.  Bild.) 

5  Die  Regierungskommission  des  Kantons  Graubünden 
an  ihre  Mitbürger:  ,,Eure  Wünsche  sind  erfüllt.  Diejenige 
Verfassung,  welche  Eure  tapfern  Voreltern  bald  im  Glück, 
bald  in  Stürmen,  und  nach  vielfältigen  Aufopferungen  alles 
dessen,  was  ihnen  teuer  war,  drei  Jahrhunderte  hindurch  so 
wie  Euch  beglückt  hat,  ist  Euch  von  neuem  zu  teil'  geworden. 
Gereinigt  von  allen  Vorrechten  und  Lasten,  deren  Abschaffung 
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Ihre.  Mitglieder  waren  J.  U.  Sprecher,  Florian  Planta, 
Gaudenz  Planta,  Franz  Pvüedi,  Vieli,  Enderlin  und  Gengel, 
Sohn.  Am  30.  März  erläßt  diese  provisorische  Regierung 
ein  Ausschreiben  an  die  Gemeinden,  wonach  bis  zum 
12.  April  durch  die  Landsgemeinden  oder  Besatzungen 
überall  die  Obrigkeiten,  Landammann  und  übrige  Be- 
amten, wie  auch  die  Mitglieder  zum  nächst  bevorstehen- 
den Großen  Rat  gewählt  sein  müssen.  Auf  den  19.  x\pril 
abends  werden  alle  Abgeordneten  zum  Großen  Rat  mit 
ordentlich  versiegelten  Vollmachten  in  Chur  eintreffen, 
damit  gleich  am  folgenden  Morgen'  die  Geschäfte  ange- 
fangen werden  können. 

Unterdessen  verwaltete  die  Regierungskammission 
den  Kanton.  Sie  begann  ihre  Arbeit  damit,  daß  sie  die 
Ausführungsbestimmungen  zur  Kantonalverfassung  er- 
ließ. Jede  besondere  Gesetzgebung  in  den  Bünden  und 
Gerichten  hörte  auf.  Die  alten  Gesetze  bheben  in  Kraft, 

immerhin  das  eifrige  Bestreben  aller  rechtschaffenen,  aber  nur 
zu  kraftlosen  Bündner  gewesen,  wird  sie  Euch  dargereicht.  Die 
Gesetzgebung  ist  weniger  beschränkt,  die  Gerechtigkeit  kann 
unparteiischer  verwaltet,  die  gute  Ordnung  kann  besser  ge- 
handhabt, die  Vollziehung  der  Gesetze  leichter  besorgt  wer- 
den, und  zum  Glück  des  Einzelnen  und  des  Ganzen  ist  mehr 
Einheit  in  Euere  Verfassung  gebracht.  .  . 

Was  die  Religion,  was  der  Wiederhersteller  Eures  Glücks 
von  Euch  begehrt,  das  empfiehlt  Euch  die  Regierungskommis- 
sion auf  das  nachdrucksamste,  in  dem  Augenblick,  worin  Ihr 
zu  der  wichtigsten  Verrichtung  Eurer  freien  Verfassung,  zu 
den  Wahlen  Eurer  Vorsteher  schreitet.  Lasset,  werteste  Bun- 
.desgenossen,  c^en  Geist  der  Einigkeit  und  der  Bruderliebe  mit 
Euch  in  den  geheiligten  Kreis  Eurer  Wahlversammlungen  tre- 
ten, jede  vergangene  Beleidigung  sei  auf  ewig  vergessen,  und 
dann  wird  Gott  Eure  Wahlen  auf  die  Fähigsten,  auf  die 
Tugendhaftesten  unter  Euch  leiten,  dann  wird  das  Wohl  Eures 
Vaterlandes  dauerhaft  begründet  sein.  Beispiele  aus  den 
Zeiten  Eurer  Väter,  ein  Blick  auf  die  letzten  10  Jahre  werden 
Euch  belehren,  daß  Zwietracht  und  Unruhe  uns  stets  an  den 
Rand  des  Verderbens  gebracht  haben."  (Landesschriften  1803.) 
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insofern  sie  der  neuen  Verfassung  nicht  zuwider  liefen. 
Die  innere  Verwaltung  der  Hochgerichte  und  Gemeinden 
und  die  niedere  PoHzei  bheb  ihnen  unbenommen. 

Die  Vorrechte  der  Stadt  Chur  und  der  Landschaft 
Davos  in  Besetzung  der  Bundesämter  hörten  auf.  Die 
Wahl  der  Bundeshäupter  wurde  frei,  durch  die  Bundes - 
mitgheder  des  Großen  Rates,  am  Versammlungsort  des 
letztern  und  während  seiner  Versammlung  getroffen  und 
konnte  auf  jeden  Bundesmann  fallen.  Die  Wahl  des 
Bundeshauptes  für  den  Oberen  Bund  geschah  fortan 
ohne  Zuzug  von  Herrschaften.  In  der  Ausführungsver- 
ordnung hieß  es  weiter  :  In  den  bisherigen  Herrschaften 
Disentis,  Sax,  Rhäzüns,  Löwenberg,  St.  Jörgenberg,  im 
Hochgericht  Waltensburg,  in  Reichenau,  Haldenstein, 
auf  dem  bischöflichen  Hof  zu  Chur,  zu  Obervaz  und 
Tarasp  hören  alle  herrschaftlichen  Rechte  auf,  so  daß  in 
Zukunft  die  betreffenden  Gemeinden  ganz  frei  und  un- 
abhängig den  Landammann,  die  Obrigkeiten,  Säckel- 
meister und  Weibel  wählen,  und  überhaupt  alle  Rechte 
wie  andere  Gemeinden  ausüben.  Das  Tal  Vals  besetzt 
von  nun  an  selbst  seine  Zivilobrigkeit  und  Bußengericht, 
Calanca  desgleichen.  Im  Hochgericht  Gruob  hören  die 
besonderen  Vorrechte  der  Stadt  Ilanz  auf.  Im  Lugnez 
hört  der  nur  in  einer  Form  bestehende  Vorschlag  des 
Landammanns  durch  den  Geschworenen  der-  Nachbar- 
schaft Vrin  auf.  Im  Hochgericht  Lugnez  soll  in  zwölf 
Jahren  wenigstens  einmal  ein  Mitglied  zum  Großen  Rat 
aus  den  Gemeindshürgern  von  Duvin  gewählt  werden, 
desgleichen  im  Hochgericht  Thusis  in  drei  Jahren  wenig- 
stens einmal  aus  Kazis,  im  Hochgericht  Rhäzüns  in  sechs 
Jahren  wenigstens  einmal  aus  Felsberg,  im  Hochgericht 
Waltensburg  in  vier  Jahren  wenigstens  einmal  aus  dem 
Flecken  Waltensburg. 

Die  Handels-,  Handwerker-  und  Innungsvorrechte 
der  Bürger  von  Chur  und  jedes  andern  Hochgerichtes 
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des  Kantons^  wo  dergleichen  statt  hatten,  sind  aufge- 
hoben. Im  Gericht  Obervaz  hört  das  bischöfhche  Fiskal- 
amt auf,  das  Gericht  genießt  nun  selbst  die  Fiskalrechte., 
Das  Mitglied  zum  Großen  Rat  wird  frei  aus  allen  Ge- 
richtsbürgem  ohne  Rod  gewählt,  wobei  aber  in  acht 
Jahren  wenigstens  einmal  auch  Mutten  an  die  Reihe 
kommen  muß.  Die  Kriminalgerichtsbarkeit  durch  den 
Landvogt  der  Landschaft  Oberhalbstein  in  Stalla  und 
Tiefenkastel  ist  abgeschafft.  Im  Gericht  Bergiin  verliert 
Bergün  seine  Rechte  in  bezug  auf  die  Wahl  des  Statt- 
halters und  seine  gerichtlichen  Vorrechte.  Bergün,  Latsch 
und  Filisur  haben  das  Recht,  je  ein  Dorfgericht  zu 
wählen,  welches  über  den  Betrag  von  50  Gulden  ohne 
Weiterzug  abspricht. 

Im  Oberengadin  sind  die  Vorrechte  der  Gemeinde 
Zuoz  in  Besetzung  des  Landammanns  und  Landschreibers 
samt  den  Vorrechten  der  Familie  Planta  in  Besetzung 
des  Ämteranteils  von  Zuoz,  femer  die  Vorrechte  der  Ge- 
meinde Zuoz,  der  Gemeinden  Samaden,  Sils  und  Silva- 
plana  in  bezug  auf  ihre  Zivilgerichtsstäbe  abgeschafft. 
In  Untervaltäsna  wird  der  erwählte  Landammann  nicht 
mehr  auf  dem  Schloß  zu  Remüs  durch  den  bischöflichen 
Kastellan,  sondern  auf  dem  Landsgemeindeplatz  durch 
den  Vorsitzer  der  Besatzung  beeidigt.  Remüs  und  Schieins 
haben  ihre  vorige  Verfassung  mit  Weglassung  alles  dessen, 
was  als  Feudalgerichtsame  dem  bischöflichen  Kastellan 
von  Remüs  und  seinen  Unterbeamten  zustand.  Das 
Klostergericht  im  Dorf  Münster  ist  aufgehoben.  Die 
Klosterleute  in  dieser  und  in  den  andern  Gemeinden  des 
Münstertals  sind  wie  die  andern  Gotteshaus leute  als  freie 
Leute  erklärt. 6 

6  Quella  Vota  eiran  a  Müstair  solum  plft  4  famiglias  sotta- 
missas  alla  jurisdicziun  della  clastra,  nempe  las  schlattas : 
Andri,  Detomasch,  Muschaun  e  Sepp.  (Roussette,  La  Val 
Müstair,  in  Annalas  XXV,  S.  50.) 
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Im  Hochgericht  Poschiavo  hören  die  Vorrechte  der 
Gemeinde  Poschiavo  auf. 

Man  sieht,  daß  es  in  Graubünden  trotz  aller  Frei- 
heit noch  verschiedene  mittelalterliche  Einrichtungen  zu 
beseitigen  gab.  Wohl  war  die  Großzahl  der  Bevölkerung 
frei,  daneben  gab  es  aber  auch  noch  manche  Unfreiheit 
und  Ungleichheit. 

Indessen  trafen  die  Gerichte  ihre  Wahlen.  Die  Alt- 
gesinnten  schwangen  obenaus.  Die  Patrioten  waren  aus 
dem  Großen  Rat  fast  ganz  ausgeschlossen,  und  kein 
Planta,  dagegen  neun  Salis  in  denselben  gewählt  worden. 
Am  Mittwoch,  20.  April,  nachmittags  um  3  Uhr,  ver- 
sammelte sich  auf  dem  Rathaus  in  Chur  der  Große  Rat 
des  neuen  Kantons  Graubünden.  Die  Regierungskom- 
mission hatte  dazu  ihren  Präsidenten  Bürger'^  J.  U. 
Sprecher  abgesandt,  der  die  erste  Sitzung  des  bündne- 
rischen  Großen  Rates  mit  einer  feierlichen  Rede  er- 
öffnete.8 

,,In  betreff  der  Benennung  „Bürger"  soll  bis  allfällig 
von  der  schweizerischen  Tagsatzung  etwas  gleichförmiges  ein- 
geführt wird  gegen  Kantonseinwohner  und  Behörden  die  ehe- 
mals gewohnte  Benennung  ,,Herr"  gebraucht  werden."  (Groß- 
ratsbeschluß vom  10.  Mai  1803.) 

8  Endlich  hat  uns  die  allmächtige  Güte  der  Vorsehung 
wiederum  hier  versammelt.  Mit  Empfindungen  der  Freude, 
aber  auch  der  Wehmut  betreten  wir  diesen  Versammlungssaal, 
in  welchem  unsere  Voreltern  so  viele  Jahrhunderte  hindurch 
über  die  Angelegenheiten  des  Vaterlandes  beratschlagt  haben. 
Wehmut  mischt  sich  in  unsere  Freude,  wenn  wir  an  dem 
heutigen  Tage,  nach  so  vielen  überstandenen  Leiden,  einen 
Blick  zurückwerfen  auf  dasjenige,  was  unser  Vaterland  war  — 
und  dann  betrachten,  was  es  jetzt  ist.  .  .  Wir  sind  nicht  mehr 
ein  durch  Jahrhunderte  eingewurzelter  Stamm,  alle  Fäden  und 
Wurzeln,  die  uns  Festigkeit  gaben,  sind  zerrissen,  wir  sind  ein 
neu  gepflanzter  Baum  an  dern  Abgrund ;  der  erste  Sturm  kann 
uns  hinabstürzen,  wo  neues  Elend  und  knechtische  Abhängig- 
keit uns  erwarten.  Nur  Eintracht  und  Ruhe  Ist  das  Element, 
welches  uns  Wachstum,  welches  uns  Festigkeit  geben  kann. 
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,  ■ ,  Am  23.  April  teilte  sich  die  Versammlung  in  drei 
Bundesversammlungen,  welche  je  einzeln  feierlich  be- 
eidigi  wurden,  um  dann  die  Wahl  der  Häupter  vor- 
nehmen zu  können.  Es  wurden  gewählt  für  den  Gottes- 
hausbund Vincenz  von  Salis-Sils,  für  den  Obern  Bund 
Landrichter  Peter  Anton  Rüedi  von  Obersaxen  und  für 
den  Zehngerichtenbund  Bundeslandammann  Georg  Gengel 
von  Churwalden.  Diese  drei  Häupter  bildeten  nun  den 
Kleinen  Rat  des  neuen  Kantons.  Doch  sollte  zunächst  die 
Regierungskommission  in  ihren  Verrichtungen  als  Ver- 
waltungsbehörde fortfahren,  bis  der  Kleine  Rat  seine  Ge- 
schäfte antreten  könne.  Zum  Präsidenten  des  Großen 
Rates  wurde  Bundespräsident  Vincenz  von  Salis-Sils  er- 
nannt. Die  erste  Tätigkeit  des  Großen  Rates  bestand 
darin,  daß  er  für  die  beiden  obersten  kantonalen  Be- 
hörden, für  den  Großen  und  Kleinen  Rat,  feste  Regle - 
mente  aufsetzte. 

Der  Große  Rat  •  versammelte  sich  gewöhnlich  eininal 
im  Jahr  auf  den  12.  des  Monats  Mai,  um  das  Mitglied 
zur  Tagsatzung  zu  wählen  und  mit  Vollmachten  und  Ver- 
haltungsbefehlen zu  versehen.  Seine  Sitzungen  sollten 
nicht  über  14  Tage  dauern.  Er  wird  bei  jeder  gewöhn- 
lichen Sitzung  die  Landes rechnungen  abnehmen,  die  Ab- 
schiede- an  die  Hochgerichte  erlassen,  die  Mehren  über 

Möchte  diese  Idee  einem  jeden  von  uns  nicht  nur  in  dieser 
Versammlung,  sondern  auch,  wenn  wir  heim  in  den  wSchooß 
der  Unsrigen  zurückgekehrt  sind,  gegenwärtig  bleiben  etc.  .  ." 
(Bündn.  Monatsblätt  1903,  S.  109.) 

^  Es  wird  eine  Kommission  von  drei  Mitgliedern  ernannt, 
welche  nebst  den  Herren  Häuptern  und  dem  ersten  Sekretär 
des  Großen  Rates  die  Materialien  zu  den  Abschieden  aus- 
ziehen soll  und  zwar  so,  daß  die  eigentlichen  Gesetzesvor- 
schläge, worüber  allein  die  Mehren  der  Gemeinden  einzuholen 
sind,  von  demjenigen,  was  den  Gemeinden  bloß  mitgeteilt  wird, 
genau  zu  unterscheiden  sind.  Das  Ausschreiben  ist  so  einzu- 
richten, daß  die  Gemeinden  deutlich  sehen  können,  worüber 
sie  zu  mehren  haben.    In  dem  Ausschreiben  sollten  die  Ge- 
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den  vorhergehenden  Abschied  aufnehmen  und  auch  die 
Aufnahme  derjenigen  Mehren  revidieren,  welche  von 
seinen  Kommissionen  bereits  klassifiziert  worden  sind. 

Der  Große  Rat  konnte  außerordentlich  versammelt 
werden, 

1.  wenn  der  Landammann  der  Schweiz  ihn  durch  den 
Kleinen  Rat  auffordern  ließ, 

2.  wenn  der  Kleine  Rat  ihn  auf  eingelangtes  Begehren 
anderer  Kantone  zur  Abhaltung  eineir  außerordent- 
lichen Tagsatzung  anfragte. 

Die  Sitzungen  des  Großen  Rates  fanden  zunächst  in 
Chur  statt.  Da  einige  Gemeinden  den  Wunsch  geäußert 
hatten,  daß  der  Sitzungsort  auch  auf  die  andern  Bünde 
abwechselnd  verlegt  werden  möchte,  so  beschloß  der 
Große  Rat  1805  seine  Sitzung  im  Jahre  1806  nach  Ilanz 
und  im  Jahre.  1807  nach  Davos  zu  verlegen.  Und  so  ge- 
schah es  auch.  Jedoch  von  1808  weg  fanden  diese  Ver- 
sammlungen wieder  in  Chur  statt,  da  es  der  Sitz  der 
Regierung  war  und  auch  bessere  Verbindungen  mit  dem 
Kanton  und  der  Eidgenossenschaft  hatte  als  die  von  den 
Paßstraßen  abgelegenen  beiden  andern  Orte.  Die  Mit 
glieder  des  Großen  Rates  blieben  ein  ganzes  Jahr  lang 
im  Amt.  Sie  mußten  am  ersten  Maisonntag  erwählt 
werden.  Alle  übrigen  Besetzungen  von  Ämtern  waren 
nicht  an  die  besagte  Zeit  gebunden.  Die  Mitglieder  des 
Großen  Rates  erhielten  vom  Tage  ihrer  Abreise  vom 
Wohnort  bis  zu  ihrer  Rückkunft  dahin  ein  Taggeld  von 
drei  Gulden  aus  der  Kantonskasse,«  der  Präsident  aber 
vier  Gulden,  insofern  er  nicht  Mitglied  des  Häupterrates 
war.  Die  Häupter  wohnten  den  Sitzungen  des  Großen 
Rates  bei,  hatten  aber  nur  beratende  Stimme.  Die  Häup- 
ter und  ihre  Verwandten  traten  jedesmal  bei  Abnahme 

meinden  aufgefordert  werden,  ihre  Mehren  deutlich  und  be- 
stimmt zu  geben  und  in  dieser  Rücksicht  ausdrücklich  zu  er- 
klären, ob  sie  den  Vorschlag  annehmen  oder  nicht. 
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der  Rechnungen  und  Beratungen  über  ihre  Amtsver- 
waltung ab.  Die  Mitgheder  des  Großen  Rates  saßen 
nach  Bünden  getrennt,  für  die  einzelnen  aber  unter  ihnen 
war  keine  besondere  Rangordnung  festgesetzt  worden. 
Es  wurde  jedesmal  in  der  ersten  Sitzung  des  Großen 
Rates  ein  Dolmetsch  ernannt,  der  den  Mitgliedern, 
welche  die  deutsche  Sprache  nicht  verstanden,  auf  ihr 
Verlangen  den  Vortrag  in  ihre  Sprache  übersetzen  mußte. 
Ebenso  war  jedes  Mitglied  berechtigt,  seine  Meinung  in 
seiner  Muttersprache  zu  geben.  Für  die  Ausschreiben 
an  die  Gemeinden  sollten  nur  diejenigen  Gegenstände, 
welche  von  solcher  Wichtigkeit  waren,  daß  sie  in  Ge- 
setzeskraft erwuchsen,  auch  in  romanischer  und  italie- 
nischer Sprache  gedruckt  werden,  alles  übrige  sollte  in 
der  Hauptsprache,  nämlich  deutsch,  ausgeschrieben  wer- 
den.1805  ersuchte  auch  der  Kleine  Rat  die  Gemeinden, 
daß  an  ihn  keine  in  romanischer  Sprache  verfaßten  Ein- 
gaben gerichtet  werden,  man  möchte  dieselben  deutsch 
abfassen. 

Alle  Wahlen  zu  wichtigen  Ämtern  waren  durch 
Stimmzettel  und  absolutes  Mehren  zu  treffen.  Der  Ge- 
sandte zur  Tagsatzung  und  sein  Mitrat  wurden  nur  für 
eine  Versammlung  der  Tagsatzung  gewählt.  Für  den 
Fall,  daß  der  Gesandte  reformierter  Konfession  sein 
sollte,  wurde  ihm  ein  katholischer  Mitrat  beigegeben, 
und  umgekehrt. 

Die  Kanzlei  des  Großen  Rates  wählte  jede  Groß- 
ratsversammlung aus  ihrer  Mitte  selbst.  Sie  bestand  aus 
einem  Schreiber  aus  jedem  Bund,  unter  welchem  das 

10  Frühere  Versuche,  das  Romanische  zur  offiziellen 
Kanzleisprache  der  Republik  zu  erheben,  waren  erfolglos  ge- 
blieben. In  zwei  Beschlüssen  des  Bundestages  von  1575  und 
1683  wurde  bestimmt,  daß  als  offizielle  Sprache  Bündens 
einzig  das  Deutsche  zu  gelten  habe ;  deshalb  sind  fast  alle 
offiziellen  Schriftstücke  (Urkunden  in  Archiven,  Gesetze,  Ver- 
ordnungen, Protokolle)  deutsch. 
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Los  einen  Oberschreiber  und  zwei  Unterschreiber  be- 
stimmen sollte.  Für  ihre  Bemühung  bezogen  sie  nebst 
dem  Taggeld  eine  tägliche  Zulage  von  einem  Gulden. 

Als  Landesfarben  nahm  man  Grau,  Weiß  und 
Dunkelblau  an.  Für  den  Großen  Rat  wurde  ein  eigenes 
Siegel  mit  den  Insignien  der  Drei  Bünde  und  der  Um- 
schrift „Sigillum  Senatus  Rhaetorum  1803"  angeschafft. 
Doch  brachte  man  zuerst  bei  den  Wappen  jedes  Bundes 
die  nötige  Veränderung  in  Proportion  an.n  Bis  dahin 
sollte  für  die  Akten  des  Großen  Rates  das  Siegel  des 
Gotteshausbundes  gebraucht  werden. 

Der  Kleine  Rat  war  die  vollziehende  Behörde.  Die 
drei  Mitglieder  wurden  bei  der  jeweiligen  Versammlung 
des  Großen  Rates  im  Monat  Mai  von  jeder  Bundesver- 
sammlung frei  aus  allen  Bürgern  ihres  Bundes  erwählt. 
Das  Präsidium  des  Kleinen  Rates  führte  jedes  Mitglied 
desselben  vier  Monate  lang.  Jedes  Mitglied  sollte  ein 
Jahr  lang  diese  Stelle  bekleiden.  Der  Austritt  hatte  auf 
folgende  Weise  zu  geschehen:  Die  austretenden  Häupter 

11  ,, Während  man  für  die  beiden  äußern  Bünde  ge- 
schweifte Schilde  anwandte,  lund  gemäß  der  alten  Bundessiegel 
die  Schildhalter  mit  ihren  Attributen  dahinterstellte,  ließ  man 
die  Madonna  des  Mittelschildes  weg.  Natürlich  paßte  nun  der 
Steinbock  nicht  mehr  in  einen  Schild,  wie  er  für  die  beiden 
andern  Bünde  gewählt  wurde,  man  hätte  dann  ja  über  diesen 
einen  leeren  Raum  gehabt.  So  kam  man  denn  auf  den  eigen- 
tümlichen Einfall,  dem  Steinbock  gar  keinen  Schild  zu  geben  ; 
man  schloß  ihn  einfach  in  ein  Oval  ein,  das  ebenso  groß  war 
wie  diejenigen,  welche  das  Teilwappen  der  beiden  anderen 
Bünde  einschlössen.  Damit  wurde  der  Steinbock  so  groß  wie 
die  beiden  seitlichen  Wappenschilde  plus  Wilder  Mann,  resp. 
St.  Georg.  Nun  war  das  Gleichgewicht  hergestellt,  aber  auch 
aller  Tradition  und  Heraldik  ein  Hieb  versetzt."  (Jeckhn, 
S.  16  ff.) 

Dieses  Wappen  von  1803  mit  den  Bändern  und  Treu- 
bund  ist  neben  andern  Darstellungen  noch  heute  im  Gebrauch 
und  schmückt  alljährlich  den  Kopf  des  ,, Bündner  Kalenders". 
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sollten  unter  sich  vor  Ende  des  Amtsjahres  durch  das 
Los  bestimmen,  welcher  von  ihnen  die  Amtsverwaltung: 
vereint  mit  den  zwei  Neueintretenden  bis  Anfangs  des 
Monats  September  zu  bekleiden  hatte,  worauf  dann  erst 
der  dritte  Neuerwählte  die  Stelle  seines  Vorgängers  über- 
nahm. 

Ein  ausgetretenes  Bundeshaupt  konnte  erst  nach 
Verfluß  eines  Jahres  wieder  zum  gleichen  Amte  gewählt 
werden.  Der  Präsident  des  Kleinen  Rates  erhielt  ein 
Taggeld  von  4  Gulden,  die  andern  zwei  Mitglieder  aber 
empfingen  3  Gulden  und  24  Kreuzer.  Wenn  sie  in 
eigenen  Geschäften  verreisten,  so  stand  ihr  Gehalt  still^ 
und  sie  bezogen  auch  für  die  Reise  nichts.  Wenn  sie 
sich  aber  bei  Mangel  von  Geschäften  durch  einen  Be 
Schluß  vertagten,  so  sollten  sie  für  die  Reise  hin  und  her, 
nach  Verhältnis  ihres  Gehalts  und  Entfernung  ihres 
Wohnorts  Entschädigung  empfangen.  Die  Befugnisse 
des  Kleinen  Rates  waren  folgende :  Vollziehung  aller 
vom  Großen  Rat  ergangenen  Beschlüsse,  Verwaltung 
des  Kantonsvermögens  an  Liegenschaften,  Gefällen,  Zöl- 
len und  Straßengeldern,  Aufsicht  über  die  Landespolizei, 
über  die  Erhaltung  der  Straßen  und  über  das  Transport- 
wesen. Er  hatte  ferner  die  Obliegenheit,  so  oft  bei  ihm 
begründete  Klagen  über  den  Nichtvollzug  von  Zivil- 
oder Kriminalurteilen  einkamen,  die  Vollziehung  der- 
selben zu  veranstalten.  Nebst  dem  Bundeshaupt  wählte 
jede  Bundessession  einen  Bundesstatthalter,  der  dasselbe 
im  Fall  von  Krankheit  oder  Abwesenheit  zu  vertreten 
hatte.  In  Fällen  von  großer  Wichtigkeit  konnte  der 
Kleine  Rat  auch  die  Bundesstatthalter  zur  Beratung  zu- 
ziehen. Eine  Verstärkung  der  Regierung  bedeutete  die 
1806  von  den  Gemeinden  genehmigte  Einführung  einer 
vom  Großen  Rat  zu  ernennenden  „Standeskommission" 
von  drei  Mitgliedern  aus  jedem  Bund,  die  dem  Kleinen 
Rat  als  erweiterte  Behörde  zur  Vorberatung  der  dem 
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Großen  Rate  vorzulegenden  wichtigeren  Geschäfte,  zur 
Anordnung  von  dringenden  Referendumsabstimmungen 
usw.  beigegeben  wurde. 

Der  Kleine  Rat  besaß  eine  eigene  Kanzlei  der 
Oberschreiber  oder  Kanzleidirektor  bezog  den  gleichen 
Gehalt  wie  die  zwei  nicht  präsidierenden  Häupter. 

Die  Häupter  mußten  den  vorgeschriebenen  Eid  mit 
dem  Großen  Rat  schwören,  alsdann  aber  noch  einen  be- 
sondern Eid  in  Hinsicht  auf  ihre  besondere  Verrichtung. 
Als  Gesandten  zur  Tagsatzung  wählte  der  Große  Rat 
Bundespräsident  von  Salis-Sils  und  als  Mitrat  Haupt- 
mann Toggenburg.  Am  26.  April  konnte  der  Große  Rat 
dem  Landammann  der  Schweiz  die  Vollendung  seiner 
Organisation  anzeigen. i3 

12  Die  Kanzlei  des  Kleinen  Rates  befand  sich  zunächst 
im  Haus  ,,Bei  den  Drei  Königen",  wo  noch  einige  Zimmer, 
die  früher  der  ausgetretene  Regierungsstatthalter  besetzt 
hatte,  in  der  Miete  des  Kantons  standen.  1807  kaufte  dann 
der  Kanton  von  den  Erben  des  Bürgermeisters  Rudolf  von 
Salis  das  ,,Neue  Gebäu"  (das  heutige  Regierungsgebäude  oder 
Graue  Haus)  für  die  Summe  von  19  000  Gulden,  welche  in 
vier  jährlichen  Raten  gänzlich  entrichtet  wurde. 

Für  den  Kleinen  Rat  wurde  eine  besondere  Amtskleidung 
eingeführt.  Ein  Beschluß  von  1806  sagt :  Die  Amtskleidung 
der  Herren  Häupter  besteht  in  der  Zukunft  in  einem  Rock 
von  dunkelblauem  Tuch  mit  einem  schwarz sammetnen,  von 
Gold  gestickten  Kragen  mit  zwei  Reihen  Knöpfe,  in  welchen 
ein  Sternchen  von  Goldfaden  angebracht  werden  soll,  in 
schwarzseidenen  Beinkleidern,  gleichem  Gilet  und  einem  auf- 
geschlagenen Hut. 

13  ,,Die  Organisierung  des  Kantons  Graubünden  ist  in 
ihren  wesentlichen  Teilen  vollendet.  In  Eintracht  und  Ruhe 
haben  unsere  Gemeinden  und  Hochgerichte  ihre  Obrigkeiten 
und  die  Mitglieder  des  Großen  Rates  ernannt.  Der  Große 
Rat  hat  sich  geleitet  durch  die  Vorarbeiten  der  Regierungs- 
kommission und  mit  genauer  Rücksicht  auf  die  in  der  Ver- 
mittlungsakte für  diesen  Kanton  bestimmte  Verfassungsgrund- 
sätze organisiert  und  durch  eine  feierliche  Eidesleistung  kon- 
stituiert.  Der  in  unserer  Mitte  herrschende  Geist  der  Mäßi- 
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Am  gleichen  Tage  erließ  er  auch  ein  Dankschreiben 
an  den  ersten  Konsul. 

Vor  allem  erfüllte  die  Mediationsakte  ihren  vornehm- 
sten Zweck:  sie  lenkte  das  von  den  Kriegsstürmen  hin 
und  her  geworfene  bündnerische  Staatsschiff  wieder  in 
ruhiges  Fahrwasser.  Und  das  war  zunächst  das  dringendste 
Bedürfnis.  Nach  den  Jahren  unheilvoller  Parteikämpfe, 
politischer  Unbeständigkeit  und  schwerer  ökonomischer 
Verlustei4  war  die  Sehnsucht  nach  Ruhe  und  gesetzlicher 
Ordnung  groß.i^ 

Das  Volk  wird  zwar  zunächst  die  Änderung  der  Ver- 
fassung kaum  stark  empfunden  haben. i6  Die  alten  Drei 

gung  und  Eintracht  tröstet  uns  über  die  Trübsale  der  Ver- 
gangenheit und  eröffnet  uns  die  frohe  Aussicht  zu  einem 
glücklichen  Erfolg  in  unseren  Verhandlungen."  (Korrespon- 
denz der  Kantone  mit  den  Bundesbehörden.) 

1^  „Durch  die  herben  Kriegsläufe  hat  besonders  die 
ärmere  Klasse  unserer  Mitbürger  sehr  gelitten.  Dennoch 
halten  wir  es  für  unsere  Pflicht,  vor  einer  Auswanderung  nach 
der  Krim  jene  unserer  Mitbürger  zu  warnen,  welche  nach  den 
uns  eingegangenen  Berichten  dazu  sich  verleiten  zu  lassen  im 
Begriffe  sind.  Wenn  auch  fruchtbarer,  so  ist  doch  Ver- 
schiedenheit der  Sitten  und  des  Klimas  vielen  nachteilig,  wozu 
sie  noch  den  Einfällen  der  Tartaren  und  pestartigen  Krank- 
heiten ausgesetzt  sind."  (Publikation  des  Großen  Rates  an 
das  Volk,  Landesschriften  1803.) 

,,0  Deus,  parchire  nossas  treis  ligias ! 
Schuldaus,  gianiras  teng  po  navend ; 
Regi  ti  quella  a  Dai  ad  Ella 
Bien  Regiment,  ti  Deus  pussent !" 

Üna  canzun  digl  prophet  da  las  ligias  ent  igl  onn  1803. 
( Manuskript  Kantonsbibliothek. ) 

1^  ,,Die  neue  Verfassung  ist  gekommen.  Sie  ist  nicht  viel 
wert.  Es  mag  von  Nutzen  sein,  daß  wir  eine  ständige  Re- 
gierung haben,  aber  die  Kosten  läßt  man  uns  zahlen.  Sie  ent- 
hält viele  Reformen.  Immerhin  wählen  wir  unsere  Beamten 
wie  unter  der  alten  Verfassung.  Die  Landsgemeinde  wählt  den 
Landammann  und  Landschreiber  wie  von  altersher."  Robbi, 
S.  32,  33. 
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Blinde  mit  ihren  Hochgerichten  waren  ja  wieder  her- 
gestellt. Die  Hochgerichte  hatten  wieder  ihre  alte  Herr- 
lichkeit, konnten  ihre  Landsgemeinden  abhalten  und  die 
Galgen  in  Funktion  treten  lassen.  Wenn  etwas  dem 
Souverän  ein  Dorn  im  Auge  war,  so  war  es  die  ständige 
Regierung.  Bei  der  Consulta  in  Paris  hatte  Bonaparte 
die  in  Graubünden  herzustellenden  Verfassungszustände 
mit  den  Worten  bezeichnet :  „Aux  Grisons  l'ancienne 
Constitution  avec  plus  de  pouvoir  au  conseil  commun 
ä  Coire."  Und  es  brauchte  wirklich  eine  strengere,  kon- 
zentriertere  Verfassung  mit  ausreichenden  Befugnissen 
der  Kantons behörde,  um  das  Volk  im  Zaum  zu  halten. 
Die  Zustände  in  Bünden  hatten  nicht  selten  den  Ein- 
druck einer  „organisierten  Anarchie"  gemacht.  (Aus- 
druck des  französischen  Gesandten  Florent  Guiot. )  Die 
neue  Regierung  war  sich  der  Schwere  ihres  Amtes  be- 
wußt, war  aber  fest  entschlossen,  ihre  Pflicht  zu  er- 
füllen.i'^  Als  erster  Regierungspräsident  amtete  Vincenz 
von  Salis-Sils,  ein  sehr  tätiger  und  allgemein  geachteter 
Staatsmann.  18 

Die  Aufzeichnungen  von  Paul  Robbi,  eines  schlichten 
Schmiedes  und  Bauers  aus  Sils  i.  E.  mögen  hier  die  ,, Stimme 
aus  dem  Volke"  vertreten. 

1^  Der  Kleine  Rat  an  die  Gemeinden  24.  Mai  1803:  ,, Er- 
kennet, daß  es  die  Gewalt  des  souveränen  Bündnervolkes  ist, 
die  wir  in  seinem  Namen  ausüben,  daß  keiner,  durch  Privat- 
interesse verleitet,  dem  Gebrauch  dieser  Gewalt  widerstrebe. 
Er  würde  dem  Willen  der  Gesamtheit  des  Volkes,  er  würde 
vergebens  widerstreben,  denn  wir  bergen  Euch  nicht,  daß  wir 
den  rechtmäßigen  und  nachdrücklichen  Gebrauch  der  uns  er- 
teilten Befugnisse  als  Pflicht  gegen  das  Vaterland  ansehen, 
und  daß  kein  furchtsamer  Blick  auf  den  Zeitpunkt,  wo  wir  in 
den  Privatstand  zurücktreten  werden,  uns  abhalten  soll,  jede 
unserer  geschworenen  Pflichten,  nach  allen  unseren  Kräften 
zu  erfüllen."  (Landesschriften.) 

18  Vincenz  von  SaHs-Sils  (1760—1832).  Gebildet  auf  den 
inländischen   Lehranstalten   zu   Haldenstein   und  Marschlins, 
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Vergleicht  man  die  neue  kantonale  Organisation  mit 
derjenigen  der  alten  Republik/ so  sieht  man,  daß  der 
Große  Rat  dem  Bundestag,  der  Kleine  Rat  dem  Kleinen 
Kongreß  und  die  Standeskommission  dem  Großen  Kon- 
greß entsprach. 

Unterdessen  trat  in  Freiburg  die  eidgenössische  Tag- 
satzung zusammen.  In  den  Sitzungen  wurde  besonders 
die  Rangordnung  der  Kantone  mit  einer  Wichtigkeit  be- 
/ handelt,  die  für  den  damaligen  Geist  bezeichnend  ist. 
Graubünden  erhielt  den  15.  Rang  zuerteiU.  Waadt, 
St.  Gallen  und  Thurgau  erhoben  Einwendungen  und  be- 
haupteten, es  sollte  die  Rangordnung  bedingt  werden 
durch  die  Zeit,  in  welcher  ein  Gebiet  der  Schweiz  ein- 
verleibt wurde,  gleichviel  ob  als  souveräner  Kanton,  als 
zugewandter  Ort  oder  als  Untertanenland.  In  diesem 
Falle  würde  Thurgau  verlangen,  vor  Graubünden  gesetzt 
zu  werden.  Allein  die  Tagsatzung  trat  auf  diese  Be- 
merkung nicht  ein.  Aus  der  Berichterstattung  des  bünd- 

dann  auf  der  Hochschule  in  Göttingen  und  auf  Reisen  im  Aus- 
lande, trat  er  1779  seine  politische  Laufbahn  mit  Bekleidung 
wichtiger  Ämter  in  den  Untertanenländern  an  und  war  von 
1781  an  fast  ein  halbes  Jahrhundert  lang  Landvogt  des  Ge- 
richts Fürstenau.  Bei  Standesversammlungen,  Tagsatzungen 
und  als  eidg.  Abgeordneter  an  fremde  Mächte  hat  er  allent- 
halben für  die  engere  Heimat  und  das  schweizerische  Vater- 
land überhaupt  verdienstlich  und  ehrenvoll  gewirkt.  Als  Mit- 
glied der  Regierung  und  Präsident  des  Kantonsgerichts,  als 
Kommissär  im  Tessiri,  als  Gesandter  am  Wiener  Kongreß,  als 
Beamter,  Volksfreund,  Beförderer  des  Schulwesens  und  be- 
sonderer Gönner  der  Kantonsschule,  als  Mensch  und  Christ 
war  Salis-Sils  ein  ebenso  tätiger,  als  geschickter  und  hoch- 
verehrter Mann.  Hervorstechende  Züge  in  seinem  Charakter 
waren  ein  sehr  richtiger  Takt,  eine  in  allen  Lagen  des  Lebens 
sich  gleichbleibende  Heiterkeit  des  Gemüts,  Freundlichkeit 
mit  Festigkeit  verbunden,  Herablassung,  ohne  der  Würde  des 
Amtes  etwas  zu  vergeben.  Er  starb  1832  als  der  Letzte  seiner 
Linie.  (Churer  Zeitung  1832,  Nr.  20;  Bündnerzeitung  1832, 
Nr.  21;  Nekrolog,  Druckblatt  Kantonsbibhothek.) 
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nerischen  Abgesandten  ersieht  man  auch,  wie  zeremoniell 
unsere  Landesväter  einst  umgingen. 

^9  Berichterstattung  des  Abgesandten  von  Sahs  -  Sils : 
„Den  26.  Juni  reiste  die  Gesandtschaft  von  Chur  ab  und  kam 
über  Zürich  und  Bern  den  1.  Juh  abends  in  Gesellschaft  meh- 
rerer anderer  Gesandtschaften  in  Freiburg  an.  In  Bern  hielten 
wir  es  für  anständig,  dem  Herrn  Amtsschultheiß  von  Watten- 
wyl  einen  Besuch  abzustatten,  welcher  dann  auch  erwidert 
wurde.  Bei  unserer  Ankunft  in  Freiburg  wurde  uns  das  von 
dem  dasigen  löbl.  Stadtmagistrat  bereits  für  uns  bestimmte 
Quartier  in  einem  Particularhause  angewiesen,  welches  der 
Stand  Freiburg  unentgeltlich  fournierte.  Den  2.  Juli  ver- 
wandten wir  auf  die  gewöhnlichen  Zeremonien-Besuche  •  bei 
dem  Herrn  Landammann  d'Affry,  dem  bevollmächtigten  Mini- 
ster der  französischen  Republik  Herrn  General  Ney,  dem 
spanischen  Gesandten,  den  italienischen  Agenten,  und  den 
bereits  angelangten  Ehrengesandtschaften  der  übrigen  Kan- 
tone, welche  uns  sämtlich  erwidert  wurden,  zum  Teil  auch 
schon  voraus  gemacht  worden  waren.  In  einer  Particular- 
sitzung  sämthcher  Ehrengesandten  bei  dem  Herrn  Land- 
ammann d'Affry  am  3.  Juli  wurde  wegen  Eröffnung  der  Tag- 
satzung Abrede  genommen,  und  über  die  Ordnung  des  Ein- 
sitzens bei  derselben  einstweilen  das  Loos  gezogen,  v/o  uns 
dann  der  11.  Platz  zutraf.  Auch  wurde  in  eben  dieser  Sitzung 
bestimmt,  daß  sowohl  in  der  ersten,  als  folgenden  ordent- 
lichen Sitzungen  nur  die  ersten  Gesandten  reden  und  stimmen 
sollten,  die  Legationsräte  zwar  jederzeit  zugegen  sein,  aber 
nur  in  Abwesenheit  der  ersten  Gesandten  stimmen  und  reden 
möchten.  Am  4.  Juli  als  dem  bestimmten  Tage  der  ersten 
ordentlichen  Sitzung,  begann  morgens  um  8  Uhr  der  feierliche 
Zug  der  sämtlichen  1  agsatzungsglieder  von  der  WohUung  des 
Herrn  Landammann  d'Affry  zur  Franziskanerkirche.  Nach- 
dem hier  eine  jede  Gesandtschaft  den  ihr  angewiesenen  Sitz 
eingenommen  hatte  und  die  Sitzung  durch  den  Herrn  Land- 
ammann eröffnet,  auch  von  dem  französischen  bevollmäch- 
tigten Minister  mit  einer  Anrede  begrüßt  worden  war,  folgte 
der  althergebrachte  Eidgenössische  Gruß.  Am  5.  Juli  fingen 
dann  die  ordentlichen  Sitzungen  der  Tagsatzung  an,  welche  in 
der  großen  Ratsstube  des  Stadthauses  zu  Freiburg  gehaltqn 
wurden.  Für  den  Herrn  Landammann  war  daselbst  ein  etwas 
erhöhter  Sitz  zugerichtet,  vor  welchem  die  Kanzlei  aufgestellt 
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Noch  hielten  sich  indessen  die  Franzosen  im  Lande 
auf,  in  Grau  bün den  fünf  Kompagnien.  Bereits  im  April 
1803  beschloß  der  Große  Rat,  beim  kommandierenden 
General  der  fränkischen  Truppen  emstlich  auf  Abnahme 
derselben  zu  dringen.  Besonders  die  Stadt  Chur  mußte 
schwer  leiden  unter  dieser  Einquartierung.20 

Da  endlich  kam  die  Erlösung.  Am  2.  Februar  1804 
zeigte  der  französische  Kriegsminister  Berthier  dem  Land- 
ammann die  Abberufung  der  französischen  Truppen  an, 
mit  der  freundlichen  Bemerkung,  daß,  falls  zur  Auf- 
rechterhaltung der  Ruhe  in  Helvetien  wieder  franzö- 
sische Truppen  notwendig  seien,  der  erste  Konsul  keine 
Opfer  scheuen  werde.  Daher  erließ  der  Landammann 
die  dringende  Mahnung  an  die  Kantone,  ihre  Polizei - 
und  Militäreinrichtimgen  möglichst  rasch  instand  zu 
setzen,  damit  man  selber  Ruhe  und  Ordnung  im  eigenen 
Land  halten  könne.  Am  14.  Februar  1804  verließen  die 
letzten  französischen  Soldaten  die  Schweiz.  Bald  nach 
dem  Abgange  der  Franzosen  brach  im  Kanton  Zürich 
eine  revolutionäre  Bewegung  los,  der  sogenannte  „Bocken - 
krieg". 21 

war.  Die  übrigen  18  ersten  Gesandten  erhielten  ihre  Plätze 
um  einen  Tisch  auf  Lehnsesseln  und  die  Delegationsräte  etwas 
rückwärts  von  ihnen  auf  Canapees,  usw." 

Am  4.  Oktober  abends,  nach  einer' Abwesenheit  von  101 
Tagen,  kamen  die  bündnerischen  Abgeordneten  wieder  m 
Chur  an.   (Landesschriften  1803.) 

20  Chur  war  während  der  ganzen  Kriegsperiode  durch 
Einquartierungen,  Requisitionen,  Plünderungen  und  andere 
Kriegsdrangsale  schwer  hergenommen  worden.  Kasernen  gab 
es  keine,  und  die  Soldaten  wurden  immer  bei  den  Einwohnern 
einquartiert.  Die  öffentlichen  und  die  privaten  Hilfsquellen 
waren  erschöpft.  Aus  blühendem  Wohlstand  wurde  tiefe 
Armut,  die  gesteigert  wurde  durch  die  Konfiskation  des  Bünd- 
nereigentums im  Veltlin,  Kiefen  und  Worms.  (Schreiben  des 
Bürgermeisters  von  Chur  an  Landammann  dAffry  am  31.  Mai 
1803.   K.  d.  K.  m.  B.) 

21  Im  Kanton  Zürich  hatte  die  Stadt  das  Übergewicht 
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Aus  einer  Angelegenheit  von  ganz  lokalem  Charakter 
wurde  sie  bald  zu  einer  allgemeinen  eidgenössischen.  Am 
8.  April  1804  standen  3062  Soldaten  aus  den  Kantonen 
Zürich,  Bern,  Aargau,  Solothum,  Basel,  Schaffhausen, 
Schwyz  und  Glarus  unter  den  Waffen,  und  wiewohl  der 
Aufruhr  längst  am  Boden  lag,  ließ  man  noch  Unter- 
waldner,  Appenzeller  und  Graubündner  kommen,  damit 
diese  Kantone  nicht  umsonst  mobil  gemacht  hätten. 

In  Chur  langte  am  2.  April  abends  spät  ein  Expresse 
mit  einem  Schreiben  des  Landammanns  der  Schweiz  vom 
30,  März  an  den  Kleinen  Rat  an,  worin  er  zur  Auf- 
bietung eines  Kontingentsbataillons  gegen  die  aufrühre- 
rischen Zürcherbieter  aufforderte  und  die  Ernennung 
des  Herrn  von  Mutach  als  seinen  außerordentlichen 
Kommissär  anzeigte,  dessen  Weisungen  zu  befolgen  seien. 

Durch  Eilboten  erließ  der  Kleine  Rat  ein  Aufforde- 
rungsschreiben  an  die  Gemeinden.  Da  die  Ennetbirger 

über  das  Land.  Die  Macht  des  Kleinen  Rates,  die  Einschrän- 
kung der  Gemeindefreiheit,  der  Mangel  an  Handels-  und  Ge- 
werbefreiheit,  sowie  freier  Niederlassung  usw.  riefen  beim 
Landvolk  eine  tiefe  Verstimmung  hervor.  Insbesondere  er- 
bitterte es  die  Leute,  daß  für  den  Loskauf  der  Zehnten  und 
Grundzinse  ein  hoher  Ansatz  angenommen  und  der  Loskauf 
erschwert  wurde.  Als  im  Januar  1804  eine  Bittschrift  der  Ge- 
meinde Andelfingen  Erleichterung  des  Loskaufs  verlangte, 
wurde  dieselbe  kurzweg  als  verfassungs-  und  gesetzwidrig  er- 
klärt, und  die  Regierung  nahm  Verhaftungen  und  Verhöre 
vor.  Den  Ausschlag  aber  gab  die  Verfügung  des  Großen 
Rates,  daß  im  Laufe  des  März  in  allen  Gemeinden  Huldigung 
und  Treueid  geleistet  werden  müßten.  Bei  der  Vornahme 
dieser  Handlung  gab  es  störende  Auftritte  und  Tumulte.  Die 
Stadt  sandte  Truppen  aus,  bevor  ein  gerüsteter  Feind  im 
Felde  stand.  Die  Aufständischen  am!  See  sammelten,  sich  n.mter 
dem  Schuster  Willi.  Ein  Gefecht  bei  Bocken  gab  der  ganzen 
Bewegung  den  Namen.  Der  Aufstand  wurde  bald  unterdrückt. 
Eidgenössische  Truppen  besetzten  die  Landschaft,  und  ein 
Kriegsgericht  verurteilte  die  Hauptanführer  zum. Tode.  (Vgl. 
Oechsli,  S.  482  ff.) 
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nicht  zu  rechter  Zeit  eintreffen  konnten,  so  brauchte  ihre 
Mannschaft  nicht  auf  die  Sammelplätze  abzugehen,  son- 
dern sollte  sich  nur  bereit  halten.  Einstweilen  sollten  nur 
die  Truppen  diesseits  der  Berge  das  Kontingent  DÜden 
und  abmarschieren.  Die  Gerichte  hatten  für  jeden  Boten 
zum  Großen  Rat  zwölf  Mann  zu  stellen.  Die  Mannschaft 
aus  dem  Gotteshausbund  und  dem  Oberen  'Bund  mußte 
in  Chur,  die  aus  dem  Zehngerichtenbund  am  7.  April  m 
Malans  einrücken.  Für  die  Mannen  von  Disentis  und 
Lugnez  wurden  einige  Zwischeng;emeinden  zu  ihrer  Auf- 
nahme über  Nacht  bestimmt,  falls  sie  nicht  in  einem 
Tage  nach  Chur  marschieren  könnten.  Indessen  langte 
am  6.  April  abends  ein  Dragoner  aus  dem  eidgenös- 
sischen Hauptquartier  in  Wädenswil  in  Chur  an  mit  der 
Meldung,  daß  vom  Bündner  Kontingent  nur  noch  eine 
Kompagnie  zu  marschieren  habe.  In  der  gleichen  Nacht 
noch  versandte  der  Kleine  Rat  durch  Eilboten  Zirkulare 
an  die  Obrigkeiten,  worin  ihnen  angezeigt  wurde,  daß 
die  Hälfte  der  Mannschaft  zurückbleiben  könne.  Sollten 
sich  jedoch  die  auf  dem  Marsch  Begriffenen  nicht  über 
die  Teilung  verstehen  können,  so  könnten  sie  sämtliche 
nach  Chur  kommen.  Am  7.  April  langte  die  erste  Mann- 
schaft in  Chur  an,  die  Mannen  vom  Rheinwald,  Thusis 
und  Elims,  mit  Schreiben  ihrer  Obrigkeiten.  Es  folgten 
andere  Gerichte.  Zum  Kommandanten  der  Kontingents - 
kompagnie  ernannte  der  Kleine  Rat  Rudolf  von  Gugel- 
berg,  als  Offiziere  wurden  ihm  Jakob  Stephan,  Rudolf 
Am  stein  und  Johann  Peter  Riedi  beigegeben.  Um  die 
Mannschaft  kriegsmäßig  auszurüsten,  kaufte  man  eine 
Partie  Pulver  und  Blei,  nebst  einer  Anzahl  Gewehre.  Am 
8.  April,  einem  Sonntag,  trafen  die  Kontingente  der 
meisten  übrigen  Gerichte  in  Chur  und  in  Malans  ein. 

Auch  Schams,  Obervaz  und  Gruob  kamen  mit  Be- 
gleitschreiben ihrer  Behörden.  Die  Mannschaft  wurde 
gemustert,   und    durch  Stellung    von   Freiwilligen  und 
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durchs  Los  wurde  die  erforderliche  Zahl  zur  Formierung« 
der  Kompagnie  gebildet.  Den  Überschuß  entließ  man 
nach  erhaltener  Auszahlung  und  Verpflegung.  Am  9.  April 
marschierte  die  Mannschaft  von  Chur  ab,  vereinigte  sich 
an  der  Zollbruck  mit  denen  aus  dem  Zehngerichtenbund 
und  marschierte  gegen  Sargans  weiter.  Trotzdem  der 
Aufstand  bereits  erloschen  war,  zogen  die  Bündner  bis 
nach  Zürich.  Am  19.  Mai  trat  Hauptmann  Gugelberg 
mit  seiner  Kompagnie  den  Rückweg  an  ,  und  traf  am 
23.  Mai  in  Chur  ein.  Tags  darauf  wurde  die  Mannschaft 
entlassen.  22 

Man  muß  sich  sagen,  daß  die  neue  Regierung  ihre 
Pflicht  getan  hat.  Sie  gab  die  empfangenen  Befehle  so 
rasch  wie  möglich  weiter  und  ließ  auch  Wachen  an  der 
Grenze  aufstellen,  dan^it  sich  nicht  Flüchtlinge  aus  den 
aufrührerischen  Zürcher  Gemeinden  in  den  Kanton  ein- 
schleichen könnten.  An  den  Bürgermeister  von  Chur 
und  den  Landammann  der  Fünf  Dörfer  war  die  Auf- 
forderung ergangen,  solchen  Leuten  nachzuforschen  und 
genaue  Aufsicht  auf  sie  zu  halten.  Weniger  günstig 
stehen  die  Gemeinden  da.  Die  Mannschaft  von  Disentis 
langte  erst  am  10.  April  in  Chur  an.  Ortenstein  und 
Langwies  sandten  keine  Mannschaft!  Dem  Gemeinderat 
von  Maienfeld  war  es  trotz  aller  Mühe  nicht  gelungen, 

22  Heute  früh  wurde  die  Kompagnie  auf  dem  Kornplatz 
aufgestellt,  wo  sie  von  seiner  Weisheit  dem  Herrn  Präsidenten 
von  Salis-Sils  namens  des  Kleinen  Rates  mit  einer  x\nrede  be- 
willkommnet und  nach  bezeugtem  Dank  für  ihre  Dienste  ent- 
lassen wurde.  Worauf  dann  auch  die  dem  Stand  gehörigen 
Waffen  stücke  wieder  zu  Händen  der  Regierung  abgeliefert 
wurden.  Es  wurde  angemessen  gefunden,  den  Soldaten  einen 
Abschiedstrunk  reichen  zu  lassen  und  die  Offiziere  mit  einem 
Mahle  zu  bewirthen."    (P.  d.  K.  R.  24-  Mai  1804.) 

Die  Regierung  des  Kantons  Zürich  übersandte  sodann 
für  die  Teilnehmer  am  Bockenkrieg  als  Denkzeichen  be- 
stimmte Medaillen,  fünf  große  für  die  Offiziere  und  98  kleine 
für  die  Unteroffiziere  und  Soldaten. 


32 


bei  der  Gemeinde  die  Stellung  von  Mannschaft  zu  be- 
wirken. Älmlich  war  die  Stimmung;  im  Oberengadin.23 
In  Vals  wurde  die  Obrigkeit,  die  Stellung  von  Mann- 
schaft verlangte,  bedroht  und  beschimpft.  Es  wird  wohl 
eher  Auflehnung  des  Souveräns  gegen  die  Befehle  der 
Regierung,  als  Teilnahme  mit  den  Aufständischen  ge- 
wesen sein,  welches  die  Gemeinden  zu  ihren  Entschlüssen 
bewog.  Da  einige  Gemeinden  ihr  Kontingent  gar  nicht, 
andere  zu  spät  geschickt  hatten,  so  sah  sich  die  Regie- 
rung genötigt,  die  x\usgebliebenen  durch  andere  zu  er- 
gänzen, welchen  dann  aus  der  Kantonskasse  ein  Tag- 
geld  bezahlt  wurde.  Laut  Beschluß  des  Großen  Rates 
vom  I.  Juni  1804  mußten  dann  alle  Gerichte,  die  keine 
Mannschaft,  oder  zu  spät  gestellt  hatten,  für  jeden  Mann 
30  Kreuzer  für  den  Tag  für  die  ganze  Zeit,  da  das  Kon- 
tingent im  Dienste  und  auf  dem  Marsch  gewesen,  zahlen. 
Diejenigen  Gemeinden,  die  keine  Mannschaft  gestellt 
hatten,  erhielten  einen  scharfen  Verweis,  Maienfeld,  Lang - 
wies  und  Vals  für  ihr  Betragen  noch  besondere  Geld- 
strafen. Im  gleichen  Jahre  erließ  der  Große  Rat  auch 
ein  „Gesetz,  wie  gegen  renitente  Personen  oder  ganze 
Korporationen  zu  verfahren  sei".  Renitente  Korpora- 
tionen wurden  darin  mit  Exekution  und  Überweisung  an 
besonders  aufzustellende  Spezialgerichte  bedroht. 

Großen  Schaden  erlitt  Graubünden,  beziehungsweise 
das  Bistum  Chur,  in  dieser  Zeit  durch  die  österreichische 
Inkameration.    Der  Ursprung    der  Inkamerationsange- 

23  „Von  Chur  ist  an  das  Hochgericht  der  Befehl  ge- 
kommen. 24  Mann  zu  senden,  in  der  Schweiz  sei  ein  Aufstand 
erfolgt.  Das  Hochgericht  hat  sich  am  12^^^  versammelt  und 
die  Verteilung  auf  die  Gemeinden  vorgenommen.  Für  Unter- 
fontanamerla  fanden  sich  Freiwillige,  für  Obfontanamerla,  wo 
empfindlicher  Mangel  an  Männern  ist,  will  sich  selbst  für 
gutes  Geld  niemand  schicken  lassen.  —  Zum  Glück  ist  die 
Ruhe  bald  wieder  hergestellt  worden."  (Robbi,  S.  33.) 
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lög.enheit  ist  in  dem  Reichsdeputationshauptschluß  vom 
25.  Februar  1803  zu  suchen,  durch  welchen  die  geist- 
lichen Staaten  in  Deutschland  säkularisiert  wurden,  um 
die  infolge  der  Abtretung  des  linken  Rheinufers  an 
Frankreich  zu  Verlust  gekommenen  weltlichen  Fürsten 
zu  entschädigen.  Zur  Festsetzung  dieser  Entschädigungen 
war  vom  Regensburger  Reichstag  eine .  außerordentliche 
.Reichsdeputation  eingesetzt  worden. 

Am  24.  August  1802  wurde  von  den  vermittelnden 
Mächten,  Frankreich  und  Rußland,  der  Reichsdeputation 
in  Regensburg  der  in  Paris  aufgestellte  Entschädigungs- 
plan  vorgelegt.  Bei  der  ganzen  Sache  hatte  man  Öster- 
reich, nicht  befragt,  nicht  einmal  unterrichtet.  Alles  war 
ohne  den  Kaiser  und  gegen  den  Kaiser  gemacht  worden. 

Der  ursprüngliche,  am  24.  August  1802  der  Reichs- 
deputation vorgelegte  Entschädigungsplan  machte  ver- 
-  schiedene  Phasen  durch.  Der  neue  Hauptschluß,  der 
vierte  Plan,  wurde  in  der  Sitzung  vom  25.  Februar  1803 
verfaßt.  Nach  diesem  Deputationshauptschluß  vom  25.  Fe- 
bruar 1803  verloren  fünf  schweizerische  Klöster  Be- 
sitzungen, darunter  auch  das  Kloster  St.  Luzi  die  Statt- 
halterei  Bendern  in  Liechtenstein. 

Die  helvetische  Regierung  hatte  1802  durch  die  fran- 
zösischen offiziellen  Blätter  von  dem  Aufteilungsprojekt 
Kunde  erhalten  und  einen  Abgeordneten  nach  Regens - 
bürg  gesandt,  in  der  Person  des  Senators  Stokar.  Die 
Schweiz  wünschte,  daß  der  Artikel  29  des  Entschädi- 
gungsplanes so  redigiert  werde,  daß  die  übrigen  Besit- 
zungen schweizerischer  Klöster  in  Schwaben,  über  welche 
nicht  verfügt  wurde,  der  Schweiz  im  Falle  der  Säkulari- 
sation nicht  entzogen  werden  dürften.  Artikel  29  be- 
friedigte sodann  in  seiner  endgültigen  Form  die  Wünsche 
der  helvetischen  Regierung ;  nur  die  Rückerstattung  der 
fünf  Herrschaften  schweizerischer  Klöster  konnte  nicht 
erlangt  werden  ;  dafür  erhielt  die  Schweiz  als  Entschädi- 

.  3 
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gung  das  Bistum  Chur  und  die  Herrschaft  Tarasp.  Der 
Artikel  29  des  Regensburger  Rezesses  sagt : 

„Die  helvetische  Republik  erhält  zur  Vergütung  ihrer 
Rechte  und  Ansprüche  auf  die  von  ihren  geistlichen  Stif- 
tungen abhängigen  Besitzungen  in  Schwaben,  über  welche 
durch  die  vorhergehenden  Artikel  disponiert  worden  ist, 
das  Bistum  Chur,  hat  aber  für  den  Unterhalt  des  Fürst- 
bischofs, des  Kapitels  und  ihrer  Diener  zu  sorgen ;  so- 
dann die  Herrschaft  Tarasp." 

Der  ideale  Gewinn,  der  aus  dem  Reichsdeputations- 
hauptschluß der  Eidgenossenschaft  erwachsen  ist,  liegt 
darin,  daß  das  Bistum  Chur  nun  wirklich  ein  schweize- 
risches Bistum  wurde.  Der  Bischof  selbst,  der  in  Schul- 
den steckte,  wäre  froh  gewesen,  wenn  die  helvetische 
Regierung  alles  bischöfliche  Gut  eingezogen  und  ihm 
die  durch  den  B^ezeß  vorgesehene  Minimalpension  von 
20  000  Gulden  gewährt  hätte.  Die  helvetische  Regierung 
beauftragte  den  Ejegierungsstatthalter  des  Kantons  Rä- 
tien,  Gaudenz  Planta,  über  die  Vermögens  Verhältnisse 
des  Bistums  behufs  dessen  Säkularisation  genaue  Er- 
hebungen zu  machen.  Planta  ließ  ein  Inventar  über  das 
Bistumsvermögen  aufnehmen  und  überzeugte  sich,  daß 
eine  Säkularisation  nicht  im  Interesse  des  Staates  liege ; 
denn  das  Minimum  der  Rente  von  20000  Gulden  über- 
sfieg  das  Maximum  der  bistümlichen  Jahreseinkünfte. 
Die  Armut  des  Bistums  einerseits  und  die  an  die  Ein- 
ziehung seiner  Güter  geknüpfte  Bedingung,  dem  Bischof, 
dem  Domkapitel  und  ihren  Dienern  eine  Pension  aus- 
zusetzen anderseits,  war  denn  auch  der  Grund,  warum 
die  Säkularisation  nicht  erfolgte. 

Die  Schweiz  durfte  keinen  Anspruch^  auf  Entschäidi- 
gung  erheben,  weil  die  den  deutschen  Fürsten  zuge- 
wiesenen Herrschaften  nicht  als  schweizerisches  Eigen- 
tum angesehen  wurden.  Warum  dennoch  das  Bistum 
Chur  als  Entschädigung  der  Schweiz  überlassen  wurde, 
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ersieht  man  aus  einem  Berichte  von  Stokar,  dem  helve- 
tischen Abgeordneten  in  Regensburg,  wo  er  u.  a.  schreibt : 
„Künftighin  wird  aber,  der  Kurfürst-Erzkanzler  ausge- 
nommen, weder  in  Deutschland  noch  in  der  Schweiz  kein 
Fürstbischof,  kein  FürstalDt  und  kein  Reichsprälat  mehr 
existieren ;  gerade  deswegen  hat  man,  unter  uns  gesagt, 
das  Bistum  Chur  der  helvetischen  Republik  übergeben, 
weil  man  nicht  recht- wußte,  was  man  mit  dem  Herrn 
Bischofen  von  Chur  anfangen  wolle,  und  weil  mian  keinen 
Fürstbischof  mehr  haben  wollte.  "24 

Die  Herrschaft  Tarasp  wurde  ebenfalls  der  Schweiz 
abgetreten,  weil  sie  eine  einem  fremden  Fürsten  gehörige 
Enklave  im  bündnerischen  Gebiete  bildete,  und  weil  man 
es  als  mit  dem  Grundsatz  der  Unabhängigkeit  der  Schweiz 
unvereinbar  ansah,  daß  das  Stimmrecht  des  Fürsten  von 
Dietrichstein  im  Reichstag  sich  auf  eine  innerhalb  der 
Grenzen  der  Schweiz  liegende  Besitzung  gründete.  Der 
Fürst  von  Dietrichstein  mußte  deshalb  Tarasp  abtreten 
und  erhielt  dafür  die  Herrschaft  Neu-Ravensburg,  die 
dem  Stifte  St.  Gallen  gehörte.  Regierungsstatthalter 
Gaudenz  Planta  schrieb  unterm  19.  November  1802  an 
die  helvetische  Regierung  : 

„Die  Wichtigkeit  dieser  Acquisition  besteht  haupt- 
sächlich darin : 
a)  daß  eine  Enclavierung  eines  fremden  Gebietes  da- 
durch gehoben  und  kein  Grund  mehr  da  ist,  durch 
helvetisches  Gebiet  fremde  Truppen  abzusenden,  um 
Tarasp  zu  decken, 
•  b)  daß  in  dem  Bezirk  von  Tarasp  eine  Salzquelle  ent- 
springt, wodurch  mit  Kosten  und  Aufwand  diese  eine 
wichtige  Acquisition  für  Helvetieu  werden  kann. "25 
Den  Kern  der  österreichischen  Inkameration  bildete 
der  vom  Kaiser  an  die  Genehmigung  des  Rezesses  ge- 
knüpfte Vorbehalt. 


24  Bericht,  S.  15. 

25  Bericht,  S.  16. 
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Der  Kaiser  hatte  sich  verpfhchtet,  zur  Ausführung 
des  Entschädigungsplanes  Hand  zu  bieten,  aber  nur 
unter  dem  Vorbehalt  der  Eigentums-  und  anderer  Rechte, 
die  ihm  als  Reichsoberhaupt  und  als  Souverän  der  öster- 
reichischen Erbstaaten  zustanden. 

Unter  Berufung  auf  diesen  Vorbehalt  machte  Öster- 
reich das  sogenannte  Epaven-  oder  Heimfallsrecht  gel- 
tend und  bemächtigte  sich  aller  Besitzungen,  Gefälle  und 
Kapitalien,  welche  die  außerhalb  Österreichs  gelegenen 
und  durch  den  Rezeß  säkularisierten  Bistümer,  Stifter, 
Abteien  und  Klöster  in  den  österreichischen  Erblanden 
hatten. 

Österreich  hatte  seinen  eigenen  Standpunkt,  um  diese 
Inkameration  zu  rechtfertigen.  Das  Bistum  Chur  war  der 
helvetischen  Republik  unter  der  Voraussetzung  überlassen 
worden,  daß  sie  es  säkularisiere  ;  Österreich  betrachtete 
es  demnach  -als  säkularisiert  und  zog  die  in  Tirol  und 
im  Vorarlberg  gelegenen  bischöflichen  Güter,  sowie  die 
in  Österreich  angelegten  Kapitalien  als  bona  vacantia  ein. 

In  den  Unterhandlungen  mit  Österreich  von  1804 
bis  1805  betonte  dieses,  daß  durch  die  Inkameration  die 
Integrität  des  eidgenössischen  Staates  nicht  nur  nichts 
verloren,  sondern  die  aufgelösten  Fürstentümer  Chur  und 
Tarasp  in  Bünden  geAvonnen  habe.  Der  österreichische 
Kaiser  bestand  ausdrücklich  darauf,  daß  das  Vermögen 
des  Plochstifts  Chur  nie  der  Eidgenossenschaft  gehörte 
und  derselben  unmöglich  ein  älteres  oder  stärkeres  Recht 
zugefallen  sein  kann,  als  das  fiskalische  Heimfallrecht 
Seiner  Majestät  als  Souveräns  ist. 

Dem  Bischof  von  Chur  war  durch  Verordnung  vom 
7.  Januar  1804  eine  jährliche  Entschädigung  von  4000 
Gulden  Wiener  Währung  angewiesen  worden.  Durch 
Annahme  dieser  Pension  erkannte  der  Bischof  still- 
schweigend die  Säkularisation  des  Churer  Bistums  an. 

Durch   den   Preßburger  Frieden  von   1805  kamen 
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Tirol  und  Vorarlberg  an  Bayern.  Die  strenge  Hand- 
habung der  Rechte  des  Staates  in  kirchlichen  Dingen 
seitens  der  bayrischen  Regierung  riefj  im  Jahre  1807 
einen  heftigen  Kulturkampf  in  Tirol  hervor.  Die  bay- 
rische Regierung  ließ  den  Bischof  von  Chur  über  die 
Grenze  schaffen.  Zugleich  knüpfte  Bayern  Unterhan d- 
lungien  mit  Rom  an  und  erwirkte  die  Trennung  Tirols 
und  Vorarlbergs  von  der  Diözese  Chur.  Tirol  wurde  pro- 
visorisch der  Diözese  Brixen  einverleibt.  Nachdem  in- 
folge des  Wiener  Kongresses  Tirol  und  Vorarlberg  wieder 
mit  Österreich  vereinigt  worden  waren,  verfügte  ein  päpst- 
liches Breve  vom  24.  August  18 14,  daß  die  im  Jahre 
1809  dem  Bistum  von  Brixen  provisorisch  einverleibten 
Diözesanteile  dem  Bischof  von  Chur  zurückgegeben  wer- 
den sollten.  Österreich  aber  verweigerte  dem  Breve  das 
Placetum  regium,  weil  es  durchaus  nicht  zugegeben  wer- 
den '  könne,  daß  ein  im  Auslande  stehender  Bischof  in 
den  k.  k.  Staaten  die  geistliche  Jurisdiktion  ausübe.  Der 
Papst  mußte  nachgeben  und  durch  Breve  vom  27.  Januar 
181 5' wurden  die  Anteile  des  Churer  Bistums  in  Tirol  und 
Vorarlberg  von  diesem  definitiv  getrennt  und  der  Diözese 
Brixen  einverleibt. 

So  verlor  das  Bistum  Chur  zwei  seiner  alten  und 
wesentlichen  Anteile  in  Tirol  und  Vorarlberg  mit  einer 
Bevölkerung  von  ungefähr  80  000  Seelen. -6 

-f^  Dazu  kam  1811  noch  ein  neues  Unglück.  „Den  13.  Mai 
brach  in  Chur  in  einem  Domherrenhaus  eine  Feuersbrunst 
aus,  welche  in  wenigen  Stunden  die  traurigsten  Verheerungen 
anrichtete.  Die  ganze  Dachung  der  alten  Domkirche  bis  auf 
das  Gewölbe  und  der  dazu  gehörige  Turm  gingen  in  Flammen 
auf.  Das  in  letzterm  befindliche  schöne  Geläute  stürzte  in  die 
Glut  und  verschmolz.  Das  Dekanat,  wo  das  Feuer  ausge- 
brochen war,  mit  dem  Nebengebäude,  das  Benefiziathaus,  die 
Domkusterei  mit  der  Kapitelbibliothek  und  dem  Zugebäude, 
das  Hospizium  der  die  Pfarrei  auf  dem  bischöflichen  Hof  ver- 
sehenden Kapuziner,  nebst  einigen  Privathäusern,  wurden 
sämmtlich  ein  Raub  der  so  unaufhaltsam  fortwütenden  Flam- 
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Außer  dem  Bischof  und  Domkapitel  von  Chur  wur- 
den auch  das  Kloster  Münster,  das  Kloster  St.  Luzi,  die 
Pfarrei  Churwalden  und  der  Kanton  selbst  mit  Rücksicht 
auf  Zubehörden  der  Herrschaft  Tarasp  von  der  öster- 
reichischen Inkameration  betroffen.  Der  Bischof  und 
das  Domkapitel  besaßen  Güter  und  Gefälle  im  Vintsch- 
gau  und  Vorarlberg.  Der  Bischof  von  Chur  war  überdies 
Gläubiger  gegenüber  der  österreichischen  Regierung  im 
Betrage  von  93  000  Gulden  Reichswährung,  welche  im 
Jahre  1738  dem  kaiserlichen  Hause  dargeliehen  worden 
waren.  Das  Frauenkloster  Münster  besaß  Güter  und 
Grundzinse  im  Vintschgau.  Das  Kloster  St.  Luzi  hatte 
Güter  und  Kapitalien  im  Vorarlberg  und  besonders  im 
Fürstentum  Liechtenstein.  Der  Pfarrei  Churwalden  ge- 
hörten die  Einkünfte  aus  einem  Bauernhof  in  Altenstatt, 
der  Herrschaft  Tarasp  die  Einkünfte  aus  der  Propstei 
in  Eirs. 

Die  Verhandlungen  wegen  der  Inkamerationsange- 
legenheit  zogen  sich  weiter  durch  das  ganze  19.  Jahr- 
hundert. Die  Kantone  St.  Gallen  und  Graubünden  ließen 
ihre  Ansprüche  nicht  fahren.  Am  19.  und  20.  Mai  1896 
fand  in  Ragaz  eine  Konferenz  statt  zwischen  Delegierten 
des  Bundesrates  und  der  beteiligten  Kantone  und  Kor- 
porationen, um  die.  von  Graubünden  und  St.  Gallen 
gegen  Österreich  erhobenen  Ansprüche  wegen  der  von 

men,  daß  die  Bewohner  dieser  Gebäude  größtenteils  nichts 
von  ihren  Habseligkeiten  zu  retten  im  Stande  waren.  Ein 
gleiches  Schicksal  traf  das  nahegelegene  Kloster  St.  Luzi,  das 
mit  allen  seinen  ökonomischen  Gebäuden,  samt  der  Kloster- 
kirche und  dem  Turme  bis  auf  die  Mauern  niederbrannte.  Bei 
der  Schnelligkeit,  mit  der  die  Flammen  sich  in  diesen  Ge- 
bäuden verbreiteten,  war  Rettung  unmöglich  und  die  sämmt- 
lichen  Kloster-  und  SeminarialmobiUen, .der  beträchtliche  Vor- 
rat von  Viktualien,  die  Bibliothek  und  die  Personalhabselig- 
keiten von  16  Klerikern,  37  Studenten  und  10  Domestiken 
wurden  vom  Feuer  verzehrt."  (Landesschriften.) 
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diesem  Staate  im  Jahre  1803  eingezogenen  Güter  kirch- 
licher Stiftungen  zu  prüfen,  sowie  um  bei  eventueller 
Geltendmachung  dieser  Ansprüche  das  einzuschlagende 
Verfahren  festzustellen.  Diese  Konferenz  förderte  nichts 
Neues  zu  Tage.  Die  Anträge  des  politischen  Departe- 
ments''an  den  schweizerischen  Bundesrat  gingen  dahin, 
dem  Gesuch  der  Regierung  des  Kantons  Graubünden,  die 
Reklamationen  betreffend  das  Bistum  Chur,  das  ehe- 
malige Kloster  «St.  Luzi,  das  Frauenstift  Münster,27  die 
Pfarrei  Churwalden  und  Tarasp  bei  der  österreichischen 
Regierung  anhängig  zu  machen,  sei  keine  Folge  zu 
geben.  Ebenso  erging  es  dem  Kanton  St.  Gallen. 

Inzwischen  brach  1805  der  dritte  Koalitionskrieg 
los.2s  Zum  ersten  Mal  wieder  seit  der  Revolution  gingen 

Am  24.  Juli  1896  erklärte  der  Konvent  des  Klosters 
Münster:  ,,Die  an  uns  gestellte  Anfrage,  ob  das  Kloster 
Münster,  Kanton  Graubünden,  wünsche,  daß  die  Herausgabe 
seines  auf  österreichischem  Gebiete  gelegenen  Vermögens  er- 
folge, beehren  sich  die  Unterzeichneten  dahin  zu  beantworten, 
daß  das  Frauenkloster  Münster  mit  der  gegenwärtigen  promp- 
ten Verwaltung  seines  im  Tyrol  gelegenen  Vermögens  sich 
seit  Jahren  befreundet  hat  und  daher  keinen  hinreichenden 
Grund  zu  haben  glaubt,  um  diesbezüglich  eine  Änderung  zu 
wünschen." 

Österreich  bezahlt  denn  auch  regelmäßig  gegen  Vor- 
legung eines  von  der  österreichisch-ungarischen  Gesandtschaft 
in  Bern  beglaubigten  Zeugnisses,  daß  das  Kloster  unverändert 
fortbesteht,  die  jährlichen  Einkünfte  des  im  Vintschgau  be- 
findlichen Vermögens,  gibt  aber  dieses  nicht  heraus,  um  sich 
die  Ausübung  des  Epavenrechts  für  den  Fall  zu  sichern,  daß 
das  Stift  früher  oder  später  eingehen  oder  aufgehoben  würde. 
(Bericht,  S.  88  ff.) 

28  Die  antinapoleonische  Propaganda  suchte  von  Tirol 
aus  auch  die  Schweiz  zu  beeinflussen.  Der  Bischof  Karl 
Rudolf  hatte  zeitweise  seine  Residenz  in  seinem  tirolischen 
Anteil,  in  Meran.  In  Meran  hielten  sich  mehrere  hervor- 
ragende englische  und  französische  Emigranten  auf,  sowie 
auch  verschiedene   Bündner  Flüchtlinge.    Während  längerer 
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die  Schweizer  aller  Kantone  ^  und  Parteien  einig  in  dem 
Entschlüsse,  daß  alles  an  die  Erhaltung  der  Neutralität 
gesetzt  werden  müsse,  und  zum  Glück  trafen  die  Absich- 
ten der  kriegführenden  Mächte  mit  diesem  sehnlichen 
Wunsche  zusammen.  General  Wattenwyl,  der  frühere 
Landammann,  leitete  diese  .  schweizerische  Grenzbeset- 
zung. Der  Aufmarsch  der  kleinen  Armee  vollzog  sich 
verhältnismäßig  rasch  und  in  leidlicher  Ordnung.  Schaf f- 
hausen,  das  St.  Galler  Rheintal  und  Graubünden  waren 
die  drei  bedrohten  Gebiete,  von  denen  jedes  durch  eine 
kleine  Division  besetzt  wurde. 29 

Zeit  trafen  sich  diese  Gegenrevolutionäre  allabendlich  in  den 
geräumigen  Sälen  des  Churer  Bischofs,  und  während  dieser 
sie  reichUch  mit  Speise  und  Trank  regalierte,  walteten  oft 
äußerst  erregte  Beratungen  darüber,  wie  wohl  am  besten  den 
bestehenden  Zuständen,  in  der  Schweiz  und  in  Frankreich  ein 
möglichst  rasches  Ende  bereitet  werden  könnte. 

Die  Vertrauten  und  Verbündeten  des  Meraner  Komitees 
waren  etappenweise  derart  verteilt,  daß  sie  von  Meran  bis 
zur  Schweizergrenze  eine  ununterbrochene  Kette  bildeten. 
(Vischer,  S.  146  ff.) 

29  Die  Division  Gady  besetzte  Graubünden.  Am  31.  Ok- 
tober konnte  die  Mehrzahl  der  eidgenössischen  Milizen  ent- 
lassen werden  und  gegen  Schluß  des  Jahres  auch  der  bisher 
noch  in  Graubünden  verbliebene  Rest  derselben.  Nur  mit 
äußerster  Mühe  hatten  sich  diese  in  den  von  einem  schnee- 
reichen und  eisigen  Winter  heimgesuchten  Gebirgstälern  Bün- 
dens so  lange  zurückhalten  lassen.  Als  dann  endlich  im  De- 
zember alle  Gefahr  geschwunden  war  und  die  vom  Feinde  ge- 
schlagene, bisher  an  Bündens  Grenze  herumstreichende  wSol- 
dateska  sich  ebenfalls  mehr  und  mehr  verlaufen  hatte,  wurde 
auch  den  letzten  Eidgenossen  gestattet,  das  Territorium  von 
Bünden  zu  verlassen. 

Nach  einem  Bericht  von  Heinrich  Bansi  aus  Silvaplana 
herrschte  in  Graubünden,  namentlich  im  Engadin  und  Bergell, 
eine  ungemeine  Erbitterung  gegen  die  Franzosen.  Daher 
wurde  die  Gegenwart  eidgenössischer  Truppen  in  Bünden  auch 
dann  noch  als  eine  Forderung  unbedingter  politischer  Not- 
wendigkeit betrachtet,  als  sich  der  Krieg  schon  längst  von 
den  Grenzen  des  Landes  entfernt  hatte.  (Vischer,  S.  263,  265.) 
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xA.nfangs  September  hatte  der  Kleine  Rat  vom  Land- 
ammann die  Mitteilung  erhalten,  daß  Österreich  Truppen 
im  Tirol  zusammenziehe,  und  daß  man  Grenzposten  und 
Grenzsäulen  aufstellen  solle.  Zu  gleicher  Zeit  erließ  der 
Große  Rat  eine  Verordnung  an  die  Gemeinden  betreff 
der  Versorgung  mit  Lebensmitteln. -^o  Die  Regierung  ließ 
durch  die  Obrigkeiten  von  Remüs,  Schieins  und  Münster 
Wachtposten  bei  Martinsbruck  und  Taufers  aufstellen. 
Die  Obrigkeit  vom  Münstertal  erhielt  noch  den  beson- 
deren Auftrag,  sobald  die  Truppen  in  Bormio  einrücken 
sollten,  auch  diese  Seite  zu  bewachen.  Als  Kommandant 
der  beiden  Grenzwachen  im  Unterengadin  und  Münster- 
tal wurde  Lieutenant  Hartmann  ernannt.  Dieser  hatte  die 
Neutralitätserklärung  an  die  jenseits  der  hiesigen  Grenze 
kommandierenden  Offiziere  zu  übergeben  und  noch  münd- 
lich die  Versicherung  zu  wiederholen,  daß  die  Eidge- 
nossenschaft nichts  angelegentliche;'  wünsche,  als  in  jedem 
Fall  ihre  Neutralität  zu  erhalten  und  Beweise  ihrer  auf- 
richtig nachbarlichen  Gesinnung  geben  zu  können. 

Bei  Brusio,  Castasegna,  Splügen,  gegen  St.  Giorgio 
und  die-.  Förcola  waren  inf  olge  getroffener  Sanitätsmaß - 
regeln  bereits  Wachen  aufgestellt.  An  der  Luziensteig 
und  an  den  Pässen  im  Prätigau  gegen  das  Montafun  hin 
errichtete  man  einstweilen  nur  Grenzsäulen.  Der  Kanton 
Graubünden  mußte  vorerst  nur  ein  Drittel  des  Standes- 
köntingents  bereit  halten,  welches  durch  das  Los  heraus - 


,,Da  die  an  den  Schweizergrenzen  sich  versammelnden 
verschiedenen  Armeen  eine  Sperrung  der .  nötigsten  Lebens- 
mittel nach  sich  ziehen  könnten ^  so  werden  die  Vorsteher 
eines  jeden  Hochgerichts  oder  Gerichts  ihre  Gerichtsgenossen 
durch  öffentlichen  Ruf  auffordern  und  ermahnen,  sich  mit  hin- 
länglichen Vorräten  bis  zu  der  nächsten  Ernte  zu  versehen, 
damit  niemand  in  Hunger  und  Mangel  gerate,  und  auch  innert 
ihren  Grenzen  den  schädlichen  Vorkauf  aller  Lebensmittel 
auf  das  ernstliche  verbieten."  (Landesschriften.) 
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gezogen  wurde. Dieser  Drittel  erhielt  den  Befehl,  nach 
den  bestimmten  Sammelplätzen  zu  marschieren,  wo  die 
Kompagnien  von  den  Hauptleuten  nach  dem  vorgeschrie- 
benen Reglement  organisiert  und  daraufhin-  mit  der  Er- 
mahnung, daß  die  Mannschaft  sich  auf  den  ersten  Wink 
zum  Abmarsch  bereit  halte,  entlassen  wurden.  Zwei  der 
mobil  gemachten  Bündnerkompagnien  hatten  darauf  zu 
dem  nach  Bünden  bestimmten  Bataillon  des  Oberstlieute- 
nants Freuler  zu  stoßen.  Zum  Kantonsobersten  wurde 
Oberstlieutenant  Pellizari  ernannt.  Inzwischen  besetzten 
eidgenössische  Truppen  das  Prätigau,  Engadin,  Bergell 
und  Münstertal,  und  am  8.  Oktober  ließ  der  Kleine  Rat 
Lieutenant  Planta  seine  Wachtposten  einziehen. 

Am  gleichen  Tage  teilte  der  Kleine  Rat  dem  Land- 
ammann mit,  daß  nunmehr  fünf  Kompagnien  des  Kan- 
tonskontingents unter  dem  Kommando  von  Oberstlieute- 
nant Castelberg  in  ein  Bataillon  vereinigt  und  mobil  ge- 
macht worden  seien.  Zum  Glück  jedoch  blieben  die 
Grenzen  unverletzt  und  blieb  der  Schweiz  jede  ernste 
Probe  ihres  unfertigen  Heerwesens  erspart.  Ende  Januar 
1806  konnten  die  letzten  Kompagnien  der  eidgenössischen 
Armee  entlassen  werden. ^2 

31  ,,Der  Große  Rat  hat  sich  zur  Beratung  der  Landesver- 
teidigung und  Wahrung  der  Neutralität  versammelt.  Zu  die- 
sem Zwecke  soll  Graubünden  1200  Mann  stellen  und  die  Hoch- 

(^gerichte.  je  600  Gulden  beitragen.  Sils  und  Silvaplana  haben 
zusammen  fünf  Mann  zu  stellen,  welche  unter  den  Einwohnern 
(sowohl  Bürgern  als  Hindersässen)  vom  erfüllten  18.  bis  zum 
erfüllten  40.  Altersjahre  auszuloosen  sind.  Man  hat  schließ- 
lich nicht  das  Loos  gezogen,  sondern  die  fünf  Mann  erkauft. 
Jedem  Dienstl_eistenden  sind  7  Gulden  monatlich  zu  zahlen, 
und  zwar  fällt  diese  Entschädigung  zu  Lasten  der  auf  diese 
Weise  dienstbefreiten  Männer."   (Robbi,  S.  34  ff.) 

32  Schon  während  der  Grenzbesetzung  von  1805  kamen 
von  den  Regimentern  der  Alliierten,  die  in  der  Nähe  unserer 
Grenzen  kantonnierten,  eine  große  Anzahl  Deserteure  in  un- 
sern  Kanton,  oft  ganze  Abteilungen.   Auch  in  den  folgenden 
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Weniger  glatt,  wenn  auch  ohne  Blut,  verlief  einige 
Jahre  später  die  Grenzbesetzung  von  1809. 

Im  Tirol  hatte  sich  das  Volk  unter  Andreas  Hofer 
gegen  die  bayrisch -französische  Herrschaft  erhoben,  das 
Vorarlberg  schloß  sich  dem  Aufstand  an.  Gleichzeitig  - 
brachen  auch  im  Veltlin  Unruhen  aus.  So  mußte  die 
Grenze  von  Schaffhausen  bis  zum  Tessin  besetzt  werden. 
General  V/attenwyl  hatte  sein  Hauptquartier  in  St.  Gallen. 

Die  Division  Pellizari-^^  bewachte  die  Grenze  von 
Grau bün den,  und  zwar  die  Brigade  Pellizari  Engadin, 

Jahren  wiederholte  sich  diese  Erscheinung  und  gab  öfters  den 
Anlaß  zu  Anständen  zwischen  der  Bündnerregierung  und  den 
Nachbarländern,  namentlich  Italien  und  Bayern.  Auf  die  Klage 
des  bayrischen  Gesandten,  daß  bayrischen  Untertanen,  welche 
ihr  Väterland  verlassen,  um  sich  der  Konskription  zu  ent- 
ziehen, in  Graubünden  öffentlich  Schutz  gewährt  werde, 
schreibt  der  Kleine  Rat  1807  an  den  Landammann:  ,,Seit  un- 
denklichen Jahren  haben  sich  jährlich  und  vorzüglich  zur 
Sommerszeit  eine  große  Anzahl  Vorarlberger,  Montafuner  und 
Tyroler  in  Bünden  eingefunden,  um  ihren  Unterhalt  teils 
durch  Feldarbeit,  teils  als  Handwerker,  besonders  Maurer  und 
Zimmerleut,  zu  verdienen  und  haben  gegen  den  Winter  das 
Erworbene  in  ihre  Heimat  zurückgebracht.  Die  Gegenwart 
dieser  Leute  auch  in  den  letzten  Jahren  war  also  kein  Gegen- 
stand, der  die  besondere  Aufmerksamkeit  der  Regierung  hätte 
erregen  oder  sie  besorgt  machen  können,  daß  darin  ein  Grund 
zu  Beschwerden  über  unnachbarliches  Benehmen  gesucht  wer- 
den würde." 

33  über  Pellizari,  einen  Bündner  von  Langwies,  urteilte 
der  General:  ,, Dieser  kriegserfahrene,  kluge,  rechtschaffene, 
dem  gemeinsamen  Vaterland  mit  ganzer  Seele  ergebene  eid- 
genössische Oberst  war  ganz  besonders  durch  seine  Kenntnis 
der  Gegend  und  der  Landesbewohnef  geeignet,  diesem  wich- 
tigen Posten  vorzustehen.  Der  eidgenössische  General  über- 
trug in  der  großen  Entfernung  dieser  Gränze  die  Bewachung 
des  eidgenössischen  Bodens  diesem  verdienstvollen  Offizier  mit 
unbegränztem  Zutrauen ;  die  ihm  gegebene  Instruktion  wurde 
mit  Einsicht  und  gewissenhaft  befolgt.  Er  übte  eine  rastlose 
Wachsamkeit  aus,  unterhielt  bei  seinen  Truppen  eine  treffliche 
Manneszucht  und  ließ  den  Dienst  mit  Genauigkeit  versehen. 


44 


Münstertal  und  Puschlav,  und  die  Brigade  Guyguer  das 
Prätigau,  Maienfeld,  Sargans  und  Werdenberg.  Im  En- 
gadin  befanden  sich  ein  Bataillon  Zürcher,  drei  Kom- 
pagnien Thurgauer  und  eine  Kompagnie  Luzerner  Scharf- 
schützen. Das  Bündner  Bataillon  gehörte  der  Brigade 
Ziegler  an  und  befand  sich  in  Goßau  und  Umgebung. 
Bevor  noch  die  eidgenössischen  Kontingente  auf  den 
Füßen  standen,  hatte  Bünden  Milizen  nach  Martinsbruck 
geschickt,  den  Tirolern  den  Eingang  zu  wehren.  Mit 
vorrückender  Jahreszeit  schmolz  der  Schnee,  und  wo 
vorher  die  Natur  Schranken  gesetzt  hatte,  da  mußten 
nun  auch  Truppen  hingestellt  werden.  Im  Mai  brach 
der  Aufstand  im  Veltlin  los,  worauf  die  Bündnerregierung 
Miliz-en  im  Puschlav  aushob. 

Erst  später  erschienen,  von  Pellizari  geschickt,  zwei 
Kompagnien  im  Bergell.  Die  Truppen  wurden  dann  ver- 
mehrt. In  Splügen  wurde  ein  Posten  von  Einheimischen 
in  Sold  genommen. 

Die  Truppen  hatten  genug  zu  tun,  um  die  Flüch- 
tigen, Aufwiegler  und  Vaganten  aller  Art  zurückzutreiben. 
Namentlich  seit  dem  Monat  Mai  wurde  den  Offizieren 
strenges  Vorgehen  gegen  die  Deserteure  eingeschärft. 
Es  war  aber  unmöglich,  allen  Flüchtlingen  den  Weg  zu 
verlegen. 34  Der  französische  Gesandte  in  der  Schweiz, 
Graf  Talleyrand,  war  unerschöpflich  in  Klagen  gegen 
Graubünden.  Die  Anstrengungen  der  bündnerischen  Re- 
gierung scheiterten  oft  am  Eigenwillen  selbstherrlicher 

Durch  seine  Sorge  wurde  die  Mannschaft  so  wohl  verpflegt, 
als  es  die  rohe  und  bedürftige  Gegend  gestattete."  (v.  Miilinen, 
S.  172,  173.) 

34  Da  die  Kontrolle  der  Konskribierten  im  Oberengadin 
während  der  Heuernte,  die  von  einigen  hundert  Ausländern, 
worunter  sich  auch  Italiener  befinden,  besorgt  wird,  beschwer- 
lich ist,  so  beschheßt  der  Große  Rat  16.  Mai  1809,  daß  im 
Oberengadin  während  der  drei  Monate  der  Heuernte  sich  die 
Obrigkeiten  einige  Nachsicht  sollen  erlauben  dürfen. 
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Gemeindevorsteiier.  Namentlich  war  es  aber  Italien,  wel- 
ches durch  eigene  Ohnmacht  und  Gleichgültigkeit  ver- 
schuldete Mißerfolge  den  Bündnern  in  die  Schuhe  schob. 
Da  ist  es  denn  auch  zu  begreifen,  daß  der  Bündner- 
regierung die  Geduld  ausging,  und  daß  sie  sich  erst  recht 
sträubte,  fremder  Herren  Diener  zu  sein,  und  aus  Trotz 
und  Absicht  die  Augen  zudrückte. 

Am  14.  Juli  1809  erhielt  der  schweizerische  Ge- 
schäftsträger in  Mailand  eine  heftige  Note  vom  italie- 
nischen Ministerium  des  Auswärtigen,  worin  mit  uner- 
hörter Schärfe  die  Gleichgültigkeit  der  Regierung  in 
Chur  und  das  Betragen  der  Einv/ohner  von  Poschiavo, 
Brusio  und  andern  Grenzgegenden  getadelt  wurde,  denen 
enge  Beziehungen  mit  den  Veltlinern  und  Tirolern  vor- 
geworfen wurden. 35  Namentlich  wurden  ihnen  Pulverver- 
kauf und  ähnliche  Begünstigungen  zur  Förderung  des 
Aufstandes  schlimm  angerechnet. 

Plier  in  dieser  Not  taucht  auch  zum  ersten  Mal  ein 
Name  auf,  der  nachher  die  Regierung  mit  Sorge  erfüllte, 
„un  certo  giovine  Schenardi  di  Rogoreto".  Er  wird  als 
Aufwiegler  und  Bote  des  Feindes  zur  Ausbreitung  der 
schlimmen  Gesinnung  in  Graubünden  bezeichnet. 

Diesmal  wurden  die  Nachforschungen  beschleunigt. 
Man  verbarg  sich  nicht,  daß  vor  dem  Einmarsch  der 
Truppen  Ausreißer  sogar  von  Gemeindevorstehern  ge- 
duldet worden  waren.  Zugleich  aber  war  man  empört 
über  die  Übertreibungen  der  italienischen  Regierung. 
Viele  der  Beschuldigten,  die  auf  der  Namensliste  prang- 
ten, waren  nachweislich  nie  in  Graubünden  gewesen. 
Andere,  die  da  verborgen  sein  sollten,  hielten  sich  ruhig 
in  ihrer  Heimat  auf.  Grenzoffizier  Heß  in  Puschlav  stat- 
tete daraufhin  einen  erbitterten  Rapport  an  Pellizari  ab. 
Es  sei  unmöglich,  alle  Klüfte  und  Schluchten  zu  durch- 
streifen und  von  dem  italienischen  Gesindel  zu  reinigen. 

35  Steiner,  S.  209  ff . 
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Die  Offiziere  nahmen  in  den  Dörfern  Haussuchungen 
vor,  aber  ohne  Erfolg.  Die  Vorsteher  ließen  es  an  jeder 
Hilfe  fehlen.  Die  Untersuchungen  in  Graubünden  waren 
zum  vornherein  aussichtslos,  da  der  General  niqht  auf 
■  die  Regierung  zählen  durfte.  Rückhaltlos  bekannte  er 
dem  Landammann,  daß  diese  nicht  den  nötigen  Einfluß 
habe  „dans  cette  democratie  monstrueuse". 

Zum  Unglück  ließen  es  die  Tiroler  und  Vorarlberger 
an  keinen  Bemühungen  fehlen,  um  die  Grenzkantone 
zum  Anschluß  zu  bewegen,  und  das  verlieh  den  franzö- 
sischen Klagen  Kraft  und  Sicherheit.  In  Innsbruck  vor- 
gefundene Briefe  beweisen,  daß  die  Aufständischen  auf 
Unterstützung  durch  die  Schweizer,  namentlich  der  Grau- 
bündner  gehofft  hatten. 36 

Als  einst  Tiroler  in  der  Nähe  von  eidgenössischen 
Vorposten  vorbeizogen,  grüßten  sie  mit  dem  lauten  Ruf : 
„Es  lebe  der  Kaiser!   Es  lebe  die  Schweiz!" 

In  Graubünden  lag  das  österreichische  Rhäzüns.  Von 
dort  aus  konnte  das  Wienerka binett  mit  den  Bündnern  in 
Verbindung  treten.  Diese  Propaganda  fürchtete  der  fran- 
zösische Gesandte  Talleyrand.-  Im  Sommer  1809  machte 
er  eine  Reise  in  die  Ostschweiz.  Nach  einem  glänzenden 
Empfang  in  St.  Gallen  mit  Ehrenbezeugungen  und  Fest- 
lichkeiten kam  er  nach  Chur  und  wurde  von  der  Re- 
gierung —  gebührend  aufgenommen.  Teilnahmslos  hielt 
sich  das  Volk  beiseite.  Ein  Mitglied  der  Regierung  ge- 
stand dem  überraschten  Minister,  man  könne  fast  ein 
Drittel  der  Bevölkerung  als  Anhänger  Österreichs  rech- 
nen. Seit  ewigen  Zeiten,  fuhr  er  fort^  habe  es  in  Grau- 
bünden eine  österreichische  und  französische  Partei  ge- 
geben. Nun  habe  man  den  Bündnern  ihre  Güter  im 
ehemaligen  Untertanenlande  Veltlin  weggenommen,  ob- 
schon  ein  großer  Teil  der  Besitzer  Frankreich  ergeben 
war,  woraus  Unzufriedenheit  entstanden  sei. 

3G  Steiner,  S.  205. 
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Im  Laufe  des  Kriegsjahres  wurde  Graubünden  in 
den  Mittelpunkt  der  französischen  Beschuldigungen  ge- 
rückt, und  die  Verhältnisse  ließen  ernsthafte  Verwick- 
lungen mit  Frankreich  befürchten.  Man  v/arf  der  Schweiz 
vor,  daß  sie  die  Aufständischen  unterstütze.  Diese  An- 
klagen kamen  von  der  bayrischen  Regierung  her.  Bayern 
hatte  sich  auf  dem  kürzesten  Weg  an  die  französische 
Regierung  gewendet,  und  anfangs  Juni  1809  schrieb  der 
Minister  des  Auswärtigen  an  Talleyrarid,  es  seien  Ver- 
bindungen der  Grenzkantone  mit  Tirol  hergestellt.-^^  Waf- 
fen und  [Munition  benützen  diesen  Vv^eg,  und  die  .schweize- 
rische Regierung,  die  zwar  für  das  Geschehene  nicht  ver- 
antwortlich gemacht  werde,  müsse  doch  wachsamer  die 
Grenze  decken.  Der  Landammann  machte  Graubünden 
darauf  aufmerksam,  dieses  aber  schlug  die  Mahnungen 
in  den  Wind.  Die  Regierung  und  der  Bischof  zu  Chur 
schalteten  und  walteten,  duldeten  und  verschuldeten  nach 
eigenem.  Ermessen.  Der  Bischof,  Karl  Rudolf  von  Buol- 
Schauenstein,  war  ein  Feind  der  Bayern  und  der  zähe 
Freund  der  Tiroler. Er  pflegte  verdächtigen  Verkehr 

3^  Hormayr,  der  politische  Leiter  der  Tyroler,  unterhielt 
Beziehungen  mit  der  Schweiz  und  suchte  auch  von  dort  Muni- 
tion zu  gewinnen.  Manche  Saumladung  wurde  glücklich  über 
die  Grenze  gebracht.  Pulver  wurde  eine  Zeitlang  unter  der 
Form  des  Branntweinhandels  vom  Engadin  nach  dem  Tirol 
geschmuggelt.  Hormayr  plante  auch  eine  Expedition  nach 
dem  Veitlin,  um  dort  eine  franzosenfeindiiche  Bewegung  zu 
schüren.  Deshalb  trat  er  wieder  in  Fühlung  mit  Veltlincrn 
und  Bündnern :  Paravicini,  Juvalta,  Michael  Foppel,  Konrad 
Planta  in  Zernez,  Travers  zu  Ortenstein,  wie  auch  mit  den 
Kapuzinern  in  Tarasp.   (Hirn,  S.  510  ff.) 

38  Karl  Rudolf  von  Buol-Schauenstein  (1760—1833)  ent- 
stammte dem  in  der  Geschichte  der  Drei  Bünde  wohlbekannten 
Davoser  Geschiechte  der  Buol.  Seine  Vorfahren  waren  in 
österreichischen  Diensten  zum  Katholizismus  übergetreten. 
Sein  Vater  war  österreichischer  Gesandter  in  Bünden.  Karl 
Rudolf  wurde  1760  zu  Innsbruck  geboren.  Obschon  er  in  seiner 
Jugend  große  kriegerische  Neigungen  zeigte,   wurde  er  für 
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mit  diesen  und  wird  wohl  auch  hinter  dem  Pulverhandel 
vom  Kloster  St.  Luzi  gesteckt  haben,  obwohl  seine  Be- 
teiligung nicht  nachzuweisen  war.  Am  ii.  Juli  1809  näm- 
lich erhielt  Oberst  Pellizari  zuverlässigen  Bericht,  daß 
von  Chur  Schießpulver  über  den  Albula  transportiert 
werde,  um  in  Ponte  seine  weitere  Bestimmung  zu  er- 
halten. Sofort  sandte  er  zwei  Stabsadjutanten  ab,  um 
alle  Fuhren  genau  zu  durchsuchen.  Um  Mitternacht 
faßten  sie  in  Bergün  eine  Ladung  ab,  die  in  sechs  Fäß- 
lein  ungefähr  acht  Zentner  Pulver  enthielt  und  als  „Berg- 
salz" erklärt  war.  Die  Fuhrleute,  Luzi  Brügger  von 
Churwalden  und  sein  Sohn  Ulrich,  wurden  verhört  und 
gestanden,  sie  seien  von  einem  Student  von  St.  Luzi  ge- 
dungen worden.  Ein  geistlicher  Herr  hatte  ihnen  da- 
selbst die  Fracht  übergeben,  mit  dem  Auftrag,  die  Ware 
bei  einer  Frau  in  Ponte  abzuladen.  Diese  hatte  von 
einem  Geistlichen  einen  Brief  erhalten  mit  der  Anzeige, 
daß  sie  das  „Bergsalz"  aufbewahren  solle,  bis  es  nach 
Tirol  weiter  gesandt  werde. 

den  geistlichen  Stand  bestimmt.  In  Feldkirch  und  Dillingen 
studierte  er  Theologie.  Im  Jahre  1794  bestieg  er  den  bischöf- 
lichen Stuhl.  Karl  Rudolf  war  mehr  Österreicher  als  Bündner, 
was  die  langen  Beziehungen  seiner  Familie  zu  diesem  Staat 
entschuldigen.  Er  war  ein  Mann  von  klarem  Verstand  und  un- 
beugsamer Willenskraft.  Fürstlich  war  sein  Gang  und  seine 
Haltung.  Er  war  ein  vorzüglicher  Reiter  und  ritt  oft  zu  seinen 
Eltern  nach  Reichenau,  die  damals  das  dortige  Schloß  be- 
saßen. Er  war  leutselig  im  Umgang  und  verkehrte  auch  in 
den  Häusern  des  protestantischen  Adels  mit  herzlicher  Freund- 
lichkeit. Auch  seine  Wohltätigkeit  wird  gerühmt.  Er  war 
sprachenkundig,  ein  guter  Redner  und  besaß  die  Gabe,  die 
Gemüter  hinzureißen  und  das  Volk  in  seinem  Sinne  zu  lenken. 
Er  ist  der  geistige  Urheber  der  Erhebung  der  Bündner  Ober- 
lander von  1799  und  des  Tiroler  Aufstandes  von  1809.  Am 
größten  hat  sich  Karl  Rudolf  entschieden  im  Unglück  gezeigt. 
Er  wußte  sich  mit  Würde  und  Fassung  in  Unvermeidliches  zu 
schicken,  ohne  seine  Grundsätze  preiszugeben.  (Vgl.  Steiner, 
S.  2.41  ff.;  Fetz,  S.  12  ff) 
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Die  Hauptschuldigen  waren  die  Studenten  Zanetti 
aus  Puschlav  und  besonders  Plazer  aus  Tirol,  dessen 
Oheim  Professor  im  Seminar  war.  Letzterer  gestand 
auch,  daß  er  um  die  Sache  gewußt  habe.  Im  August  so- 
dann wurde  das  Kloster  St.  Luzi  besetzt  und  eine  ge- 
naue Untersuchung  angeordnet.  Die  Regierung  von  Grau- 
bünden  sorgte  dafür,  daß  möglichst  wenig  herauskam. 
Sie  entlastete  die  Vorsteher  des  Seminars  und  gab  nur 
zu,  daß  mehrere  der  Priester  Tiroler  seien.  Sie  tat  alles,, 
was  einem  gründlichen  Nachforschen  hinderlich  sein 
konnte.  Auch  der  Bischof  verwendete  sich  energisch  für 
seine  Leute.  So  kam  es,  daß  von  den  Beschuldigten 
kaum  die  beiden  Studeriten  regelrecht  verhört  wurden. 
Die  einzige  befriedigende  Genugtuung  für  den  General 
bestand  in  der  Beschlagnahme  des  abgefaßten  Pulvers, 
das  ihm  die  Bündnerregierung  noch  streitig  machte,  als 
es  bereits  von  den  eidg.  Truppen  aufgebraucht  war,  die 
sich  mit  der  erwünschten  Munition  ein  wenig  im  Feuer 
übten. 

Dem  Bischof  Karl  Rudolf  konnte  man  seine  Be- 
teiligung api  Pulverhandel  nicht  nachweisen.  Wenn  trotz- 
dem gegen  ihn  vorgegangen  wurde,  so  geschah  es  auf 
Grund  bayrischer  Vorstellungen  bei  Napoleon.  Es  hieß, 
Karl  Rudolf  schüre  den  Aufstand  im  Tirol,  gefährde  die 
Neutralität  der  Schweiz  und  störe  die  Ruhe  in  Bünden. 


Die  beiden  Studenten  Mathias  Plazer  und  Viktor 
Zanetti  hatten  schon  früher  Pulver  versandt.  Der  eine  be- 
sorgte den  Vertrieb  nach  dem  Tirol,  der  andere  ins  Veltlin. 
Das  Medium  in  Ponte,  Frau  Dreossin,  die  in  derartigen  Dingen 
gewandt  war,  wurde  nicht  einmal  verhört ;  Peter  Morell  in 
Chur  hatte  das  Pulver  geliefert.  Plazer,  der  geflohen  war, 
wurde  lebenslänglich  aus  der  Eidgenossenschaft  ausgewiesen. 
Zanetti  wurde  für  drei  Jahre  vom  politischen  Bürgerrecht  aus- 
geschlossen. Die  Kellermagd  Theresia  Tonina,  die  Verwalterin 
(ies  ,, Bergsalzes"  zu  St.  Luzi,  erhielt  einen  Monat  Hausarrest. 
(K.  d.  K.  m.  B.  1809.) 
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so 

Napoleon  gab  daher  dem  Landammann  der  Schweiz  den 
Befehl,  sich  dieses  Mannes  zu  versichern.  Der  Land- 
ammann versprach,  den  Bischof  nach  Solothurn  zu 
bringen,  wo  er  mit  Leichtigkeit  könne  überwacht  werden. 
Oberst  Hauser  wurde  mit  der  Verhaftung  beauftragt. 
Der  Fürstbischof  hielt  sich  eben,  am  ii.  Oktober,  in  der 
Abtei  Pfäfers  auf.  Mit  Ruhe  und  Würde  fügte  er  sich 
in  sein  Schicksal.  Karl  Rudolf  gab  sein  Ehrenwort, 
keinen  Fluchtversuch  zu  unternehmen.  Dagegen  wünschte 
er  vor  seiner  Abreise  noch  persönlich  in  Chur  seine  Ge- 
schäfte in  Ordnung  zu  bringen  und  bat,  alles  zu  unter- 
lassen, was  Aufsehen  erregen  könnte. In  Solothurn 
wurde  dem  Bischof  der  Aufenthalt  so  angenehm  wie 
möglich  gemacht ;  er  durfte  in  der  Umgebung  Solothums 
spazieren  gehen,  nur  mußte  er  sich  abends  in  der  Stadt 
einfinden.  Nach  2i/2nionatiger  Haft  konnte  Karl  Rudolf 
auf  Verfügung  des  Landammanns  d'Affry  wieder  nach 
Chur  zurückkehren. 41  Jedoch  bis  im  Mai  1810  war  der 
Bischof  mehr  oder  weniger  ein  Gefangener,  der  Chur 

40  ,,Unsern  katholischen  Kantonsgenossen  kann  die  Ent- 
fernung des  geistlichen  Oberhirten  ihrer  Kirche  nicht  gleich- 
gültig sein,  und  sehr  natürlich  ist  unsere  und  d'ie  allgemeine 
Teilnahme  an  dem  Schicksal  eines  mit  ansehnlicher  Würde 
bekleideten  Prälaten,  der  zugleich  seiner  Herkunft  nach  Kan- 
tonsbürger ist.  .  .  Zuversichtlich  dürfen  wir  denn  auch  Euer 
Exzellenz  den  Herrn  Bischof  zu  fernerer  möglichst  milder  und 
sein  herbes  Schicksal  lindernder  Behandlung  angelegentlichst 
empfehlen  und  die  Bitte  beifügen,  daß  Ihm  sobald  die  Ver- 
hältnisse es  immer  erlauben,  die  Rückkehr  in  seine  verwaiste 
Diözese  gestattet  werden  möge."  (Kl.  Rat  an  Land.  13.  Ok- 
tober 1809.) 

41  D'Affry  berichtet  über  eine  Unterredung,  die  er  im 
April  1810  mit  Napoleon  hatte :  Der  Kaiser  habe  selbst  das 
Gespräch  auf  Buol  gebracht  und  gesagt,  er  habe  nicht  ge- 
wußt, daß  Buol  Schweizer  sei,  er  habe  ihn  immer  für  einen 
Deutschen  gehalten,  auch  habe  er  ungünstige  Nachrichten 
über  ihn  bekommen,  die  ihm  einen  schlechten  Eindruck  über 
die  Person  des  Bischofs  machten.   DAffry  schilderte  hierauf 
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nicht  verlassen  durfte,  ohne  den  Landammann  anzu- 
fragen. 

Schlimmer  als  dem  Bischof  von  Chur  erging  es  dem 
Landammann  Francesco  Schenardi  von  Roveredo,  der 
früher  Hauptmann  in  österreichischen  Diensten  gewesen 
war.  Schon  im  Juni  1809  hatte  Talleyrand  erfahren,  daß 
österreichische  Anhänger  besonders  imMisox  tätig  waren. 
Er  beschwerte  sich  darüber  beim  schweizerischen  Land- 
ammann und  bezeichnete  Roveredo  als  deren  Mittel- 
punkt. 

Besonders  im  Landanmiann  Schenardi  und  dessen  - 
Sohn  Pietro,  der  damals  kaum  20  Jahre  hatte,  witterte 
Talleyrand  österreichische  Agenten.  Ebenso  waren  Luigi 
Pirola  und  Giacomo  Curti  verdächtig.  Es  folgten  die 
Klagen  gegen  die  Schenardi^  Pirola  und  Curti. ^2  Mit 
den  Schenardi  glaubte  Talleyrand  auf  einen  Schlag  auch 
die  übrigen  schweizerischen  Rädelsführer  zu  erwischen. 
Umsonst  suchte  ihn  Landammann  d'Äffry  zu  besänftigen, 
daß  es  sich  in  Roveredo  mehr  um  einen  Familienzwist, 
als  um  politische  Gärung  handle.  General  Wattenwy] 
wurde  mit  der  Festnahme  der  Schenardi  betraut.  Dieser 

die  Lage  und  den  Charakter  des  Bischofs.  Seither  war  Napo- 
leon besser  auf  Karl  Rudolf  zu  sprechen.    (Steiner,  S.  244.) 

^2  Es  hieß,  sie  wühlen  im  Tessin,  indem  sie  behaupten, 
der  Kaiser  beabsichtige  die  Vernichtung  der  schweizerischen 
Neutralität ;  sie  unterhalten  Verbindungen  mit  italienischen 
Städten,  unternehmen  Reisen  nach  Innsbruck,  sie  unterstützen 
österreichische  Kriegsgefangene,  die  den  Franzosen  entwischt 
sind,  und  helfen  ihnen  ins  Tirol  hinüber;  Schenardi  unter- 
halte einen  Briefwechsel  mit  dem  österreichischen  Gesandten 
in  Bern;  endlich  feiere  er  durch  festliche  Gelage  die  Nach- 
richten, welche  von  französischen  Niederlagen  und  Unglücks- 
fällen berichten.  So  sei  vor  kurzem  der  angebliche  Tod  des 
Kaisers  freudig  begangen  worden.  Das  waren  die  Beschuldi- 
gungen, welche  Talleyrand  gegen  die  Schenardi  erhob  und 
die  er  zum  größten  Teil  von  seinem  Spion  Sacco  erhielt. 
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beauftragte  den  Oberstlieutenant  von  Diesbach  und 
sandte  ihn  nach  Graubünden.  An  der  Spitze  gut  bewaff- 
neter Dragoner  ritt  Diesbach  über  Chur  dem  Misox  zu. 
In  Splügen  wurde  noch  bewaffnete  Mannschaft  zuge- 
zogen, worauf  sich  der  Zug  weiter  bewegte,  über  den 
St.  Bernhardin  nach  Roveredo  hinunter.  In  der  Nacht, 
am  6.  Oktober,  langte  man  in  Roveredo  an.  Man  klopfte 
beim  Landammann  an,  fand  aber  das  Nest  leer.  Die 
Frau  wurde  ausgefragt  und  gab  zur  Antwort,  Mann  und 
Sohn  seien  zum  Markt  nach  Lugano.  Die  Schenardi 
waren  gewarnt  worden  und  geflohen. i-^ 

Talleyrarid  war  sehr  erbittert,  daß  Diesbach  trotz 
seiner  Anstrengungen  keinen  Erfolg  erzielt  hatte  und 
.daß  man  die  Schenardi  habe  laufen  lassen.  Er  verdäch- 
tigte die  Bündnerregierung.  Der  Kleine  Rat  befand  sich 
in  einer  verdrießlichen  Lage.  Um  sich  zu  rechtfertigen, 
schickte  er  zwei  Gesandte,  den  Bundeslandammann 
Gengel  und  den  Kanzleidirektor  Wredow,  zu  Talleyrand 
nach  Freiburg.  Dieser  machte  den  Abgeordneten  Vor- 
würfe, weil  sie  den  Schenardi  so  freies  Spiel  gelassen 
hätten.  Die  Bündner  stützten  sich  auf  die  Nachteile  in 
ihrer  Verfassung,  auf  die  beschränkte  und  bestrittene 
Gewalt  des  Kleinen  Rates. Man  sei  im  Volk  stets  mit 
dem  Vorwurf  gegen  sie  bereit,  die  Gewalt  werde  miß- 
braucht. Auch  auf  das  Grundübel  Bündens,  auf  den  alten 

^•^  ,,Der  flüchtige  Pfarrer  Pater  Pietro  Giacomo  von  Cama 
im  Misox  hat  dem  Landjäger  Bär  das  ihm  anvertraute  Ge- 
heimnis der  vorgehabten  \^erhaftung  der  Schenardi  abzu- 
locken gewußt  und  dieselben  durch  einen  dortigen  Einwohner 
gewarnt,  worauf  die  Aufhebung  der  Schenardi  mißlang."  (Kl. 
Rat  an  Land.  18.  Dezember  1809.) 

4i  Die  Schwachheit  der  Regierung  wurde  übrigens  im 
Verlauf  der  Verhandlungen  noch  oft  als  Milderungsgrund  und 
zur  Entschuldigung  angeführt.  Daß  dadurch  der  Ruf  des 
Landes  geschädigt  wurde,  schien  nebensächlich  oder  doch  den 
augenblicklichen  Interessen  untergeordnet  zu  sein. 
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Parteigeist,  kamen  die  Abgeordneten  zu  sprechen.  Als 
derartigen  Geschlechterzwist  suchten  sie  die  Bewegung 
im  Misox  darzustellen.  Um  des  lieben  Friedens  willen 
müssie  die  Regierung  sänftiglich  vorgehen.  Von  all  dem, 
was  die  Abgeordneten  dem  Gesandten  berichteten,  war 
wenigstens  die  Zusicherung  tröstlich,  daß  der  Kleine 
Rat  genug  Beweisstücke  besitze,  um  den  Schenardi  den 
Prozeß  zu  machen. 

Indessen  war  Francesco  Schenardi  als  Landammann 
abgesetzt  worden  und  es  wurde  ihm  eine  Frist  erteilt, 
um  vor  Gericht  zu  erscheinen,  nach  deren  Verlauf  er  in 
contumaciam  verurteilt  und  sein  Vermögen  mit  Beschlag 
belegt  werde.  Da  im  November  1809  stellten  sich  die 
beiden  Schenardi  dem  Richter.  Mit  Giacomo  Curti,  der 
auch  wieder  auftauchte,  wurden  sie  in  Chur  in  Haft  ge- 
setzt. Durch  sein  Erscheinen  bewies  Francesco,  daß  er 
noch  nicht  alles  verloren  gab.  Mochten  die  Gegner  ehr- 
lich wider  ihn  zeugen  ! 

In  Freiburg  hatten  die  Bündner  erklärt,  es  seien  ge- 
nug Beweisstücke  vorhanden.  Jetzt,  da  die  Schenardi 
erschienen  waren,  fehlten  dieselben  plötzlich.  Die  Verur- 
teilung der  Beschuldigten  lag  in  der  Absicht  der  Richter, 
aber  sie  fürchteten  sich  vor  der  Empörung  des  Volkes. 
Der  Haß  der  Bündner  richtete  sich  keineswegs  gegen 
die  Schenardi,  sondern  gegen  die  Kläger.  So  zogen  sich 
die  Untersuchungein  und  Verhandlungen  bis  ins  Jahr 
18 IG  hinein.  Da  führte  Talleyrand  gewaltsam  den  Ab- 
schluß des  Prozesses  herbeii  Er  drängte  in  Paris  so- 
lange, bis  er  das  kaiiSeTliche  Machtwort  in  den  Händen 
hatte,  welcheis  das  ExiJ  der  Schenal'di|  verlangte.  So 
wurden  die  diplomatischen,  und  nicht  die  gerichtlichen 
Akten  maßgebend.  Talleyrands  Absicht  aber  war  die, 
das  Gericht  von  si^ch  aus,  ohne  Zwang  dieises  Urteil  aus- 
sprechen zu  lassen.  Er  ließ  dem  Kleijnen  Rat  deutlich 
machen,  daß  der  Kaiser  diie  Verbannung  der  Schenardi 
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erwarte,  und  als  er  das  Jawort  der  Räte  hatte,  begann 
er  die  säumigepi  Bündner  zu  drängen  und  an  ihr  Wort 
zu  erinnern.  So  wurde  denn  Ende  Januar  das  Urteil 
gesprochen,  bevor  nur  die  Anklage  durchgeführt  war. 
Die  Verteidigung  war  noch  kaum  zu  Worte  gekommen. 
Aber  nicht  die  Richter  fällten  das  Urteil,  .sie  hatten  sich 
geweigert,  einen  Entscheid  zu  treffen.  Daher  war  der 
Prozeß  der  Regierungsgewalt  überliefert  worden.  Der 
Kleine  Rat  mit  Beiziehen  der  Standeskommission  be- 
schloß nun  die  Verbannung  der  beiden  Schenardi.*^ 
Pirola  und  Curti  wurden  lebenslänglich  aus  der  Eidge- 
nossenschaft verbannt.  Dem  Großen  Rat  blieb  über- 
lassen, die  Zeitdauer  der  Landesverweisung  der  Sehe- 
nardi  zu  bestimmen.  Dieser  ließ  die  Zeit  unbestimmt 
Francesco  und  Pietro  Schenardi  vmnschten  sich  in  Jta- 
lien  ihren  Aufenthalt,  was  auch  bewilligt  wurde.  Am 
Lago  Maggiore,  in  Intra,  wollten  sich  die  beiden  nieder- 
lassen. 

Schon  in  Chur  hatte  die  Gesundheit  des  Vaters 
Schenardi  während  der  Untersuchung  und  Gefangen- 
schaft sehr  gelitten.  Auf  der  Reise  brach  er  zusammen 
und  verschied  in  San  Bernardino  am  lo.  März  1810, 
ein  Opfer  der  französischen  Politik.^e  Vaterlos  ging  Pietro 

„Der  gewesene  Landammann  Francesco  Schenardi  und 
dessen  Sohn  Pietro  Schenardi  von  Roveredo  sollen  wegen  Ver- 
letzung der  Neutralität  der  Eidgenossenschaft  aus  dem  Ge- 
biet der  gesammten  Eidgenossenschaft  exiliert  werden.  Den 
Schenardi,  Vater  und  Sohn,  wird  die  Erlaubnis  erteilt,  sich 
unter  "Begleitung  eines  Kommissärs  und  einiger  Landjäger 
von.  hier  nach  Roveredo  in  ihre  Wohnung  zu  begeben,  daselbst 
unter  gleicher  Aufsicht  bis  zum  S^en  des  nächstkommenden 
Monats  März  zu  verweilen,  und  am  9^^^  mit  ihrer  Begleitung 
durch  den  Kanton  Tessin  über  die  Grenze  abzugehen."  (P.  d. 
K.  R.  1810.) 

46  „Die  Reise  traf  in  eine  sehr  rauhe  und  stürmische 
Witterung  und  besonders  beschwerlich  war  der  Übergang  über 
den  kleinen  Bernhardinerberg  gewesen,  an  dessen  jenseitigem 


drei  Wochen  später  in  die  Verbannung.  Er  wurde  aber 
bald  begnadigt  und  1814  vom  Großen  Rat  in  Ehren  und 
Rechten  wieder  hergestellt.  Auch  ihm  wurde  der  San 
Bernardin  zum  Verhängnis,  indem  er  dort  1824  mit  der 
Post  in  eine  Lawine  kam  und  Starb. 4? 

Eine  Folge  des  Schenardihandels  war,  daß  sich 
Napoleon  beim  Friedensschluß  am  14.  Oktober  1809 
zwischen  Österreich  und  Frankreich  die  Herrschaft  Rhä- 
züns  abtreten  ließ.  Damit  wollte  er  in  Graubünden  den 
früher  von  Österreich  besessenen  Einfluß  erlangen. 48 

Fuße,  in  dem  Orte  San  Bernardin  dann  auch  der  ältere  Sche- 
nardi  in  eine  schwere  und  tödliche  Krankheit  verfiel."  (Kl.  Rat 
an  Land.  5.  März  1810.) 

,,I1  Landamano  Pietro  Schenardi,  che  rivalicando  nel 
marzo  1824  il  San  Bernardino,  di  ritorno  da  Coira,  peri  tra- 
volto  col  convoglio  postale  sotto  una  grossa  valanga.  Fu, 
forse  Tuomo  piü  populäre  del  suo  tempo,  d'animo  generoso, 
magistrato  esemplare,  caro  a  tutti.  Quel  viaggio,  che  gli 
idoveva  riuscire  tanto  fatale,  era  stato  da  lui  intrapreso  e 
con  pieno  successo  per  propugnare  presso  il  Governo  canto- 
nale  Grigione  la  causa  dei  poveri  proscritti  italiani."  (Motta, 
S.  18.) 

4«  Die  Herrschaft  Rhäzüns  bestand  aus  den  jetzigen  Ge- 
meinden Rhäzüns,  Bonaduz,  Ems  und  Felsberg.  Die  staats- 
rechtlichen Verhältnisse  von  Rhäzüns  waren  sehr  eigentüm- 
lich. Der  jeweilige  österreichische  Administrator  war  als  da? 
,, Haupt"  (cau)  der  Herrschaft  berechtigt,  den  Ammann,  wel- 
cher zugleich  neben  14  Beisitzern  der  Zivilrichter  war,  aus 
einem  Dreiervorschlag  der  Gemeinde  zu  wählen.  Er  hatte 
ferner  das  Anklagerecht  in  Kriminalsachen  und  das  sehr  wich- 
tige politische  Recht,  in  dem  Bundestag  des  Grauen  Bundes 
zu  sitzen  und  jedes  dritte  Jahr  das  Haupt  des  Bundes,  den 
Landrichter,  vorzuschlagen.  Außer  diesem  sehr  großen  poli- 
tischen Einfluß  auf  den  Grauen  Bund  hatte  Österreich  in  der 
Herrschaft  noch  das  Begnadigungsrecht  in  Kriminalsachen, 
deren  Gerichtskosten  es  auszutragen  hatte,  und  den  Bezug  der 
Geldbußen  und  den  Zehnten.  Im  übrigen  aber  waren  die  vier 
Gemeinden  als  ,, Hochgericht  Im  Boden"  eine  der  souveränen 
Republiken  des  Oberen  Bundes. 

So  war  Napoleon  mit  der  Erwerbung  von  Rhäzüns  auch 
,,bündnerischer  Landsmann"  geworden.   (Hilty,  S.  246.) 
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Die  französischen  Spione  arbeiteten  weiter.  Schon 
wieder  wurden  Lehrer  und  Zöglinge  des  Seminars  St.  Luzi 
in  Chur  angeklagt.  Dieselben  hatten  anfangs  März  1810 
in  Gegenwart  des  Bischofs  ein  harmloses  Schauspiel  aus 
der  Zeit  der  Christenverfolgung  aufgeführt,  und  darin 
wollte  man  nun  politische  Anspielungen  sehen.  Die  Unter- 
suchung konnte  in  dem  gespielten  Stück  „Trebellius, 
König  der  Bulgaren"  mit  dem  größten  Scharfsinne  keine 
politischen  Anzüglichkeiten  herausfinden.  Es  hatten  je- 
doch die  jungen  Schauspieler  aus  begreiflichem  Mangel 
an  bulgarischen  allerlei  fremde  Uniformstücke  zusam- 
mengeborgt, worüber  namentlich  der  bayrische  Gesandte 
in  der  Schweiz,  Herr  von  Olry,  beim  Landammann 
bittere  Beschwerde  führte. ^9 

49  Kleine  Rat  schreibt  am  1.  Mai  1810  an  den  i.and- 
anamann :  ,,Es  kommt  wie  Euer  Exzellenz  zu  bemerken  ge- 
ruhen darauf  an,  ob  das  aufgeführte  Stück  strafbare,  religiöse 
und  politische  Anzüglichkeiten  enthalten  habe  und  ob  in  dem 
Costum  der  Schauspieler  die  Uniformen  befreundeter  Mächte 
mißbraucht  worden  seien. 

Um  den  ersten  Umstand  zu  verifizieren,  ließen  wir  un- 
erwartet den  ersten  Vorsteher  des  Seminariums  bei  strenger 
Verantwortlichkeit  auffordern,  einem  an  ihn  abgeordneten 
Kanzleibeamten  den  Text  des  aufgeführten  Schauspiels  auf 
der  Stelle  einzuhändigen.  Er  entsprach  dieser  Aufforderung, 
indem  er  die  hiebeikommende  Sammlung  einiger  für  Kloster- 
schulen besonders  bestimmten  Schauspiele  übergab,  in  welcher 
das  erste  Stück,  Trebellius,  König  der  Bulgarier,  dasjenige  ist, 
welches  im  Beisein  vieler  Zuschauer  aus  hiesiger  Stadt  auf- 
geführt wurde,  und  nach  der  Versicherung  des  Regenz  des 
Seminariums  schon  vorher,  als  dieses  noch  in  Meran  im  Tyrol 
seinen  Sitz  hatte,  öfters  auch  daselbst  aufgeführt  worden  war. 
Von  einigen  Zuschauern,  die  den  gedruckten  Text  durchge- 
sehen, wird  die  Gleichförmigkeit  mit  der  Rezitation  bezeugt. 
Indem  es  dahin  gestellt  sein  mag,  ob  Unbekanntheit  mit  der 
altbulgarischen  Kleidertracht,  oder  Unvermögenheit  dieserhalb 
einigen  Aufwand  zu  machen,  die  Modernisierung  des  Costums 
veranlaßt  hat,  so  ergibt  sich  aus  den  Nachforschungen  über 
diesen  Teil  der  Beschwerde,  daß  unter  den  von  hiesigen  Parti- 
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Unterdessen  wuchs  mit  dem  Widerstand,  der  sich 
in  Europa  erhob,  Napoleons  Gewalttätigkeit.  Als  nach 
dem  dritten  Koalitionskriege  England  noch  allein  im 
Felde  stand,  suchte  der  französische  Kaiser  dasselbe  auf 
wirtschaftlichem  Felde,  durch  Schädigung  seines  Han- 
dels zu  vernichten.  Schon  1806  hatte  er  den  mit  Frank- 
reich Befreundeten  Abbruch  aller  Handelsbeziehungen 
mit  England  geboten. so  Es  folgten  Verschärfungen  dieser 
Verfügung  bis  zu  einer  förmlichen  Kontinentalsperre.  Auch 
die  neutralen  Staaten  sollten  den  Befehlen  des  Mächtigen 
gehorchen.  Indessen  aber  begann  ein  großartiger  Schmug- 
gel. So  häuften  sich  denn  in  den  Gebieten  neutraler 
Staaten,  besonders  in  der  Schweiz,  eine  Menge  von  Kolo- 
nialwaren an.  Da  erfolgte  plötzlich  am  5.  August  18 10 
vom  Schlosse  Trianon  aus  das  berüchtigte  Zolldekret,  wo- 
nach alle  seewärts  kommenden  Kolonialwaren,  als  mut- 
maßlich englischen  Ursprungs,  Zölle  von  50 0/0  ihres 
Wertes  bezahlen  mußten.  Diese  Abgaben  wurden  auch 
von  den  schon  im  Land  liegenden  Waren  gefordert.  Be- 

cularen  entliehenen  Kleidern  der  königlichen  Personen  sich 
eine  alte  Uniform  der  ehemals  in  englischen  Diensten  ge- 
standenen fremden  Truppen,  zweierlei  eidgenössische,  eine  rote 
französische  schweizerische,  -  aber  keine  charakteristisch  fran- 
zösische oder  bayrische  National-Uniform  befunden  haben.  Da 
der  Kantonsregierung  von  keinem  Zuschauer  eine  so  bedenk- 
liche Ansicht  dieser  Fasnachtslustbarkeit  zur  Kenntnis  ge- 
kommen ist,  als  im  Auslande  verbreitet  worden  zu  sein  scheint, 
so  hatte  sie  auch  keine  Veranlassung  zu  besonderer  Aufmerk- 
samkeit auf  dieselbe  und  wir  müssen  es  nun  darauf  ankommen 
lassen,  in  wieweit  der  gegenwärtige  Bericht  über  die  Sache 
genügen  wird  oder  weitere  Schritte  verlangt  werden  wollen." 

5«  Am  8.  Mai  1806  erließ  der  Kleine  Rat  eine  Prokla- 
mation an  alle  Speditoren  und  Handelsleute,  sowie  an  alle  am 
Passe  gelegenen  Gemeinden,  wonach  die  Ein-  und  Durchfuhr 
aller  englischen  Manufakturwaren  in  den  hiesigen  Kanton  bei 
Strafe  von  100  Kronen  für  jedes  halbe  Kollo  verboten  ist. 
Dieser  Erlaß  mußte  am  Kaufhaus  Chur  und  an  allen  Susten 
am  Paß  angeschlagen  werden. 
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sonders  streng  ging  Frankreich  gegen  die  Schweiz  vor, 
da  es  als  der  Herd  des  Schleichhandels  galt.  Zuletzt 
wurden  auch  eine  Menge  anderer  Waren  den  gleichen 
Zöllen  unterworfen.  Diese  Maßregel  mußte  mit  militä- 
rischer Pünktlichkeit  vollzogen  werden.  Kaffee  und  Zucker 
wurden  dadurch  so  teuer,  daß  man  sich  ihrer  gar  nicht 
mehr  bedienen  konnte. 

Am  1 1 .  Oktober  1 8 1  o  langte  eine  neue  Note  von 
Paris  an,  welche  verlangte,  daß  man  alle  Kolonialwaren 
und  englische  Manufakturwaren  in  der  Schweiz  mit  Be- 
schlag belege,  die  ersteren  dem  französischen  Tarif  unter- 
werfe und  die  letzteren  konfisziere.  Dies  geschah  sofort 
in  allen  Kantonen,  nur  Graubünden  nahm  die  Sache  ge- 
mütlich und  vollzog  die  verlangten  Maßregeln  erst  Ende 
des  Monats. 52 

In  diese  Zeit  hinein  fiel  wieder  ein  neuer  Gewaltakt 
Frankreichs,  die  Besetzung  des  Tessins  durch  italienische 
Truppen.  Als  Vorwand  galten  Schleichhandel  und  unge- 
nügende Durchführung  des  Dekrets  von  Trianon.  250 
Mann  besetzten  am  3.  November  18 10  auch  das  bünd- 
nerische  Misox  und  verteilten  sich  in  den  Ortschaften  des 
Tales  von  San  Vittore  bis  an  den  Bemhardinerberg.53  Die 

51  , .Damals  fing  man  in  der  Schweiz  ziemlich  allgemein 
an,  wieder  Suppe  statt  des  Kaffees  zum  Frühstück  za  ge- 
nießen, der  Zucker  wurde  durch  Honig  ersetzt  und  bis  auf 
den  heutigen  Tag  kann  man  bei  älteren  Leuten  eine  Art  von 
Sparsamkeit  im  Bezug  auf  diesen  jetzt  sehr  wohlfeilen  Artikel 
bemerken,  die  eine  tatsächliche  Erinnerung  an  jene  Zeit  ist." 
(Hilty,  S.  251.) 

53  „Vom  Kleinen  Rate  sind  Kommissäre  nach  Bergell  und 
Puschlav  gesandt  worden,  um  alles  zum  Schmuggeln  dort 
lagernde  Salz,  Pulver,  Blei  sowie  Tabak  und  Kolonialien  zu 
sequestrieren  und  sechs  Stunden  weit  von  der  italienischen 
Grenze  wegzuführen."   (Robbi,  S.  39.) 

53  ,, Soeben  erhalten  wir  von  den  Obrigkeiten  im  Misoxer- 
tal  die  Anzeige,  daß  250  Mann  der  Truppen  von  Bellinzona 
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Bündner  Regierung  sandte  einen  Kommissär  ins  Misox, 
um  in  den  von  deri  Truppen  besetzten  Dörfern  die  Ord- 
nung zu  handhaben  und  mit  dem  Kommandanten  ein 
gutes  Einvernehmen  zu  unterhaken.  Doch  war  die  Be- 
völkerung des  Tales  noch  vom  Schenardi-Handel  her  ge- 
reizt und  ließ  sich  zum  Widerstand  sowohl  gegen  die 
italienischen  Soldaten  als  gegen  die  Anordnungen  der 
Oberbehörde  verleiten.  Zum  Glück  kam  von  Napoleon 
der  Befehl,  den  Kanton  Graubünden  zu  räumen.  Am 
28.  November  zog  sich  die  Besatzung  des  Misox  in  den 
Kanton  Tessin  zurück,  die  vorgefundenen  Kolonialwaren 
ließ  sie  mitlaufen. 54 

Auch  in  diesen  Zeiten  hielten  die  Mesolcinesen  treu 
zu  Graubünden,  und  in  der  Großrats  Versammlung  vom 
Mai  181 1  protestierten  die  Abgeordneten  von  Misox, 
Roveredo  und  Calanca  entschieden  gegen  eine  allfällige 
Abreißung  ihrer  Gerichte  von  Bünden  und  Einverleibung 
derselben  in  den  Kanton  Tessin. 

Der  Tessin  aber  blieb  weiter  besetzt,  jedoch  kam 
auch  für  ihn  die  Stunde  der  Befreiung.  Auf  den  Schnee- 
feldern Rußlands  begann  die  Macht  Napoleons  zu  wan- 
ken, in  der  Völkerschlacht  bei  Leipzig  wurde  sie  ver- 
nichtet. Der  Landammann  berief  auf  den  15.  November 
18 13  eine  außerordentliche  Tagsatzung,  welche  einefeier- 

f  von  Finanzbeamten,  Gensdarmes  und  Douaniers  begleitet  am 
3.  dies  Nachmittag  in  Roveredo  eingerückt  seien  und  daß 
nach  ihrer  Aussage  sie  wegen  den  Kolonialwaren  dahin  beord- 
net worden  sind."  (Kl.  Rat  an  Landammann,  5.  November 
1810.) 

Im  Sommer  1812  drohte  auch  dem  Münstertal  Gefahr. 
Es  erschienen  ohne  jede  vorherige  Anfrage  italienische  In- 
genieure, die  eine  Straße  über  den  Umbrail  zur  Verbindung 
des  Veitlins  mif  Tyrol  aussteckten,  deren  Bau  wahrscheinlich 
die  Besitznahme  des  Münstertals  zur  Folge  gehabt  haben 
würde.  Indessen  wurde  mit  dem  Bau  dieser  Straße  erst  1898 
begonnen. 
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liehe  Erklärung  der  Neutralität  erließ.  Man  besetzte 
wiederum  die  Grenze.  Doch  am  20.  Dezember  erhieh 
General  Wattenwyl  vom  Oberfeldherr  der  verbündeten 
Mächte  die  offizielle  Mitteilung  des  Durchmarsches  der 
Hauptarmee  durch  die  Schweiz.  Wattenwyl  erteilte  den 
Befehl,  der  gewaltigen  Übermacht  zu  weichen ;  mit  dem 
Einrücken  der  Alliierten  fiel  auch  die  Mediationsakte. 
Eine  außerordentliche  Tagsatzung  zu  Zürich  erklärte  am 
29.  Dezember  die  durch  Napoleon  gegebene  Vermitt- 
lungsakte für  erloschen. 


00 


II. 

Die  innere  Entwicklung  des  Kantons 
während  der  Mediationszeit. 


Polizeiwesen. 

Bisher  lag  die  Polizei  in  den  Händen  der  Gerichte 
und  Hochgerichte.  Der  Freistaat  übte  durch  seine  Be- 
hörden nur  eine  geringe  Kontrolle  aus.  Nun  bestimmte 
die  Mediationsakte,  daß  den  Hochgerichten  und  Gerich- 
ten bloß  die  niedere  Polizei  verbleibe,  während  die  Sorge 
um  Ruhe  und  Ordnung  im  Lande  und  besonders  noch 
die  Fremdenpolizei  Sache  des  Kantons  sei.  Und  das  war 
bitter  nötig.  Denn  infolge  schlechter  Ausübung  der  Polizei 
durch  die  Gerichte  überschwemxmten  dazumal  fremde  Bett- 
ler und  Vagabunden  das  ganze  Land  und  bildeten  eine 
wahre  Plage. i  Zudem  nahm  seit  dem  Krieg  auch  das 
sonst  seltene  Betteln  der  Einheimischen  zu.  Das  fremde 
Gesindel  trieb  sich  im  ganzen  Land  herum,  machte  aber 
namentlich  die  Lenzerheide  und  das  C hurer  Rheintal  un- 
sicher. In  den  Schluchten  des  Calanda  und  Hochwangs, 
in  den  Wäldern  und  Burgruinen  dieser  Gegenden  fanden 
diese  Leute  günstige  Verstecke.  Von  hier  aus  unternahmen 
sie  dann  ihre  Gastreisen  durch  den  Kanton  als  Kessel- 
flicker, Korbflechter,  Wahrsager,  Bettler,  Diebe,  Straßen- 
räuber, Einbrecher.  Fürwahr  eine  vielseitige  Gesellschaft. 

1  Schon  beim  Bau  der  Reichsstraße  1781  war  der  Vor- 
schlag gemacht  worden,  die  ,,Vagabundi"  einzufangen,  zu 
ketten  und  beim  Straßenbau  zu  verwenden.  (Schmid,  S.  33.) 


62 


Und  wenn  seinerzeit  Schiller  das  Graubündnerland  das 
,,Athen  der  Gauner"  nannte,  so  hatte  er  so  Unrecht  nicht. 

Zeitweise  veranstaltete  man  die  reinsten  Treibjagden 
auf  diese  Banden.  So  verordnete  der  Kleine  Rat  1803, 
«daß  die  Gemeinden  sämtliche  fremden  Bettler  und  Land- 
streicher, welche  keinen  bestimmten  Beruf  haben,  zu- 
sammentreiben und  unter  der  erforderlichen  Begleitung 
von*Ort  zu  Ort  bis  zur  Grenze  führen.  Die  Grenzgerichte 
mußten  an  der  Grenze  einen  Pfahl  aufstellen  mit  der  Auf- 
schrift :  Im  Kanton  Graubünden  ist  alles  Betteln  ver- 
boten !  Die  Regierung  ging  aber  noch  weiter  und  stellte 
1804  ein  Pikett  von  acht  Landjägern  auf,  „welche  dazu 
bestimmt  sind,  den  Kanton  von  allen  fremden  Landstrei- 
chern rein  zu  halten,  und  dadurch  auch  dem  so  lästigen 
Betteln  zu  steuern". 2  Diese  Landjäger  verteilte  die  Re- 
gierung auf  das  Gebiet  des  ganzen  Kantons,  indem  jedem 
ein  Distrikt  zugewiesen  wurde.  Den  Landammännern  der 
Gerichte  stand  die  Aufsicht  über  die  Landjäger  zu.  Da- 
neben haben  aber  jene  auch  die  Pflicht,  diese  in  der  Aus- 
übung ihres  Berufes  zu  unterstützen.  Die  Aufstellung  von 
Landjägern  betrachtete  zuerst  der  Souverän  mit  scheelen 
Augen.  Die  Bevölkerung  verhielt  sich  mißtrauisch  dieser 
neuen  Einrichtung  gegenüber,  und  an  verschiedenen  Orten 

2  Schon  seit  1768  hatten  die  Drei  Bünde  ein  Harschiren- 
korps  von  sechs  Mann,  das  die  Aufgabe  hatte,  dem  fremden 
Gesinde]  nachzuspüren.  Dieses  Korps  war  aber  nicht  ständig. 

,,Bei  Anlaß  der  Rückkunft  der  Contingentscompagnie 
(aus  dem  Bockenkrieg)  glaubte  man  am"  besten  die  taughchen 
Subjekte  zu  finden,  welche  als  Landjäger  zur  Reinhaltung  des 
Kantons  von  Landstreichern  aufgestellt  werden  könnten.  Es 
wurden  auch  wirklich  nach  diesfällig  getaner  Anfrage  an  die 
Mannschaft  der  Compagnie,  von  den  sich  Meldenden  acht 
Mann  auf  unbestimmte  Zeit  engagiert,  und  ihnen  folgende  Be- 
dingungen akkordiert:  Jeder  Mann  erhält  täglich  48  Kreuzer, 
der  Corporal  56  Kreuzer  Löhnung,  jährUch  ein  Rock,  Gilet 
und  Pantalon  von  Tuch,  zwei  Paar  Schuhe  und  zwei  Paar 
Sohlen."  (P.  d.  K  R.  1804.) 
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kam  es  zu  Tätlichkeiten  gegen  die  neuen  Landjäger,  so 
im  Bergeil,  im  Rheinwald  und  in  der  Herrschaft. 

Der  Kanton  besaß  damals  noch  kein  Zuchthaus.  Zwar 
hatte  schon  1803  Pfarrer  Leonhard  Truog  dem  Großen 
Rat  ein  Schreiben^ vorgelegt,  das  Vorschläge  enthielt  zur 
Abschaffung  des  Bettels  und  zur  Errichtung  eines  Waisen- 
und  Zuchthauses.  Man  ging  aber  nicht  darauf  ein. 
Einstweilen  brachte  der  Kanton  seine  Sträflinge  in  aus- 
wärtigen Strafanstalten  unter,  so  in  Lindau,  St.  Gallen, 
Baden  (Aargau),  Solothurn.s 

1807  kam  mit  dem  Grafen  Schenk  von  Castell,  der 
eine  Strafanstalt  zu  Oberdischingen  in  Schwaben  besaß, 
ein  Vertrag  für  zehn  Jahre  zustande.  Jedoch  schon  1808 
h'pb  ein  königlicher  Befehl  diese  Anstalt  auf,  und  die 
bündnerischen  Insassen  wurden  heimgeschickt.  Der  Kleine 

3  Welche  Mühe  es  oft  kostete,  die  Sträflinge  unterzu- 
bringen, zeigt  der  Fall  Kramer.  Ein  gewisser  Kramer  war 
1803  wegen  Diebstahl  und  Einbruch  vom  Distriktsgericht 
Bernina  zum  Tode  verurteilt  worden.  Der  oberste  Gerichts- 
hof verwandelte  die  Todesstrafe  in  vierzehnjährige  Ketten- 
strafe. Da  es  im  Kanton  an  jeder  Einrichtung,  um  diese 
Strafe  vollziehen  zu  können,  fehlte,  wandte  sich  die  Regie- 
rungskommission an  den  Landammann  mit  dem  Ansuchen,  bei 
den  Kantonsbehörden  Bern,  Zürich  und  Solothurn  anzufragen, 
ob  Kramer  in  dortigen  Zuchtanstalten  aufgenommen  werden 
könnte.  Da  die  Antwort  abschlägig  lautete,  wurde  das  Urteil 
abgeändert  und  Kramer  für  die  Galeeren  bestimmt.  Man  ver- 
wendete sich  bei  der  italienischen  und  der  französischen  Re- 
gierung für  die  Aufnahme  des  Sträflings,  aber  vergebens.  Da 
sich  auch  die  Heimatgemeinde  Puschlav  weigerte,  ihren  Kramer 
wieder  zu  übernehmen,  so  beschloß  der  Große  Rat,  daß  der 
Sträfling  an  einer  Kette,  in  einem  noch  zu  bestimmenden 
Orte,  sein  Schusterhandwerk  treiben  soll  und  so  durch  seine 
Arbeit  sich  selbst  erhalten  könne.  Endlich  gelang  es  der  Re- 
gierung mit  der  Obrigkeit  von  Chur  ein  Einverständnis  zu 
treffen,  demzufolge  Kramer  im  Stadtwerkhof  gegen  einen 
billigen  Taglohn  arbeiten  konnte.  (K.  d.  K.  m.  B.  1803  und 
1804.) 
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Rat  unterhandelte  in  der  Folge  mit  verschiedenen  Kan- 
tonen, um  gemeinschaftlich  eine  Zucht- und  Arbeitsanstalt 
zu  errichten.  Der  Kanton  Schwyz  übermachte  1811  den 
Plan  nebst  Berechnung  der  Kosten  zur  Einrichtung  des 
Schloßturmes  zu  Grynau  für  eine  Zuchtanstalt.  Die  Unter- 
handlungen blieben  aber  erfolglos.  18 12  beauftragte  der 
Große  Rat  den  Gesandten  zur  Tagsatzung,  sich  bei  der 
bayrischen,  badischen  und  würtembergischen  Gesandt- 
schaft zu  erkundigen,  ob  die  Verbrecher  des  Kantons 
nicht  in  einer  in  den  dortigen  Staaten  bestehenden  An- 
stalt untergebracht  werden  könnten.  Im  gleichen  Jahre 
tauchte  auch  das  Schloß  Tarasp  als  Zuchthausprojekt 
auf.  Zu  einem  eigenen  Zuchthaus  brachte  es  aber  der 
Kanton  noch  nicht  während  dieser  Periode.  Eine  Zeit- 
lang richtete  man  auch  die  Festung  auf  der  Luziensteig 
für  die  Aufnahme  von  Verurteilten  ein,  bis  dann  18 17 
der  Kanton  den  Scnnhof  erwarb,  woraus  das  kantonale 
Zuchthaus  entstand. 


.liistizwosen. 

Eine  besondere  Zersplitterung  herrschte  in  den  Justiz- 
einrichtungen. Den  Hochgerichten  und  Gerichten  stand 
die  Befugnis  zu,  ihre  Vorsteher  und  Obrigkeiten,  welche 
die  niedere  Polizei,  ilir  Gerichts-  und  Gemeindewesen  ver- 
walteten, zu  erwählen  und  die  dahin  einschlagenden  Ord- 
nungen festzusetzen.  Diese  Ordnungen  bildeten  ein  buntes 
Durcheinander  der  \  erschiedenartigsten  Gesetze  und  geben 
ein  interessantes  Bild  von  der  damaligen  Rechtsauffassung, 
Eine  Menge  von  Gemeinde-,  Gerichts-  und  Hochgerichts- 
obrigkeiten waren  in  Tätigkeit  und  diese  selbst  zählten 
sehr  viele  Mitglieder.  Infolgedessen  bedurfte  es  eines  ge- 
waltigen Personals,  um  alle  diese  Ämter,  die  zudem  fast 
alljährlich  wechselten,  auch  mit  den  richtigen  Leuten  zu 
besetzen.  Die  Justiz  war  ungenügend,  schleppend,  kost- 
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spielig  und  unzuverlässig. ^  Man  konnte  kaum  zu  seinem 
Rechte  kommen  bei  der  Verschiedenheit  der  Statutar- 
rechte,  des  Verfahrens,  der  mangelhaften  Rechtskenntnis 
der  vielen  Rechtsprecher  und  oft  auch  wegen  ihrer  Partei- 
lichkeit. So  bedeutete  es  denn  eine  Wohltat  für  den 
Kanton  und  den  ersten  Schritt  zur  Besserung  dieser  Ver- 
hältnisse, als  1803  ein  kantonales  Gericht  für  Zivilstreitig- 
keiten errichtet  würde.  Art.  8  der  Kantonsverfassung  sagt : 
„Das  ehemalige  richterliche  System  ist  in  den  Bünden 
wieder  hergestellt.  Das  Gesetz  kann  Abänderungen  tref- 
fen, und  ein  Appellationsgericht  in  jedem  Bunde,  oder 
ein  einziges  für  den  ganzen  Kanton  errichten."  Als  dar- 
auf im  Großen  Rat  die  Schaffung  eines  Appellations- 
gerichts  für  den  ganzen  Kanton  zur  Sprache  kam,  tauch- 
ten verschiedene  Bedenken  auf ;  besonders  betonte  man, 
daß  erstens  damit  Unkosten  für  den  Kanton  verbunden 
sein  könnten,  und  daß  sodann  die  souveräne  Gerichtsbar- 
keit der  Hochgerichte  und  das  schon  bestehende  Appellaz- 
tribunal  des  Oberen  Bundes  dadurch  beeinträchtigt  werden. 

Indessen  beschloß  der  Große  Rat,  trotz  Protestes 
einiger  Mitglieder  aus  dem  Oberen  Bund,  ein  Kantons- 
gericht für  Zivilstreitigkeiten  zu  errichten.  Die  Gemeinden 
nahmen  den  Gesetzesvorschlag  an.  Der  Große  Rat  ging 
hauptsächlich  von  der  Erwägung  aus,  „daß  es  leichter 
sein  werde,  in  ganz  Bünden  eine  mäßige  Anzahl  solcher 

4  Beschluß  der  Regierungskommission  1803:  „Die  in  allen 
Rücksichten  sehr  unanständigen,  kostspieligen  und  schädlichen 
Ürten  der  Richter,  sollen  bei  Verantworthchkeit  der  ungehor- 
samen Gerichter  gegen  den  Häupterrat  abgestellt  sein  und 
bleiben,  und  soll  jeder  Richter  und  Geschworene  seine  Mahl- 
zeiten selbst  bezahlen;  dagegen  soll  bei  einer  Dorfobrigkeit 
den  Mitgliedern  eines  Gerichts  erlaubt '  sein,  bis  auf  einen 
Gulden,  den  MitgUedern  einer  Hochgerichtsobrigkeit  aber  bis 
auf  1  Krone  und  12  Kreuzer,  für  eine  jede  Stunde  Wegs  als 
Salarien  für  jeden  Tag  einer  gerichtlichen  Sitzung  beziehen 
zu  mögen."   (O.  S.  I,  S.  253.) 

5 
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Männer  zu  finden,  welche  mit  der  erforderlichen  Einsicht, 
Erfahrung  und  Kenntnis  wichtige  Streitsachen»  erörtern 
und  entscheiden  könnten,  als  in  einzelnen  Gerichten  des 
Landes,  und  es  folglich  den  Parteien,  die  sich  durch  das 
Urteil  eines  der  letztern  vernachteiligt  hatten,  tröstlich 
sein  müsse,  ein  wohlbesetztes  höheres  Tribunal  rekurieren 
zu  können".  Die  Zivilgerichte  der  Hochgerichte  blieben 
bestehen  und  von  diesen  konnte  man  an  das  Kantons - 
gericht  appellieren. 

Das  neue  Kantonsgericht  bestand  aus  zehn  Richtern 
und  einem  Präsidenten.  Der  Obere  Bund  stellte  vier 
Richter,  die  beiden  anderen  Bünde  je  drei.  Der  Große 
Rat  wählte  Richter  und  Präsident,  den  Präsidenten  frei 
aus  allen  Bürgern  des  Kantons.  Die  Amtsdauer  der  Mit- 
glieder betrug  drei  Jahre,  worauf  sie  wieder  wählbar 
waren.  Das  Gericht  versammelte  sich  regelmäßig  zwei- 
mal im  Jahr,  nämlich  nach  der  ordentlichen  Großratsver- 
sammlung vom  Monat  Mai  und  dann  acht  Tage  vor  dem 
Michaelistag.5  Machten  aber  dringende  Fälle  außer- 
ordentliche Versammlungen  notwendig,  so  stand  es  dem 
Präsidenten  zu,  sein  Tribunal  zu  versammeln.  Als  Appel- 
lationsgericht durfte  dieses  Gericht  dem  Kanton  keine 
Unkosten  verursachen,  und  aus  diesem  Grunde  erhob 
man  eine  hohe  Appellationsgebühr.  Das  Kantonsgericht 

^  1812  beschließt  der  Große  Rat:  ,,14  Tage  vor  jeder 
ordentlichen  Gerichtsversammlung  sollen  der  Präsident  und 
zwei  von  ihm  zu  bestimmende  Kantonsrichter  in  Chur  zu- 
sammentreten, alle  eingebrachte  Prozesse  und  die  Referate, 
ohne  Gutachten  jedoch,  durchgehen,  und  wo  mangelhafte 
Akten  eingesandt  worden  wären,  solche  und  den  Prozeß  an 
das  einsendende  Gericht  zur  Kompletierung  zurückweisen,  und 
nach  eingenommener  Erkundigung  der  Verwandtschaftsver- 
hältnisse der  Richter  zu  den  Parten,  und  unter  sich  oder 
wegen  früherem  Einsitz  bei  dem  erst-  und  zweitinstanzlichen 
Gerichte,  die  Tage  der  Sitzungen  bestimmen,  an  welchen  die 
einzuberufende  Suppleanten  für  die  bei  jeder  Prozeßerledigung 
ruhende  Kantonsrichter  in  Chur  einzutreffen  haben." 
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besaß  auch  eine  Kanzlei,  welche  die  Schreibereien  be- 
sorgte,  und  die  verpflichtet  war,  an  Berechtigte,  welche 
es  verlangten,  Protokollauszüge  oder  Abschriften  von  Ur- 
teilen des  Gerichtes  zuzusenden.  Dafür  erhob  man  die 
gesetzlich  festgesetzten  Taxen.  Die  Sitzungen  fanden  ab- 
wechslungsweise in  Chur,  Thusis  und  Malans  statt.  1808 
wurde  wegen  der  „Unbequemlichkeit,  die  Akten  von 
einem  Ort  an  den  andern  zu  bringen"  vom  Großen  Rat 
Chur  als  der  ständige  Versammlungsort  des  Kantons - 
gerichtes  bestimmt. 

Als  1803  die  Aufstellung  eines  Appellationsgerichtes 
für  den  ganzen  Kanton  beschlossen  worden  war,  hatte 
man  dessen  Dauer  zur  Probe  auf  drei  Jahre  festgesetzt. 
Eine  große  Mehrheit  der  Gemeinden  genehmigte  diesen 
Vorschlag.  Das  Kantonsgericht  trat  seine  Verrichtungen 
an  und  erwarb  sich  Zutrauen  und  Achtung.  Es  hielt  die 
Orts-  und  Gerichtsobrigkeiten  in  gesetzlichen  Schranken, 
indem  es  sie  verpflichtete,  ihren  Urteilen  die  Beweg- 
gründe beizufügen.  Alle  Gerichtsbehörden  wurden  vor- 
sichtiger in  der  Abfassung  ihrer  Urteile,  weil  keine  sich 
der  Kränkung  ausgesetzt  sehen  wollte,  ihren  Spruch  ge- 
stürzt oder  wegen  Verletzung  der  Formen  zurückgewiesen 
zu  sehen.  Nach  Vollendung  der  Probezeit  im  Jahre  1806 
fragte  man  die  Gemeinden  neuerdings  an,  ob  sie  von  der 
Nützlichkeit  des  Kantons -Appellationsgerichtes  überzeugt, 
dasselbe  ferner  fortbestehen  lassen  wollten.  Eine  größere 
Mehrheit  der  Gemeinden  als  jene,  die  den  ersten  Be- 
schluß dafür  gefaßt  hatte,  bestätigte  dasselbe  unbedingt, 
und  da  nun  drei  Jahre  um  waren,  erneuerte  man  dem 
Reglement  gemäß  die  Wahlen  der  Richter. 

Im  Jahre  181 1  beabsichtigte  eine  Partei  in  Bünden 
das  Kantonsgericht  wieder  aufzuheben.  Ein  durch  Um- 
triebe und  Advokaten  verwickelter  Handlungsprozeß,  der 
im  Laufe  mehrerer  Jahre  vielfache  Erläuterungen  vorher- 
gehender Urteile  veranlaßte,  brachte  zuerst  Spannung 
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zwischen  den  Beisitzern  des  Tribunals  hervor,  und  als  im 
Sommer  1810  der  Kleine  Rat  das  gerichtliche  Urteil 
durch  einen  Kommissär  vollziehen  lassen  wollte,  wider- 
setzte sich  die  Obrigkeit  des  Oberengadins,  nahm  dar- 
über Rekurs  an  den  Großen  Rat  und  führte  vor  diesem 
in  seiner  ordentlichen  Versammlung  181 1  Klage  gegen 
den  Kleinen  Rat.  Es  entstand  hieraus  einige  Erbitterung, 
welche  von  den  Gegnern  des  Kantonsgerichtes  benutzt 
wurde.  Sie  beantragten,  das  Kantonsgericht  aufzuheben. 
Der  Antrag  wurde  unterstützt,  und  von  61  Stimmenden 
waren  zwei  Drittel  für  denselben,  unter  Vorbehalt  der  Ge- 
nehmigung der  Gemeinden.  Den  gewöhnlichen  Geschäfts- 
gang, nach  welchem  alle  Gegenstände  von  einiger  Vv^ich- 
tigkeit  durch  Kommissionen  geprüft  werden  mußten,  hatte 
man  beiseite  gesetzt.  Die  Aufhebung  des  Kantonsgerich- 
tes wäre  keine  Verletzung  der  Vermittlungsakte  gewesen, 
da  dieselbe  in  dieser  Hinsicht  dem  Kanton  freie  Hand 
ließ.  Doch  machte  der  schweizerische  Landammann 
dringende  Vorstellungen  gegen  dieses  Vorhaben.  Die 
französische  Gesandtschaft  hatte  sich  bei  ihm  bitter  über 
die  Gerechtigkeitspflege  dieses  Kantons  beschwert  und 
dabei  bemerkt,  daß  durch  die  Aufhebung  des  Kantons - 
gerichts  die  Anarchie  im  bündnerischen  Gerichtswesen 
keine  Grenzen  mehr  finden  würde.  Auch  in  der  „Allge- 
meinen Zeitung"  wurden  die  Gegner  des  Kantonsgerich- 
tes angegriffen. 6  Eine  Erwiderung  darauf  nennt  die  Ur- 

6  „Es  mußte  der  Großzahl  der  schweizerischen  Magistrate 
unendlichen  Ärger  und  Schrecken  bereiten,  daß  beinahe  alles, 
was  sie  im  Geheimnis  ihrer  Ratsstuben  und  Protokolle  ge- 
borgen glaubten,  von  einer  ihrem  Arm  unerreichbaren  fremden 
Zeitung  unbarmherzig  ans  Licht  gezerrt  wurde.  Das  ge- 
lesenste  Organ  Deutschlands,  die  1798  in  Stuttgart  begrün- 
dete, seit  1803  in  Ulm,  seit  1810  in  Augsburg  erscheinende 
,, Allgemeine  Zeitung"  brachte  regelmäßig  Schweizerkorrespon- 
denzen sowohl  über  die  Tagsatzung  und  die  Kreisschreiben 
des  Landammanns,  als  über  die  politischen  Vorgänge  in  den 
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teile  dieses  Gerichtes  „delphische  Orakelsprüche,  die  nicht 
eine,  sondern  viele  Auslegungen  zuließen"."^ 

Beim  Abstimmen  in  den  Gemeinden  ergab  sich  nur 
eine  relative  und  keine  absolute  Mehrheit  für  die  Fort- 
dauer des  Kantonsgerichtes.  Dies  erregte  dann  eine  leb- 
hafte Diskussion  im  Großen  Rat  von  1812.  Einige  woll- 
ten die  Gemeinden  nicht  mehr  anfragen  und  die  Sache 
auf  sich  beruhen  lassen.  Andere  dagegen  schienen  für 
ein  neues  Ausschreiben  an  die  Gemeinden  geneigt  zu 
sein.  Schließlich  übergab  man  die  Sache  einer  Vorbe- 
ratungskommission zur  näheren  Prüfung.  Dieselbe  gab^ 
eingedenk  der  Mahnung  des  Landammannes,  das  Gut- 
achten ab,  das  Kantonsgericht  noch  drei  Jahre  bestehen 
zu  lassen  und  dem  Großen  Rat  von  18 14  freizustellen, 
ob  er  über  die  Fortbestehung  dieser  Behörde  dann  noch 
die  Gemeinden  um  ihre  Willensmeinung  anfragen  wolle. 
Dieses  Gutachten  wurde  vom  Großen  Rat  genehmigt  und 
zum  Beschluß  erhoben. 

So  war  denn  die  Fortdauer  des  Oberappellations- 
gerichts  gesichert.  Zugleich  erließ  der  Große  Rat  einige 
Zusätze  zum  Reglement  desselben,  welche  provisorisch 
bis  18 14  bestehen  sollten. 

Neben  dem  Oberappellationsgericht  für  Zivilstreitig- 
keiten wurde  dann  1808  noch  ein  Kantonskriminalgericht 

Kantonen,  im  ganzen  vortrefflich  unterrichtete,  sachliche  Re- 
ferate, denen  aber  mitunter  entschiedene  Urteile  und  'Sarkas- 
men  vom  liberalen  Standpunkt  aus  nicht  fehlten. 

Es  war  ein  offenes  Geheimnis,  daß  der  Hauptkorrespon- 
dent der  ,, Allgemeinen  Zeitung"  kein  geringerer  war  als  Paul 
Usteri,  der  beste  Kopf  der  Zürcher  Regierung,  der  seinen 
Republikaner"  wegen  der  Zensurschwierigkeiten  hatte  ein- 
gehen lassen  müssen  und  nun  seine  publizistische  Tätigkeit 
als  Mitarbeiter  ausländischer  Journale  und  Zeitschriften  fort- 
setzte, indem  er  sich  durch  eine  ausgebreitete  Korrespondenz 
authentische  Nachrichten  aus  allen  Kantonen  zu  verschaffen 
wußte."   (Oechsli,  S.  628.) 

^  Allgemeine  Zeitung  1811,  Nr.  280 ;  1812,  Beilage  Nr.  2. 
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errichtet,  welches  die  Kriminal justiz  über  die  fremden 
Landstreicher  und  Gauner  ausübte.  Dieses  Tribunal  be- 
stand aus  drei  Richtern,  einem  Verhör richter  und  einem 
Aktuar.  Wurden  Todesurteile  gefällt,  so  sollten  zum 
Kiiminalgericht  noch  drei  Richter  des  Oberappellations- 
gerichts  zugezogen  werden.  Vom  Kriminalgericht  gab  es 
keine  Appellation  mehr.  Die  Haft  und  Einbringung  der 
Kosten  mußte  die  Gerichtsgemeinde  tragen,  in  welcher 
die  Gefangennahme  stattgefunden  hatte. 

In  den  Händen  des  Kantons  lag  also  nur  die  Kri- 
minaljustiz über  fremde  Landstreicher.  Sonst  war  die 
ganze  Kriminaljustiz  Sache  der  Gerichte,  und  deren  gab 
es  6i.  So  stand  es  mit  der  Kriminaljustiz,  wo  Ehre,  Frei- 
heit und  Leben  auf  dem  Spiel  standen,  noch  schlimmer 
als  mit  der  Ziviljustizpflege,  bei  der  schließlich  nur  Geld 
und  Gut  in  Frage  kam.»  Die  Gerichte  hatten  von  dem 
kleinsten  Vergehen   bis  hinauf  zu   den  schweren  Ver- 

s  Berüchtigt  war  die  Strafjustiz  im  Unterengadin.  ,Jn 
einem  Lande,  wo  die  Stellen  fast  ohne  Besoldung  sind,  muß 
es  den  meisten  Gemeinden  an  Männern  fehlen,  die  sich  den 
weitläufigen  Studien  eines  juristischen  Kursus  unterziehen,  und 
das  Verfahren  in  Kriminalfällen  kann  daher  oft  aus  bloßer 
Unwissenheit  hart  werden.  Allein  im  Unterengadin  scheint 
sich  das  System  festgesetzt  zu  haben :  in  allen  Fällen  die  här- 
testen Wege  als  die  kürzesten  und  einträglichsten  zu  gehen, 
und  wenn  in  anderen  Gemeinden  die  Justiz  oft  zu  schlaff  ist, 
so  ist  sie  es  hier  nie ;  es  müßte  denn  sein,  daß  der  Beklagte 
durch  vorteilhafte  Verhältnisse  oder  große  Geldaufopferungen 
den  andern  Strafen  auswiche.  Die  sehr  strengen  Unterenga- 
dinergesetze  werden  durch  Richter  gehandhabt,  denen  es  mei- 
stens an  Kenntnissen  und  oft  an  moralischer  Bildung  mangelt, 
daher  kann  es  geschehen,  daß  hier  nicht  selten  die  Folter  ge- 
braucht wird,  wo  geübte  Männer  durch  bloße  Fragen  das  Ge- 
ständnis leicht  herausbringen.  Die  Formen  imd  eingeschUche- 
nen  Mißbräuche  lassen  der  Leidenschaftlichkeit  in  der  Unter- 
suchung und  im  Urteil,  sowie  in  der  unglaublichsten  An- 
häufung der  Gerichtsunkosten  durch  Schmausereien  etc.  einen 
unbeschränkten  Spielraum."   (Neuer  Sammler  I,  367.) 
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brechen,  die  man  „Malefizfälle"  nannte  und  die  das  Ge- 
setz mit  Todes-,  Ketten-  und  Zuchthausstrafen  oder  mit 
längerer  Landes-  oder  Gerichtsverv/eisung  belegte,  zu  ur- 
teilen. Da  nach  den  Kriminalstatuten  nicht  nur  schwere 
Verbrechen,  sondern  auch  Diebstahl  und  kleinere  Ver- 
gehen mit  dem  Tode  oder  Verstümmeln  eines  Gliedes  be- 
straft wurden,  so  mochte  der  Scharfrichter  reichliche 
Arbeit  haben. 

Welche  Strafen  möglich  waren,  ergibt  sich  am  deut- 
lichsten aus  den  neuen  Richttaxen,  die  der  Große  Rat 
1804  festsetzte. 9  Die  mangelhafte  Rechtskenntnis  im  Kan- 
ton suchte  der  Große  Rat  zu  heben.  Als  sich  die  Häupter 
18 IG  im  Großen  Rat  beklagten,  wie  man  im  Kanton  den 


9  Tariff  für  den  Scharfrichter : 
Für  jede  Tagreise  zu  8  Stunden  und  die  Tage, 
welche  er  durch  den  Richter  oder  die  Be- 


amten  aufgehalten  wird,  täglich 

fl.    3.30  kr 

Dem  Knecht  

„    3.-  „ 

Für   Enthaupten   oder   Hänken,    alle    dazu  er- 

forderlichen Akten  einbegriffen  .... 

„  16.-  „ 

Den  Körper  begraben  und  das  Grab  machen 

„    3.-  „ 

Den  Kopf  auf  pfählen  und  was  dazu  erforderlich 

„    2.30  „ 

Für  Ausstreichen  und  dazu  erforderliche  Akten 

„    9.—  „ 

Für  an  das  Halseisen  stellen  und  was  damit  ver- 

bunden  

„    4.30  ,, 

Für  Abhauen  oder  Verstümmeln  eines  Gliedes  . 

„    3.-  „ 

Für  Foltern,  alle  dabei  erforderlichen  Akten  ein- 

begriffen, für  jede  Person  

6.—  ,, 

Für  jede  Wiederholung  der  Folter  von  der  Person 

„    4.-  „ 

Für  die  Territion  bis   zum   Binden  ohne  Auf- 

ziehen, zusammen  

4.— 

Für  Brandmarken  

„    4.-  „ 

(O.  S.  I,  S.  216.) 

1808  verordnete  der  Große  Rat :  Es  soll  vom  Ermessen 
des  Kriminaltribunals  abhängen,  nach  Befinden  die  Folter  als 
Schreckmittel  anzuwenden  oder  sich  derselben  ganz  zu  ent- 
halten. 


72 


Mangel  an  Männern  empfinde,  die  eine  gründliche  und 
vollständige  Kenntnis  des  Zivil-  und  besonders  des  Krimi- 
nalrechts besitzen,  wurde  der  Vorschlag  gemacht,  ent- 
weder drei  bündnerische  Jünglinge,  welche  sich  der 
Rechtswissenschaft  widmen  wollen,  auf  Kosten  des  Kan- 
tons auf  auswärtigen  Universitäten  studieren  zu  lassen, 
oder  einen  Lehrer  zum  Vortrag  der  Rechtslehre  an  die 
Kantonsschule  zu  berufen.  Letzterer  Vorschlag  wurde 
vom  reformierten  wie  katholischen  Schulrat  angenommen, 
und  als  Rechtslehrer  Dr.  Peter  Mirer  von  Obersaxen,  der 
später  Bischof  von  St.  Gallen  wurde,  gewählt. 

Auch  der  Wunsch  nach  einem  kantonalen  Zivilgesetz- 
buch, welches  die  Wirrnis  der  vielen  Statutarrechte  er- 
setzen sollte,  regte  sich  schon  in  dieser  Zeit.  1812  er- 
nannte der  Große  Rat  eine  Kommission,  welche  mit 
dessen  Ausarbeitung  betraut  wurde.  Doch  sollte  dieses 
Werk  noch  Jahrzehnte  lang  auf  sich  warten  lassen. 

Sanitätswesen. 

Größere  Beachtung  als  früher  erfuhr  auch  die  Ge- 
sundheitspolizei. 1804  ernannte  der  Kleine  Rat  einen 
Sanitätsrat. 11    Diese  Einrichtung  war  zwar  nicht  neu, 

1^  Mirer  hatte  als  Rechtslehrer  eine  sehr  ersprießliche 
Wirksamkeit.  Er  las  über  die  Anfangsgründe  des  römischen 
Rechtes,  über  Strafrechtswissenschaft  und  Theorie  des  bürger- 
lichen Prozesses,  über  Staatsrecht  und  Philosophie.  Zahlreiche 
Studenten  aus  beiden  Konfessionen  besuchten  seine  Vor- 
lesungen, darunter  eine  Anzahl  späterer  Staatsmänner.  (V aler, 
S.  87.) 

11  Sowohl  in  Rücksicht,  daß  schon  vormals  in  Bünden 
ein  Sanitätsrat  angeordnet  gewesen,  als  in  Erwägung  der  be- 
sonderen Aufmerksamkeit,  welche  bei  den  allgemeinen  Nach- 
richten von  Verbreitung  des  gelben  Fiebers  in  europäischen 
Ländern  und  selbsten  schon  in  Italien,  das  Sanitätswesen  er- 
heischet, wurde  angemessen  befunden  für  einmal  einige  Mit- 
räte zu  den  Deliberationen  über  Sanitätsgegenstände  zuzu- 
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einen  Sanitätsrat  hat  es  schon  1757  gegeben.  Den  Anlaß 
zur  Schaffung  eines  neuen  Sanitätsrates  gab  1804  der 
Ausbruch  des  sogenannten  „gelben  Fiebers"  in  Livomo.12 

In  diesem  Rat  saßen  zwei  Ärzte  und  je  ein  Vertreter 
aus  jedem  Bunde.  Er  hielt  seine  jährlichen  Sitzungen 
gewöhnlich  in  Chur  ab,  konnte  sie  aber  unter  besonderen 
Umständen  auch  anderswohin  verlegen.  Ihm  lag  die  Auf- 
sicht über  den  Gesundheitszustand  sowohl  der  Menschen 
als  der  Tiere  ob.  Die  Gesundheit  ihres  lieben  Viehs  lag 
den  Bauern  gerade  so  am  Herzen  wie  ihre  eigene,  und 
die  damaligen  Sanitätsordnungen  enthalten  mehr  Vor- 
schriften über  Krankheiten  des  Viehs  als  des  Menschen. 

Jährlich  fand  eine  offizielle  Kontrolle  des  Gesund- 
heitszustandes des  Viehes  statt.  Bis  zum  15.  August  muß- 
ten die  Hochgerichtsvorsteher  dem  Sanitätsrat  die  Ge- 
sundheitsscheine mit  ihrer'  Unterschrift  und  dem  Siegel 
einsenden.  Unterließ  es  eine  Gemeinde,  dem  ersten  Vor- 
ziehen und  auf  den  12^^^  dies  zum  Kleinen  Rat  einzuladen. 
Auch  wurde  ratsam  gehalten,  die  beiden  Ärzte  Doktor  Rascher 
und  Herr  Major  Killias  zu  dieser  Beratung  zuzuziehen." 
(P.  d.  K.  R.  9.  November  1804.) 

,,Es  wurde  angemessen  gefunden,  einen  eigenen  Sanitäts- 
tat zu  bestellen,  um  die  unterm  9.  dies  in  Sanitätssachen  be- 
reits zur  Mitberatung  gezogene  Ehrenpersonen  als  Mitglieder 
desselbigen  zu  bestätigen,  ihnen  dieses  in  der  auf  heute  be- 
stimmten Versammlung  anzuzeigen  und  diesem  Sanitätsrat 
zugleich  ein  für  einmal  in  allgemeinen  terminis  verfaßte  In- 
struktion zuzustellen."   (P.  d.  K.  R.  19.  November  1804.) 

12  Publikation  des  Kleinen  Rates  vom  14.  November  1804 : 
,,In  Livorno  ist  eine  bösartige  ansteckende  Krankheit  ausge- 
brochen, die  als  völlig  gleichartig  mit  dem  bekannten  ameri- 
kanischen gleich  der  Pest  verheerenden  gelben  Fieber  aner- 
kannt wurde.  Nach  reiflicher  Erwägung  haben  wir  nicht  an- 
stehen können,  eine  gänzliche  Sperre  an  den  Grenzpässen 
gegen  Italien  anzuordnen,  so  daß  für  einmal  weder  reisende 
Personen,  weder  Tiere  noch  Waren,  von  welcher  Art  sie  auch 
sein  mögen,  die  aus  Italien  kommen,  in  Bünden  eingelassen 
werden  können." 
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Steher  des  Gerichts  ihre  Scheine  einzuliefern,  so  war  ihr 
der  Zutritt  zu  allen  Märkten  versagt.  Auf  Grund  dieser 
Inspektion  erließ  der  Sanitätsrat  einen  Bericht,  nach  dem 
sich  die  Viehhändler  orientieren  konnten. 1807  nahm 
die  kantonale  Schutzpockenimpfung  ihren  Anfang.  Aller- 
dings konnte  damals  von  einem  allgemeinen  Impfzwang 
noch  nicht  gesprochen  werden.  Niemand  kann  ge- 
zwungen werden,  sein  Kind  der  Impfung  zu  unterwer- 
fen, "i^  Immerhin  führte  man  aber  die  unentgeltliche 
Impfung  ein  und  die  Zwangsimpfung  bei  drohenden  Epi- 
demien, womit  schon  ein  guter  Schritt  vorwärts  getan  war. 

1808  errichtete  der  Kanton  eine  Hebammenschule. 
Bisher  gab  es  nur  an  ganz  wenigen  Orten  gute  Heb- 
ammen, und  die  Zahl  der  Sterbefälle  bei  der  Geburt  war 
eine  sehr  große.  Der  Unter];icht  in  der  neuen  Schule 
dauerte  ein  halbes  Jahr.  Die  Unkosten  bestritt  der  Kan- 
ton. Diese  neue  Anstalt  scheint  zunächst  nicht  stark  be- 
sucht worden  zu  sein,  denn  der  Kleine  Rat  forderte  181 1 
in  einem  Ausschreiben  die  Gemeinden  auf,  diese  Anstalt 
mehr  zu  benutzen  und  die  Gelegenheit  zur  Heranbildung 
tüchtiger  Hebammen  nicht  zu  versäumen.  1808  erließ 
die  Regierung  auf  Vorschlag  des  Sanitätsrates  auch  eine 
Polizeiordnung  gegen  Quacksalber  und  den  Kauf  un- 

Für  Splügen,  Castasegna  und  Brusio  wurden  besondere 
Kommissäre  ernannt,  welche  die  Sperre  durchzuführen  hatten. 
An  der  ganzen  Grenze  wurden  Wachen  aufgestellt  und  die 
Obrigkeiten  zu  scharfer  Aufsicht  auf  alles  Streifgesindel  auf- 
gefordert. Die  von  Italien  kommenden  Briefe  mußten  innen 
und  außen  gereinigt  und  geräuchert  werden. 

Um  sich  der  Treue  der  Wächter  ja  zu  versichern,  wurden 
sie  von  den  Kommissären  namens  der  Regierung  in  Eides- 
pflicht oder  Handgelübde  genommen.  Diese  Sperre  dauerte 
bis  Mitte  Dezember  und  schädigte  den  Handel  und  Verkehr 
in  hohem  Maße. 

13  Barblan,  S.  154. 

14  O.  S.  I,  S.  341. 
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bekannter  Heilmittel.  Dem  Scharfrichter  war  schon  1804 
alles  Medicinieren  an  Menschen"  verboten  worden. 
Immer  wieder  erhoben  sich  die  Anhänger  des  Alten 
gegen  die  Neuerungen  der  Mediation.  So  verlangten  im 
Großen  Rat  181 1  die  Abgeordneten  von  Puschlav,  Unter- 
valtasna,  Oberhalbstein  und  Tiefenkastell  vermöge  ihrer 
Instruktion  die  Aufhebung  des  Sanitätsrates.  Die  Ver- 
sammlung wies  aber  mit  Entrüstung  diesen  Antrag  zurück. 

Finanzwesen. 

Der  alte  Freistaat  hatte  eine  einfache  Finanzver- 
waltung. Die  Landeskasse  war  gewöhnlich  leer.  Was  an 
Einnahmen,  Jahrgeldern  und  Zöllen  einlief,  wurde  gleich- 
mäßig auf  die  Bünde  verteilt.  Jeder  Bund  verteilte  die 
erhaltene  Summe  auf  die  Gerichte,  jedes  Gericht  auf  die 
Gemeinden. 

1803  wurde  durch  die  Mediation  die  Finanzverwal- 
tung dem  Kleinen  Rat  übergeben ;  er  besorgte  „die  Ver- 
waltung des  Kantonsvermögens  an  Liegenschaften,  Ge- 
fällen, Zöllen  und  Straßengeldem".  Der  Kleine  Rat  ließ 
von  Anfang  an  die  Finanzen  unter  seiner  Aufsicht  durch 
einen  Standeskassier  besorgen.  Die  Einnahmen  der  Lan- 
deskasse flössen  in  der  ersten  Zeit  aus  wenigen  Quellen. 
Aus  dem  vorhergehenden  Jahrhundert  übernahm  man 
einige  Durchgangs-  und  Ausfuhrzölle,  die  Steuer  auf 
Luxuswaren,  einige  Weggeider  und  verschiedene  Kanzlei- 
gebühren. Die  Einkünfte  aus  Domänen  gingen  durch 
Verlust  der  Untertanenlande  zum  größten  Teil  ohne  Ent- 
schädigung verloren.  Nur  einige  Güter  in  der  früheren 
Herrschaft  Maienfeld  und  in  Tarasp  gingen  auf  den 
Kanton  über.  Der  Geldertrag  dieser  war  nicht  bedeutend 
und  schon  früh  wurden  sie  veräußert. 

1°  Der  Ertrag  der  Maienfelder  Domäne  wird  1802  mit 
Fr.  2285. —  angegeben.    In  der   Mediationszeit  hatte  Grau- 
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Die  wichtigsten  Einnahmequellen  in  der  Mediations- 
zeit  bildeten  die  Zölle,  das  Salzregal  und  der  Reprä- 
sentanzschnitz. 

Bei  den  Zöllen  unterschied  man  den  Transitzoll,  den 
Ein-  und  Ausfuhrzoll. 

Der  Transitzoll  bildete  die  ergiebigste  Einnahme  des 
Landes.  Er  wurde  von  jeglicher  Kaufmannsware  er- 
hoben, wobei  als  solche  jede  Ware  galt,  die  man  durch 
den  Kanton  führte,  ohne  Rücksicht,  woher  sie  kam  und 
wohin  sie  ging.  Für  die  Erhebung  des  Transitzolles 
mußte  die  Ware  im  städtischen  Kaufhaus  zu  Chur  ab- 
geladen, gewogen,  und  registriert  werden,  worauf  die 
Speditionshäuser  dieselbe  übernahmen.  Im  Kaufhause 
waren  in  langen  Registern  alle  denkbaren  Kaufmanns - 
güter  aufgezählt  und  für  jedes  der  nach  dem  Gewicht, 
nach  dem  Maß  oder  nach  dem  Stück  berechnete  Zollsatz 
angegeben. 

Einem  Ausfuhrzoll  unterstanden  vom  Beginn  der 
Mediationszeit  an  :  Vieh,  das  ins  Ausland  verkauft  wurde, 
Felle  und  Häute,  wozu  1811  noch  Salpeter  kam.  Den 
Viehzoll  hob  der  Große  Rat  schon  1804  auf.  Der  Einzug 
desselben  hatte  große  Schwierigkeiten  gefunden,  da  die 
Bündner  zur  Zeit  der  großen  Märkte  in  Tirano,  Chia- 
venna,  Bellinzona  und  Lugano  ganze  Herden  über  die 
Berge  trieben,  und  die  wenigen  Zollbeamten  an  der 
Grenze  bei  einem  solchen  Andrang  die  Arbeit  nicht  be- 
wältigen konnten.  Die  Folgen  waren  Streitigkeiten  mit 
den  bündnerischen  Bauern.    Daher  schaffte  der  Große 

blinden  einen  Verwalter  dieser  Kantonsgüter.  Im  April  1807 
wurden  sie  dem  Bundeslandammann  Gengel  um  den  Zins  von 
1900  Gulden  für  sechs  Jahre  in  Pacht  gegeben.  Dabei  behielt 
sich  der  Kleine  Rat  die  freie  Verfügung  vor,  dieselben  bei 
schicklichem  Anlaß  zu  verkaufen.  Und  schon  im  Juni  gleichen 
Jahres  wurde  dann  die  Kantonsdomäne  im  Hochgericht  Maien- 
feld mit  Inbegriff  der  Igiserwiese  für  48  500  Gulden  an  Maien- 
felder Bauern  verkauft.  (P.  d.  K.  R.  1807.) 
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Rat  diesen  Zoll  ab  und  führte  an  dessen  Stelle  einen  Ein- 
fuhrzoll auf  ausländisches  Vieh  ein.  Als  bedeutende  Ein- 
nahme galt  die  Abgabe  auf  rohe  Felle  und  Häute.  Als 
landwirtschaftlicher  und  wildreicher  Kanton  führte  Grau- 
bünden jährlich  um  bedeutende  Summen  diese  Artikel  aus. 

Der  Einfuhrzoll,  der  einer  Verbrauchssteuer  gleich- 
kam, hieß  Luxuszoll  und  wurde  von  dem  zum  Verbrauch 
eingeführten  Wein,  Branntwein,  Kaffee,  Zucker  und 
Tabak  erhoben.  Dazu  kam  dann  noch  1804  der  Zoll  auf 
ausländisches  Vieh,  sodann  bezog  der  Kanton  auch  den 
Brandiszoll. 16 

Den  Höhepunkt  erreichte  der  Reinertrag  der  Zölle 
im  Jahr  1808/09  mit  dem  Betrag  von  59331  Gulden. 

Während  man  sich  früher  zur  Erhebung  der  Zölle  mit 
dem  Pachtsystem  beholfen  hatte,  beschloß  der  Große  Rat 
1803  eine  eigene  Verwaltung  mit  dem  Einzug  der  Zölle 
zu  betrauen.  „Nachdem  der  Große  Rat  die  Gründe  in 
reifliche  Erwägung  gezogen  hatte,  auf  welchen  die  Ent- 
scheidung der  Frage  beruht,  ob  die  öffentlichen  Ein- 
künfte des  Landes  für  Rechnung  desselben  verwaltet, 
oder  aber  verpachtet  v/erden  sollen,  hat  er  aus  über- 
wiegenden Gründen,  und  besonders  in  der  Rücksicht  auf 
ehemalige  für  die  innere  Ruhe  sehr  nachteilig  gewesene 
Folgen  der  Verpachtung,  den  Beschluß  gefaßt,  daß  sämt- 
liche Landeseinkünfte  durch  eine  eigenst  dazu  auf  zu - 

16  1509  kauften  die  Drei  Bünde  von  den  Herren  von 
Brandis  und  Saluz  die  Herrschaft  Maienfeld  und  mit  ihr  auch 
die  Zollgerechtigkeiten,  die  früher  den  Herren  von  Brandis 
gehörten.  Diese  bestanden  in  einem  Durchgangszoll,  der  an 
zwei  Orten  erhoben  wurde,  nämlich  auf  der  Luziensteig  und 
an  der  untern  Zollbrücke.  Auf  der  Luziensteig  zahlten  Korn, 
Mehl,  Türken  und  Erbsen  pro  Malter  zwei  Bluzger,  das  Faß 
Salz  ebenfalls  zwei  Bluzger.  An  der  Tardisbrücke  wurde  von 
aller  aufwärts  kommenden  Ware  vom  Schweizer  Zentner  ein 
Kreuzer  erhoben.   (Barblan,  S.  95.) 

17  Barblan,  S.  101. 
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Stellende  Verwaltung  besorgt  werden  sollen,  "is  Es  wur% 
den  Grenzstationen  errichtet,  wo  kantonale  Zollbeamte  . 
die  Grenzzölle  erhoben  und  den  Reinertrag  monatlich, 
nachdem  sie  ihren  Lohn  und  sonstige  Kosten  der  Er- 
hebung   abgezogen   hatten,    an   die   Kantonskasse  ab- 
lieferten.i'-^ 

Die  Verwaltung  der  Durchgangszölle  übertrug  der 
Kleine  Rat  1803  dem  Handelshaus  Sprecher  &  Roffler 
in  Chur,  welche  dem  Kleinen  Rat  vierteljährlich  Rech- 
nung darüber  abzulegen  hatten.  Die  Regierung  war  sich 
der  Bedeutung  dieser  Landeseinkünfte  wohl  bewußt  und 
übte  eine  scharfe  Aufsicht  aus. 20 

Während  der  Helvetik  hatte  die  Schweiz  das  Salzver- 
kauf smonopo].  Die  Mediation  gab  dieses  Regal  wieder 
den  Kantonen  zurück.  Am  27.  August  1803  beschloß  der 
Große  Rat,  die  Verv/altung  des  Salzregals  auf  eigene 
Rechnung  zu  übernehmen.   Der  Kleine  Rat  erhielt  den 

1«  O.  S.  I,  S.  79. 

1^  Dabei  scheint  man  das  abgelegene  Samnaun  an  der 
Tirolergrenze  vergessen  zu  haben.  Bis  1806  wurde  dort  kein 
Zoll  eingezogen.  In  diesem  Jahre  ersuchte  der  Kleine  Rat  die 
Zollverwaltung,  die  nötigen  Vorkehrungen  zu  treffen,  damit 
von  nun  an  auch  im  Tale  Samnaun  die  Landeszölle  gehörig 
besorgt  und  erhoben  werden.  Die  Samnauner  ihrerseits  be- 
schwerten sich,  daß  sie  nur  selten  die  ausgehenden  Abschiede, 
Verordnungen  und  Publikationen  der  Regierung  erhalten.  Dar- 
aufhin wurde  der  Obrigkeit  des  Gerichts  Remüs- Schieins  die 
Aufforderung  erteilt,  dem  Tal  Samnaun  unfehlbar  jedesmal 
ein  Exemplar  der  erhaltenen  Schriften  zu  übermachen.  (Proto- 
koll des  Kleinen  Rates  1806.) 

20  ,,Den  an  den  Grenzen  bestellten  Zollern  wird  ge- 
messenst befohlen,  alle  bei  ihren  Zollposten  passierenden  ver- 
zollbaren Waren  selbsten,  durch  ihre  Angestellten,  oder  den 
bei  ihnen  stationierten  Landjäger  aufs  genaueste  zu  unter- 
suchen, um  sich  der  Übereinstimmung  der  Eingabe  mit  der 
Qualität  der  Ware  zu  versichern.  Sie  werden  sich  dabei  weder 
auf  die  Angabe  der  Fuhrleute  noch  auf  die  Frachtbriefe  ver- 
lassen." (O.  S.  II,  S.  109.) 
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Auftrag,  mit  auswärtigen  Salinen  in  Unterhandlungen  zu 
treten.  Noch  im  gleichen  Jahre  schloß  er  mit  der  Saline 
von  Hall  im  Tirol  einen  Vertrag  ab.  In  Chur  und  Maien- 
feld wurden  Salzmagazine  errichtet,  1805  auch  in  Ilanz 
für  die  Gemeinden  des  Oberlandes.  Die  Täler  jenseits 
der  Berge  erhielten  die  Erlaubnis,  der  näheren  Verbin- 
dung wegen,  das  Salz  in  der  Pfanne  zu  Hall  selbst  ab- 
zuholen. Eine  besondere  Ausnahme  bildete  das  Hochge- 
richt Misox,  welchem  gestattet  wurde,  das  Salz  aus  dem 
Tessin  zu  beziehen.  Die  Misoxer  bezahlten  die  Salzauf- 
lage dem  Zoller  in  Grono. 

Den  Verkauf  des  Salzes  übergab  der  Kanton  dem 
Handelshaus  Maßner  &  Braun  in  Chur.  Um  die  Einfuhr 
des  Salzes  für  die  ennetbirgischen  Täler  möglichst  gut 
überwachen  zu  können,  verfügte  die  Regierung,  daß  vom 
Tirol  her  nur  über  Martinsbruck  und  Münster  Salz  ein- 
geführt werden  dürfe. 

Den  Verkaufspreis  des  Salzes  im  Kanton  setzte  die 
Regierung  fest.  Die  Steuer  auf  das  Salz  kam  in  dem  von 
der  Regierung  erhöhten  Preise  zum  Ausdruck.  In  den 
ersten  Jahren  hielt  die  Direktion  in  Hall  für  die  Ennet- 
birger  dem  Kanton  Rechnung,  indem  sie  auch  die  Salz- 
steuer einzog.  Seit  18 10  aber  entrichteten  die  Ennet- 
'  birger,  die  ihr  Salz  selbst  zu  Hall  abholten,  dafür  an  den 
Grenzstationen  Martinsbruck  und  Münster  einen  Ein- 
gangs zoll.  21 

21  ,,In  Betracht,  daß  wenn  der  Kanton  die  Salzauflage 
wie  vorhin  in  Hall  beziehen  lassen  wollte,  er  das  Interesse 
des  Staats  wieder  von  einer  daselbst  zu  bestellenden  Agent- 
schaft abhängig  machen  würde,  wird  beschlossen,  an  der 
Engadinergrenze  bei  Martinsbruck  ein  Zoll-  und  Wachthaus 
zu  erbauen,  welches  auch  bei  allfälliger  militärischer  Grenz- 
besetzung benutzt  werden  könnte.  Dahin  soll  ein  eigener  Zoll- 
beamter abgeordnet  werden,  welcher  die  Salz-  und  Zoll- 
abgaben jeder  Art  für  den  Kanton  einzuziehen  hat.  Auf  der 
Grenze  im  Münstertal  wird  ebenfalls  ein  Zollbeamter  aufge- 
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Der  Ertrag  des  Salzhandels  war  für  den  Kanton  ent- 
sprechend den  großen  Preisbewegungen  ziemlich  schwan- 
kend. Im  Jahr  1803/04  betrugen  die  Einnahmen  4998 
Gulden,  im  Jahr  18 12/13  34813  Gulden. 22  Indessen 
schmuggelte  man  auch  viel  Salz,  so  aus  dem  Tirol  ins 
Engadin  und  Münstertal. 23 

In  den  folgenden  Jahren  trieben  dann  auch  die 
Prättigauer  und  Davoser  einen  großartigen  Salzschmug- 
gel, indem  sie  entweder  im  Montafun  erkauftes  Salz 
selbst  einführten,  oder  sich  dasselbe  von  Montafunem  zu- 
führen ließen.  18 12  erließ  die  Regierung  eine  besondere 
Strafpredigt  gegen  die  Salzeinschwärzung,  die  nur  für 
die  Prättigauer  und  Davoser  bestimmt  war,  und  die  in 

stellt,  welcher  die  gleichen  Abgaben  zu  erheben  hat."  (F.  d. 
K.  R.  1810.) 

22  Barblan,  S.  107. 

23  ,,Da  sich  der  Kleine  Rat  durch  hinlängliche  Beweise 
überzeugt  hat,  daß  während  dem  letzten  Winter  die  sämmt- 
lichen  diesseits  der  Berge  gelegenen  Gemeinden  durch  die 
Erhöhung  des  Salzpreises  einen  ansehnlichen  Beitrag  zu  den 
gemeinsamen  Neutralitätsunkosten  geliefert,  im  Engadin  und 
Münstertal  aber  sehr  viele  Privatpersonen  durch  einen  un- 
erlaubten Schleichhandel  mit  diesem  Artikel,  und  durch  freche 
Vorbeiführung  der  Zollstätten  sich  dieser  gerechten  Auflage 
zum  großen  Nachteil  des  Kantons-Ärariums  zu  entziehen  ge-' 
sucht  haben,  da  ferner  auch  die  bereits  im  letzten  Frühjahr 
wiederholt  an  dortige  Obrigkeiten  ergangene  Aufforderungen 
diese  Gefälle  einzutreiben,  keine  Folge  geleistet  worden,  viel- 
mehr dieselben  sich  zum  Teil  mit  ihrer  Unvermögenheit  ent- 
schuldigt, und  endlich  da  der  Große  Rat  des  Kantons  die 
Eintreibung  dieser  Rückstände  aufs  ernstlichste  verordnet  hat, 
so  wird  vom  Kleinen  Rat  beschlossen,  eine  eigene  Kommission 
in  das  Engadin  und  Münstertal  mit  einem  Weibel  in  der  Färb 
abzuordnen,  welche  nach  näherer  Untersuchung  der  geschehe- 
nen Einschwärzungen  die  prompte  Eintreibung  aller  dadurch 
dem  Kantonsärarium  entzogenen  und  ausständigen  Abgaben 
von  dem  eingeführten  Salz  zu  veranstalten  hat.  Zur  Verhinde- 
rung der  Salzeinschwärzung  wird  im  Münstertal  ein  Salz- 
magazin errichtet."   (P.  d.  K.  R.  1806,  14.  September.) 
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allen  dortigen  Gemeinden  von  der  Kanzel  abgelesen  und 
öffentlich  angeschlagen  werden  mußte. 2'' 

Der  Repräsentanzschnitz  bildete  keine  regelmäßige 
Steuer,  er  trat  nur  ausnahmsweise  in  Kraft.  Dabei  wurde 
die  vom  Bundestag  bewilligte  Summe  auf  die  Gerichts- 
gemeinden verteilt  (,,geschnitzt" )  im  Verhältnis  ihrer  Ver- 
tretung Repräsentanz" )  in  dieser  Behörde,  daher  der 
Name.  Auch  die  einzelnen  Bünde  bedienten  sich  früher 
dieses  Steuersystems.  Man  wandte  ihn  an,  wenn  die 
Landeseinkünfte  die  Ausgaben  nicht  deckten.  Der  alte 
Freistaat  kannte  aber  so  wenig  Ausgaben,  daß  der  Re- 
präsentanzschnitz selten  aushelfen  mußte.  Wurde  dies 
notwendig,  so  behalf  man  sich  damit,  daß  man  nur  die 
Gemeinden  in  den  Untertanen  landen  (Kiefen,  Veltlin  und 
Bormio)  beschnitzte.  Jedoch  mit  dem  Verlust  derselben 
fiel  diese  Bequemlichkeit  dahin  und  begann  das  Ader- 
lassen am  eigenen  Leibe. 

Der  Repräsentanzschnitz  galt  allgemein  als  eine  un- 
gerechte Einrichtung,  weil  die  Vertretung  der  Gerichte 
keine  wahre  verhältnismäßige  sein  konnte,  solange  man 
keine  genauen  Volkszählungen  kannte.  Dazu  kam  noch, 
daß  man  die  oft  sehr  verschiedenen  Vermögensverhält- 
nisse der  Gerichtsgemeinden  gar  nicht  berücksichtigte. 
So  war  dieser  Schnitz  sehr  unbeliebt. 

Ein  Gesetz  vom  19.  April  18 10  regelte  die  Verteilung 
des  Schnitzanteils  innerhalb  der  Gemeinde.  Dabei  wurden 
die  Bürger  und  Gemeinden  im  Verhältnis  zum  Ertragwert 
ihrer  Grundstücke  besteuert.  Die  Obrigkeiten  mußten 
sämtliche  innerhalb  ihrer  Gemeinde  liegenden  Güter  auf- 
nehmen und  veranschlagen,  sowohl  Privat-  als  Gemeinde- 
eigentum. 2^ 

Als  der  Kanton  1803  einen  Teil  der  helvetischen 
Schuld  übernahm,  bezahlte  er  dieselbe  in  kurzer  Zeit. 

24  O.  S.  II,  S.  333. 

25  O.  S.  II.  S.  99. 
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Doch  begann  schon  in  der  Mediationsperiode  durch  die 
verschiedenen  Grenzbesetzungen  eine  neue  Schuldenlast^ 
und  es  mußte  öfters  die  Anleihe  angewendet  werden. 
Schon  1805  mußte  geborgt  werden. 26  Die  Finanzkräfte 
des  Kantons  waren  schon  durch  die  Unkosten  der  Wuhr- 
arbeiten  an  der  Landquart  außerordentlich  erschöpft.  So 
schössen  denn  die  verschiedenen  kapitalkräftigen  Han- 
delshäuser in  Chur  dem  Kanton  Geld  vor.  Dieselben 
trieben  Bankgeschäfte  und  einzelne  von  ihnen  kann  man 
als  die  Bankiers  des  Kantons  ansehen.  Im  folgenden 
Jahre  stellte  Graubünden  an  der  Tagsatzung  ein  Be- 
gehren um  Entschädigung  für  außerordentliche  Ein- 
quartierungen. In  Rücksicht  auf  die  besondere  Lage  des 
Kantons  erkannte  ihm  darauf  die  Tagsatzung  1807  eine 
Entschädigung  von  4800  Gulden  zu.  Bei  der  Grenzbe- 
setzung von  1809  erhob  der  Kanton  Vorschüsse  bei  der 
Zol]-  und  Salzverwaltung. 2' 


2^  „Da  der  Kleine  Rat  sich  in  der  Notwendigkeit  befindet 
zur  Aufrechthaltung  der  Neutralität  beträchtliche  Ausgaben 
zu  machen,  die  Kantonskassa  aber  in  diesem  Augenblick 
außer  Stande  ist,  die  selbige  zu  bestreiten,  so  beschließt  der 
Kleine  Rat,  im  Vertrauen  auf  die  schon  mehrmals  erprobte 
Bereitwilligkeit  des  hiesigen  Handelsstandes  in  Fällen  der  Ver- 
legenheit zur  Aufrechthaltung  der  Ehre  und  Wohlfahrt  des 
Vaterlandes  durch  ihre  Unterstützung  beizutragen,  alle  hiesigen 
Handelshäuser  einzuladen,  durch  verhältnismäßige  kleine,  spä- 
testens innerhalb  vier  Tagen  zu  entrichtende  Geldbeiträge  an 
die  Kantonskasse  ein  Anlehen  von  ungefähr  300  Louis  d'or 
herzuschießen."  (P.  d.  K.  R.  1805,  2.  Oktober.) 

Am  16.  Oktober  fordert  der  Kleine  Rat  auch  die  aus- 
wärtigen bündnerischen  Handelshäuser  dringendst  auf,  nach 
dem  Beispiel  ihrer  Berufsgenossen  und  Mitbürger  im  Kanton 
dem  Kleinen  Rat  ebenfalls  mit  baren  A^orschüssen  an  die  Hand 
zu  gehen. 

,,In  Betrachtung,  daß  nicht  nur  die  Mobilmachung  des 
verlangten  Milizkontingents  beträchtliche  Summen  erfordert, 
deren  Bezahlung  nicht  verschoben  werden  darf,  sondern  auch 
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Die  Grenzbesetzuiig  von  1809  bedeutete  eine  schwere 
Last  für  das  Volk.  In  den  meisten  Talschaften  befanden 
sich  die  Landleute  beim  Heuet  in  den  Bergen  und  muß- 
ten nun,  um  ihre  Einquartierten  zu  bewirten,  in  ihren 
Wohnungen  in  den  Tälern  einen  besondern  Haushalt 
führen.  Auch  für  diese  Besetzung  stellte  der  Kanton  ein 
Entschädigungsgesuch  an  die  Tagsatzung,  welche  aber 
dasselbe  abwies. 

Als  181 1  die  Kontinentalsperre  den  Transit  lähmte, 
und  die  Kantonskasse  dazu  noch  schwere  Opfer  bringen 
mußte,  um  die  französischen  Schweizerregimenter  voll- 
zählig zu  machen,  wurde  der  Einfuhrzoll  auf  Luxuswaren 
verdoppelt  und  zugleich  eine  Abgabe  auf  die  Biereinfuhr 
erhoben.  Auch  in  den  Jahren  1802  und  18 13  mußte  die 
Regierung  zur  Hebung  des  Kredites  allerlei  Mittel  und 
Wege  einschlagen.  Sie  erhob  ein  Umgeld  auf  den  in 
Schenkliäusern  verwirteten  Wein,  Branntwein  und  Bier, 
sowie  eine  einmalige  Steuer  auf  das  in  jedem  Handlungs- 
hause  angelegte  reine  Vermögen.  Zugleich  wurde  das 
Krämerpatent  erhöht. 

Handel,  Gewerbe  und  Industrie. 

Der  Handel  war  in  dem  armen  Gebirgskanton  nicht 
bedeutend.  Die  wichtigsten  Landesprodukte,  womit  man 
Handel  trieb,  bildeten  Vieh  und  Felle.  Graubünden  ver- 
kaufte jährlich  große  Herden  außer  Landes.  Gew^öhnlich 
zogen  die  Bauern  selbst  mit  ihrem  Vieh  an  die  auswärti- 

der  -zur  eidgenössischen  Kriegskassa  angezeigte  Geldbeitrag 
unverzügUch  angeschafft  werden  muß,  wird  beschlossen,  der 
Zollverwaltung  den  Auftrag  zu  erteilen,  dem  Kanton  zur  Be- 
streitung der  unausweislichen  Militärbedürfnisse  einen  Vor- 
schuß von  8000  Gulden  zu  machen,  desgleichen  die  Salzver- 
waltung einen  Vorschuß  von  5000  Gulden."  (P.  d.  K.  R.  1809, 
28.  April.) 
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gen  Märkte,  meist  nach  dem  Süden. 2«  Erst  in  unserer 
Periode  fanden  im  eigenen  Land  größere  Viehmärkte 
statt,  die  von  fremden  Händlern  besucht  wurden. 

Durch  den  Viehhandel  kamen  sehr  große  Summen 
in  das  Land. 

Das  Recht,  Handel  zu  treiben,  war  im  allgemeinen 
frei.  Nebst  Vieh  und  Fellen  wurde  auch  Holz  und  etwas 
Molken  ausgeführt.  In  den  meisten  Talschaften  herrschte 
noch  der  Tauschhandel. 29 

Ein  interessanter  Tauschhandel  fand  zwischen  Jenaz 
und  dem  Unterengadin  statt.  Der  Neue  Sammler  be- 
richtet :  „Der  Absatz  des  gedörrten  Obstes  geschieht 
nicht  sowohl  gegen  bares  Geld,  als  vielmehr  tauschweise, 
gegen  Korn,  ins  Unterengadin.  Im  Herbst  auf  Saum- 
pferden,  im  Winter  auf  Schlitten,  wird  es  dahin  geführt, 
und  man  erhält  für  gedörrte  Kirschen  dreimal  (dem 
Maße  nach),  für  Zwetschgen  viermal,  für  gedörrte  Birn 

2^  Noch  gegen  Ende  des  17.  Jahrhunderts  erschienen  die 
Händler  aus  dem  Veltlin,  der  Lombardei  und  dem  Venetia- 
nischen  regelmäßig  unmittelbar  nach  der  Alpentladung  in 
Bünden,  kauften  Groß-  und  einiges  Schmalvieh  auf  und  trie- 
ben die  Ware  nach  Italien.  Doch  im  18.  Jahrhundert  trat  eine 
Änderung  im  Viehhandel  ein.  Die  italiehischen  Händler  er- 
schienen seltener  und  machten  weniger  Ankäufe,  und  wollte 
der  Bündner  seine  Viehhabe  verkaufen,  so  mußte  er  mit  der- 
selben an  die  italienischen  Märkte.    (Sprecher  I,  S.  49.) 

2^  Bis  zur  Einführung  der  eidgenössischen  Münzen,  Maße 
und  Gewichte  durch  die  Bundesverfassung  von  1848  herrschte 
in  Graubünden  eine  große  Mannigfaltigkeit  und  Verwirrung 
im  Münz-,  Maß-  und  Gewichtswesen.  Beinahe  jede  Talschaft, 
ja  oft  sogar  die  einzelnen  Dörfer  derselben  Talschaft  rech- 
neten nach  verschiedenen  Werten,  was  ein  ungeheures  Hinder- 
nis für  die  gedeihUche  Entwicklung  des  Verkehrs  und  Handels 
war.  Oft  wurde  nach  Münzen  gerechnet,  die  gar  nicht  geprägt 
wurden,  also  nur  Rechnungswert  hatten.  —  Das  System  des 
Tauschhandels  hat  sich  deshalb  bei  der  bündnerischen  Bauern- 
bevölkerung bis  weit  über  die  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  er- 
halten und  kommt  auch  heute  noch  oft  zur  Anwendung. 
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zweima]  —  soviel  Roggen.  Nüsse  und  Äpfelstückchen 
gelten  das  Doppelte  an  Gerste,  frische  Birn  ein  gleiches 
Maß  Roggen,  frische  Äpfel  ebensoviel  Gerste.  Überdies 
bringt  man  noch  Hanf,  Latwerge,  Kohl,  Sauerkraut, 
Schnecken,  zum  vertauschen  ins  Engadin.  Dieser  Handel 
ist  weniger  vorteilhaft,  als  man  glauben  sollte ;  denn 
während  der  fünf  Tage,  die  man  zur  Hin-  und  Herreis 
bedarf,  verbraucht  man  wenigstens  14  Gulden,  und  wer 
das  erforderliche  Pferd  mieten  muß,  noch  fünf  Gulden 
mehr."-^o 

Die  wichtigsten  Märkte  des  Landes  fanden  in  Chur 
statt,  der  Maimarkt  und  der  St.  Andreasmarkt  im  De- 
zember. Kantons-  und  Schweizerbürger  mußten  für  den 
Handel  keine  Taxe  zahlen.  Ein  Ausländer,  der  in  Bünden 
hausieren  oder  einen  Laden  eröffnen  wollte,  mußte  jedes 
Jahr  ein  Patent  lösen.  Doch  war  auch  er  von  dieser 
Pflicht  befreit,  wenn  er  nachweisen  konnte,  daß  die 
Bündner  in  seiner  Heimat  Gegenrecht  genossen. 

Wie  der  Handel,  so  spielte  auch  das  Gewerbe  im 
Kanton  mit  Ausnahme  des  Transportwesens  keine  große 
Rolle.  Das  Handwerk  erlangte  nur  in  Chur  eine  größere 
Ausdehnung,  wo  es  in  Zünfte  organisiert  war.  Überhaupt 
zeigten  die  Bündner  von  jeher  eine  Abneigung  gegen 
jedes  Handwerk.  Der  Bauer  schaute  mit  einer  gewissen 
Verachtung  auf  einen  Handwerker  und  zählte  diesen  zu 
einer  tiefer  stehenden  Gesellschaftsklasse.  Die  wenigen 
Handwerker,  die  es  im  Lande  herum  gab,  waren  meistens 
Fremde. 3-  1806  erließ  der  Kleine  Rat  zusammen  mit  dem 

30  Neuer  Sammler  1809,  S.  219. 

31  O.  S.  I,  S.  173. 

32  „Handwerke  wollten  den  hiesigen  Einwohnern  lüemals 
behagen,  obgleich  sie  alles  Talent  dazu  besitzen.  .  .  Die  öffent- 
liche Meinung  ist  so  entschieden  gegen  die  Handwerker,  daß 
mancher  Bauer  sein  Gut  lieber  in  kleine  Teilchen  zerstückeln 
läßt,  als  daß  er  einige  seiner  Kinder  ihr  Glück  in  Hand- 
werken versuchen  ließe.    Vielleicht  ist  die  Abhängigkeit,  in 
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Magistrat  von  Chur  eine  besondere  Handwerksordnung 
für  die  Stadt  Chur.33 

Industrie  gab  es  sozusagen  keine.  Ein  ganz  eigenes 
Fach  industriellen  Betriebes  bildete  der  Bergbau.  In  der 
Mediationszeit  regte  sich  von  neuem  die  bergmännische 
Unternehmungslust.  Die  Urheber  der  Wiederaufnahme 
des  bündnerischen  Bergbaues  waren  keine  Bergbaukun- 
digen, sondern  durch  die  Kriege  in  ihren  Vermögensver- 
hältnissen zurückgebrachte  Bauersleute,  welche  durch 
fabelhafte  und  abergläubische  Volksüberlieferungen  zum 
Goldsuchen  verleitet  wurden.  Den  Anstoß  zur  Wieder- 
aufnahme des  Bergbaues  gab  1804  der  Alt -Landammann 
Peter  Demenga  von  Misox.  Er  gründete  die  sogenannte 
Bergbaugesellschaft  von  Tiefenkastel.  1804  wandte  sich 
Demenga  an  den  Großen  Rat  um  die  Erlaubnis,  die  Erz- 
gänge des  Landes  zu  bearbeiten.  Er  erhielt  dieselbe  mit 
der  Bedingung  zugestanden,  sich  mit  denjenigen  Hoch- 

der  der  Handwerker  gewissermaßen  steht,  ihnen  unangenehm; 
oder  es  schreckt  sie  ab,  daß  er  die  täglichsten  Lebensbedürf- 
nisse kaufen  muß,  und  nur  kleinen  Gewinn  auf  einmal  macht. 
Überhaupt  sehen  sie  keine  Beispiele  vor  sich  von  dem  Wohl- 
stande geschickter  Arbeiter,  und  sind  so  sehr  an  die  Heimat 
gewöhnt,  daß  ihnen  Lehrjahre  in  der  Fremde  ein  Exilium 
scheinen.  Es  ist  übrigens  zu  wünschen,  daß  sie  in  allen 
Fällen  lieber  dem  ehrenvollen  Verdienst  rechter  Professionen 
nachgehen,  als  sich  auf  das  Zucker-  und  Pastetenbäcker- 
Handwerk  legen  mögen.  Gewöhnlich  kommen  den  Sommer 
hindurch  fremde  Maurer  usw.  her  und  tragen  dann  ihren  er- 
worbenen Gewinn  mit  sich  hinweg."  (Neuer  Sammler  1805, 
S.  291,  Beschreibung  der  Gemeinde  Seewis  im  Prättigau.) 

3^  ,,Die  Zünfte  und  Innungen  werden  wie  vorhin  beibe- 
halten, so  lang  irgend  eine  Stadt  in  der  Schweiz  solche  bei- 
behalten kann,  jedoch  mit  der  Einschränkung,  viaß  die  Teile 
ihrer  Rechtssame,  so  der  Mediationsakte  entgegen  wären, 
aufgehoben  werden. 

Alle  Zunft-  und  Handwerksgesetze  sollen  von  der  Obrig- 
keit aus  geprüft,  und  wo  es  notwendig  ist,  nach  dermaligen 
Verhältnissen  verbessert  werden."    (O.  S.  I.  S.  281) 
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gerichten  und  Gemeinden  einzuverstehen,  in  deren  Gebiet 
er  eine  Erzlage  zu  mieten  gedenke. 

Die  Gesellschaft  fing  an,  in  verschiedenen  Gegenden 
des  Landes  teils  zu  schürfen,  teils  verlassene  Gruben  neu 
zu  belegen,  teils  neue  Baue  zu  unternehmen.  Durch  viel- 
versprechende Anbrüche  zeichneten  sich  besonders  Tiefen - 
kastei,  Schams  und  Obersaxen  aus.  Der  Mut  der  Ge- 
sellschaft wurde  immer  mehr  angefeuert.  Die  Anzahl 
ihrer  Arbeiter  mehrte  sich  täglich,  und  sie  setzte  für  die- 
selben 1808  eine  eigene  Bergwerksverordnung  auf.^i  Die 
Gesellschaft  kaufte  Reichenau,  ließ  alle  Gebäude  aus- 
bessern und  Schmelzhütten  errichten.  Reichenau  war 
eine  sehr  günstige  Zentrale.  Von  hier  aus  konnte  das 
Direktorium  die  Geschäfte  im  Oberland  und  im  Schams 
leiten.  Auf  den  beiden  Rheinen  konnte  sie  Holz  genug 
zum  Schmelzen  herbeischaffen,  und  endlich  konnte  man 
von  Reichenau  aus  auf  Flößen  die  Schmelzprodukte 
weiterführen. 

Im  Oberland  grub  man  außer  bei  Obersaxen  a^Jch 
bei  Ruis  und  Andest.  Es  fehlte  aber  an  einer  im  Berg- 
bau und  Hüttenbetrieb  erfahrenen  Leitung.  Die  meist 
fremden  Kapitalien  waren  bald  aufgebraucht  und  18 12 
ging  diese  Gesellschaft  ein. 

Zu  gleicher  Zeit  betrieb  eine  Davosergesellschaft  den 
Bergbau  am  Silberberg.  Von  1805  bis  1809  beschränkte 
sie  sich  meist  auf  Versuchsbau  im  kleinen.  1809  setzte 
aber  ein  schwunghafter  Betrieb  ein,  der  auch  die  näch- 
sten Jahrzehnte  hindurch  andauerte.  Man  gewann  hiei^ 
Zink  und  Blei.  Erst  1848  hörte  da  der  Bergbau  auf. 
Das  verlassne  Hüttenwerk  „Hoffnungsau"  im  Schmelz- 
boden erinnert  noch  heute  an  das  rege  Leben,  das  da- 
mals hier  herrschte. 


3*  In  den  Bergwerken  fanden  auch  viele  italienisclie 
Flüchtlinge  Beschäftigung,  so  namentlich  im  Schams. 
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i8o6  erhielten  auch  die  Gebrüder  Venini  von  Varena 
vom  Großen  Rat  die  BewilHgung  auf  zehn  Jahre,  im 
Schams  den  Bergbau  zu  treiben. 

1811  wurde  im  Großen  Rat  bemerkt,  daß  das  An- 
sehen des  Kantons  im  Ausland  durch  Ankündigungen 
betrügerischer  Unternehmer  von  Bergwerken  leide.  Dar- 
aufhin erließ  der  Große  Rat  eine  besondere  Proklama- 
tion.-^'"^ 

Neben  dem  Bergbau  fehlte  es  auch  sonst  nicht  an 
Versuchen,  irgend  einen  Industriezweig  einzuführen ;  so 
gab  es  eine  Zeitlang  eine  Tabakfabrik  und  eine  Ölmühle. 
Aber  diese  tauchten  bald  wieder  unter. 

Ende  des  18.  Jahrhunderts  hatte  an  verschiedenen 
Orten,  namentlich  im  Prättigau  und  der  Herrschaft,  die 
Baumwollspinnerei  Fuß  gefaßt.  Allein  die  Erfindung  der 
Spinnmaschine  verdrängte  diese  Handspinnerei.  Um  1 804 
erlosch  dieselbe  auch  im  Unterengadin,  wo  einige  Tiroler 
Firmen  in  verschiedenen  Dörfern  spinnen  ließen^ 

Warnung  vor  leichtsinniger  Teilnahme  an 
unregelmäßigem  Bergbau.  Die  obersten  Kantons- 
behörden haben  mit  vielem  Mißfallen  vernommen,  daß  seit- 
dem man  angefangen  hat,  den  Bergbau  in  Bünden  mit  einigem 
Erfolg  zu  betreiben,  eigennützige  Leute  diesen  Umstand  be- 
nülzten,  um  mit  Vorzeigung  von  allerlei  Erzstufen,  und  unter 
A^orspieglung  eines  glänzenden,  nie  erfüllbaren  Erfolges,  leicht- 
gläubigen Personen,  sowohl  in  als  außer  dem  Lande,  Geld  ab- 
zulocken und  dieselben  in  Ausgaben  zu  verwickeln,  die  selbst 
bei  den  sichersten  Unternehmungen  dieser  Art  sehr  beträcht- 
lich zu  sein  pflegen,  bei  schlechter  unkundiger  Leitung  aber 
das  Vermögen  armer  Interessenten  unwiederbringlich  rui- 
nieren. Es  ist  also  jedermann  zu  warnen,  ohne  Vorweisung 
eines  Patentes  von  der  hochlöblichen  Landesregierung,  und 
ohne  vorhergegangene  hinlängliche  Erkundigung  bei  bergver- 
ständigen Männern,  deren  in  den  drei  bereits  bestehenden 
Bergwerken  zu  Ferrera,  Reichenau  und  Davos  mehrere  ange- 
stellt sind,  prunkvollen  Ankündigungen  nicht  so  leicht  zu 
trauen,  und  sich  der  Gefahr  auszusetzen,  in  beträchtlichen 
Verlust  zu  kommen.   (O.  S.  II,  S.  199.) 


Transitweseii. 


Der  Transit  über  seine  Alpenpässe  ist  für  Grau- 
bünden von  jeher  von  Bedeutung  gewesen;  denn  der  all- 
gemeine Wohlstand  stand  damit  im  Zusammenhang.  Es 
gab  damals  vier  bedeutende  Straßenzüge,  die  sogenannten 
„Paßstraßen",  die  den  großen  „Paß"  zwischen  Norden 
und  Süden  bewältigten  -ß^  die  obere  Straße  von  Chur 
über  den  Septimer  nach  Kiefen,  die  untere  Straße  von 
Chur  über  den  Splügen  nach  Kiefen  und  von  Chur  über 
den  San  Bernhardin  nach  Bellenz,  und  die  Reichsstraße 
von  Chur  über  die  Luziensteig  nach  Feldkirch.  Von 
diesen  war  die  letztere  seit  alters  für  alle  Fuhrwerke 
fahrbar,  und  schon  in  den  achtziger  Jahren  des  1 8.  Jahr- 
hunderts baute  sie  der  Kanton  zu  einer  Kunststraße  aus. 
Auch  die  obere  Straße  konnte  mit  leichten  Bergwägel- 
chen befahren  werden.  Die  untere  aber  nur  bis  Thusis  ; 
von  da  an  mußte  man  sie  mit  Saumtieren  benutzen.  Die 
Anlage  der  Straßen  im  allgemeinen  war  äußerst  man  gel-: 
haft  und  dazu  w^urden  sie  noch  schlecht  unterhalten.  Die 
Groß-  und  Kleinratsprotokolle  aus  der  Mediationszeit 
enthalten  die  reinste  Jeremiade  über  den  damaligen  Zu- 
stand der  Straßen.  Selbst  die  neue  Kunststraße  vernach- 
lässigte man. 3' 

Wohl  mahnte  die  Regierung  die  Gemeinden,  aber 
der  Erfolg  war  ein  geringer  oder  blieb  überhaupt  ganz 
aus.  Als  die  Regierung  sah,  daß  ihre  Ermahnungen 
nutzlos  waren,  ging  sie  einen  Schritt  weiter.  Auf  Be- 
schluß des  Großen  Rates  zahlte  sie  jährlich  eine  kleine 
Summe  für  die  Ausbesserung  der  schlechtesten  Stellen 

36  In  Graubünden  wurde  und  wird  noch  der  Handel  und 
Verkehr  ,,Paß"  genannt. 

3''  So  wird  geklagt,  daß  die  Einwohner  von  Fläsch 
Wasserleitungen  über  die  neue  Straße  führen,  daß  die  Fuhr- 
leute übermäßige  Ladung  führen  und  öfters  drei  Pferde  neben- 
einander spannen.  (P.  d.  K.  R.  1804.) 
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aus  der  Landeskasse.  Auch  schoß  sie  den  Gemeinden 
Geld  für  Straßenarbeiten  vor  und  ernannte  1805  sogar 
einen  kantonalen  Straßeninspektor,  der  mit  dem  Ertrag 
der  Straßenkreuzer  planmäßig  die  Straßen  verbessern 
sollte.  Aber  alles  das  half  wenig  und  es  blieb  ziemlich 
bei  den  alten  Zuständen.  Der  Bau  der  großen  Kunst- 
straßen über  die  Alpen  begann  erst  im  folgenden  Zeit- 
abschnitt, wenn  auch  verschiedene  Projekte  schon  in  der 
Mediationszeit  auftauchten. 

Das  Speditions-  und  Transportwesen  war  zunftmäßig 
geregelt.  Die  Handelshäuser  in  Chur  eigneten  sich  das 
alleinige  Recht  der  Spedition  der  Kaufmannsgüter  an. 
Das  ausschließliche  Recht  des  Transportes  stand  den 
„Porten"  zu. 

Die  Porten  bestanden  aus  der  Verbindung  einer  An- 
zahl von  Gemeinden  zum  Zweck  des  Warentransportes. 
Ihnen  stand  der  Bezug  des  Weggeldes  zu,  wofür  sie  dann 
.  auch  für  den  Unterhalt  der  Straßen  zu  sorgen  hatten. 

38  Schon  1805  schlägt  Salis-Marschlins  vor,  als  wichtigste 
Paßstraße  den  Julier,  dann  den  Bernhardin,  und  als  dritte 
Prättigau-Vereina-Engadin  mit  Fortsetzung  über  den  Ofen- 
berg zu  bauen. 

Im  Jahre  1806  machte  Staatsrat  Lambertenghi,  General- 
direktor der  Doganen  im  Königreich  Italien,  dem  Kanton 
Graubünden  den  Antrag,  eine  fahrbare  Straße  von  Chur  über 
den  Splügnerberg  nach  Kiefen  anzulegen.  Als  es  darüber  im 
Großen  Rat  zur  Diskussion  kam,  erklärten  sich  die  Abgeord- 
neten von  Bergell,  Stalla,  Oberhalbstein,  Tiefenkastel,  Beifort 
and  Churwalden  namens  ihrer  Komittenten  schon  vorläufig 
aufs  bestimmteste  und  feierlichste  gegen  jede  allfällige  An- 
vv'endimg  von  Kantonsgeldern  zur  ausschließlichen  Fahrbar- 
machung  der  Splügnerstraße,  und  daß  überhaupt  nichts  zum 
Nachteil  der  Oberen  Straße  vorgenommen  werde.  Diesem 
Protest  traten  dann  auch  die  Abgesandten  von  Obervaz  und 
des  Engadins  bei. 

In  der  gleichen  Großratsversammlung  machten  Sils  und 
Silvaplana  in  einem  Memorial  den  Vorschlag,  daß  der  Weg 
über  den  Julier  fahrbar  gemacht  werde.  *  (P.  d.  G.  R.  1806.) 
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Die  Porten  bildeten  einen  eigentlichen  Fuhrmannsstaat 
mit  eigener  Polizei  und  Gerichtsbarkeit  für  ihr  Gewerbe. 
Es  gab  ihrer  eine  bedeutende  Anzahl.  Auf  der  oberen 
Straße  waren  vier  Porten  :  Lenz,  Tinzen,  Stalla  und  j3er- 
gell,  auf  der  untern  fünf :  Im  Boden,  Thusis,  Schams, 
Rheinwald  und  Misox,  über  den  Bernina  sodann  die 
Porten  Pontresina,  und  Puschlav,  und  an  der  Reichs 
Straße  Zizers  und  Maienfeld.  Chur  gehörte  nicht  zu  den 
Porten,  genoß  aber  alle  Vorteile  derselben.  Die  Vor- 
rechte der  Porten  und  des  Speditionsstandes  standen  im 
Widerspruch  mit  der  Mediationsakte.  Wenn  die  Tätig- 
keit der  kantonalen  Behörden  auf  diesem  Gebiete  weniger 
erfolgreich  war  als  auf  anderen,  so  ist  dies  auf  den 
Mangel  an  Geld  zurückzuführen.  Der  Regierung  fehlten 
die  Mittel  zum  Freikauf  dieser  Sonderrechte.  Immerhin 
suchte  sie  durch  das  ihr  zustehende  Aufsichtsrecht  mög- 
lichst großen  Einfluß  zu  erlangen.  Sie  erließ  eine  Menge 
von  Reglementen  und  Vorschriften,  und  von  Zeitgenossen 
wird  bezeugt,  daß  das  Transitwesen  während  der  Media- 
tionsperiode besser  geregelt  war  als  später.39 

So  gab  es  schon  1803  eine  'Handlungskommission, 
einen  Vermittlungsrichter  und  ein  Handlungstribunal. 

Der  Große  Rat  wählte  die  Handlungskommission 
auf  drei  Jahre.  Sie  stand  unter  der  Aufsicht  des  Kleinen 
Rates.  Sie  führte  die  Korrespondenz  mit  ausw^ärtigen 
Handelsbehörden,  machte  dem  Kleinen  Rat  Vorschläge 
über  Verbesserungen  im  Transitfach  und  wachte  über  die 
Ordnung  und  Beförderung  im  Speditionswesen  nach  den 
bestehenden  Verordnungen. 

Zur  Vermittlung  der  sich  zwischen  Speditoren  und 
Fuhrleuten  ergebenden  Streitigkeiten  von  geringerer  Be- 
deutung war  der  Vermittlungsrichter  da,  von  dessen  Aus- 
sprüchen an  das  Handlungstribunal  appelliert  werden 
konnte.    Die  eigentliche  Entscheidung  über  Fuhr-  und 

Die  Bündrier  Geschichte  in  elf  Vorträgen,  S.  319. 


92 


Speditionsstreitigkeiten,  insbesondere  bezüglich  beschä- 
digte oder  verlorene  Kaufmannsgüter '  stand  dem  Hand- 
lungstribunal an  Stelle  der  bisher  bestandenen  Porten- 
gerichte zu.  Ordentlicherweise  versammelte  es  sich  ein- 
mal im  Jahr,  außerordentlich  aber  auf  Unkosten  der 
ansuchenden  Partei. 

1809  hob  man  die  Handlungskommission  ,,als  zu 
kostbar"  auf  und  ersetzte  den  Vermittlungsrichter  durch 
einen  provisorisch  aufgestellten  Friedensrichter. 

Postwesen. 

Über  das  Postwesen  verfügten  die  Kantone.  In  Grau- 
bünden  drängte  der  Handels-  und  Speditionsstand  von 
Chur  schon  1803  auf  Reorganisation  der  Posteinrich- 
tungen, doch  vergebens.  Selbst  die  Hauptstadt  besaß 
noch  immer  kein  Postamt.  Wer  irgend  etwas  empfing 
oder  ^versandte,  war  nach  wie  vor  gezwungen,  die  Boten 
in  ihren  verschiedenen  Absteigequartieren  aufzusuchen. 
Diese  Land-  oder  Talboten  kamen  ein-  bis  zweimal  in  der 
Woche  nach  Chur  und  besorgten  den  Postdienst  der  ver- 
schiedenen Talschaften. 

Neben  diesem  inneren  bestand  noch  der  auswärtige 
Postdienst.  1803  setzte  sich  die  Bündnerregierung  mit 
dem  Stande  Zürich  in  Verbindung,  zur  Verschmelzung 
der  beiden  Posteinrichtungen,  ,,ob  nicht  in  Rücksicht  auf 
die  nachbarlichen-  und  Kommerzial-Verhältnisse  Eures 
löbl.  Standes  mit  dem  unsrigen  und  zur  Erleichterung 
der  Kommunikation  des  ersteren  mit  Italien  durch  Bün- 
den, die  beiderseitigen  Posteinrichtungen  in  eine  er- 
sprießliche Vereinigung  gesetzt  werden  könnten".  Abge- 
ordnete beider  Kantone  arbeiteten  einen  Entwurf  aus. 
Allein  Streitigkeiten  zwischen  den  Porten  der  Oberen 
und  Unteren  Straße,  sowie  die  Unmöglichkeit  der  Aus- 
führung eines  vorgesehenen  Postkurses  nach  Tirol,  in- 
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folge  schlechter  Straßenverhältnisse  im  Unterengadin, 
vereitelten  dessen  Verwirklichung.  Auch  die  dringenden 
Vorstellungen  Lindaus,  das  befürchtete,  bei  einem  all- 
fälligen Zustandekommen  dieser  Vereinigung  seiner  Mai- 
ländermessagerie  verlustig  zu  gehen,  trugen  dazu  bei. 

Erfolgreicher  gestalteten  sich  die  Unterhandlungen 
mit  der  Mailändermessagerie.^^  1806  schlössen  Lindau, 
Bünden  und  die  Merkantilkammer  zu  Mailand  einen  Ver- 
trag für  die  Dauer  von  fünf  Jahren  ab.  Die  Lindauer 
Boten  zahlten  dem  Kanton  für  die  Ausübung  des  Post- 
regals  vom  St.  Katharinenbrunnen  auf  der  Luziensteig 
bis  Kiefen  eine  jährliche  Pachtsumme  von  1500  Gulden. 
Diese  Posteinrichtung  scheint  sich  bewährt  zu  haben. 
Noch  vor  Ablauf  des  Vertrages  reichte  der  Churer  Han- 
delsstand ein  Gesuch  um  Erneuerung  desselben  ein.  Es 
erfolgte  dann  auch  die  Verlängerung  dieses  Vertrages 
bis  1816. 

Erst  18 13  wurde  in  Ghur  ein  Zentral-  oder  Kantonal- 
postbureau errichtet.    Anlaß  dazu  hatten  Beschwerden 

4^  Schon  im  15.  Seculo  findet  man,  daß  zum  Behufe  des 
Gommercii  zwischen  der  Lombardei  und  Oberdeutschland  rei- 
tende Boten  von  Lindau  nach  Mailand  und  viceversa  wöchent- 
lich abgegangen  und  nebst  denen  Briefschaften  auch  Gelder 
und  feine  oder  Eilgüter  hin-  und  hertransportiert.  Diese  rei- 
tende und  zugleich  der  Merkantilkammer  in  Mailand  ver- 
pfHchtete  Boten  machten  ihre  Route  über  Feldkirch,  Balzers, 
Chur,  Thusis,  Splügen. 

Die  Drei  Bünde  beschränkten  sich  darauf,  dieser  Boten- 
anstalt ihren  obrigkeitlichen  Schutz  und  Schirm  innerhalb 
ihres  Gebietes  zuzusichern  und  etwa  bezüglich  der  dort  zu  be- 
zahlenden Taxen  bestimmte  Normen  aufzustellen.  Im  übrigen 
aber  war  den  Landesbewohnern  die  Benützung  dieses  Boten- 
ganges durchaus  freigestellt.  Die  Handelstreibenden  bedienten 
sich  nach  wie  vor  zum  Zwecke  der  Beförderung  ihrer  Brief- 
schaften nach  dem  Veltlin  und  Italien  fast  ausschließlich  der 
Säumer  oder  der  Roodfuhrleute.  Nur  im  Verkehr  mit  dem 
„Reich"  pflegten  sie  von  jener  Botenschaft  ausgiebigeren  Ge- 
brauch zu  machen."    (Lenggenhager,  S.  146  ff.) 
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gegen  die  Briefträgerschaft  von  Chur  gegeben,  welche 
die  Briefe  mit  willkürlichen  Porti  belegte.  Jetzt  mußten 
die  Boten  sofort  nach  ihrer  Ankunft  sämtliche  Briefe, 
Pakete  und  Geldsendungen  im  kantonalen  Postbureau 
abgeben,  wo  sie  gestempelt,  registriert  und  weiter  be- 
fördert wurden. 

Müiizwesen. 

Auch  dieses  lag  in  den  Händen  der  Kantone.  Grau- 
bünden machte  erst  seit  1806  vom  Münzrecht  Gebrauch. 
In  diesem  Jahre  erteilte  der  Kleine  Rat  dem  Münzmeister 
Fueter^i  in  Bern  den  Auftrag,  die  i\usmünzung  von  i  500 
Franken  an  5,  i,  1/2  Batzen  Stücken  und  Bluzger  zu  ver- 
anstalten. Um  jeden  Irrtum  zu  vermeiden,  möge  wenig- 
stens durch  die  Anfangsbuchstaben  „Schw."  angedeutet 
werden,  daß  es  Schweizerbatzen  seien.  Bei  der  Anschaf- 
fung der  Metalle  sollte  der  Münzmeister  besonders  auf 
Wohlfeilheit  und  Ersparnis  Rücksicht  nehmen. 

18 13  ließ  man  aus  etwas  Gold,  das  im  eigenen  Lande 
gegraben  worden  war,  70  Bündner  Dublonen  zu  16 
Schweizer  Franken  das  Stück  prägen,  die  somit  sehr 
teuer  zu  stehen  kamen  und  nun  als  große  numismatische 
Seltenheit  gelten. 42 

Wulir-  und  Scliutzbauten. 

Schon  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts  nahmen  an 
manchen  Orten  Gemeinden  und  Privatgesellschaften  den 
Kampf  gegen  die  wilden  Gebirgswasser  auf.  In  der 
Mediationszeit  betätigte  sich  besonders  der  Dekan  Luzi 
.  Pool,  Pfarrer  zu  Luzein,  auf  diesem  Gebiete.  Die  Tal- 
fläche zwischen  Schiers  und  Grüsch  im  Prättigau  war 

4i  Vgl.  darüber :  Joh.  Strickler,  Die  Berner  Münzstatt  und 
ihr  Direktor  Christ.  Fueter.  (Neues  Berner  Taschenbuch  1905, 
S.  15  f.) 

4-  Coraggioni,  S.  110. 
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durch  die  jährlichen  Verheerungen  der  Landquart  seit 
dem  Jahre  1762  der  Kultur  ganz  entrissen  worden.  Die 
allgemeine  Mutlosigkeit  der  Anwohner  gab  die  schönsten 
Güter  dem  reißenden  Elemente  preis. ''•'^  Da  gründete  der 
gemeinnützige  Dekan  Pool  eine  hydrotechnische  Gesell- 
schaft", welche  aus  den  wohlhabendsten  Männern  des 
Tales  bestand  und  das  Eindämmen  der  Landquart  i)ei 
Grüsch  und  Schiers  auf  eigene  Rechnung  übernahm. ^'i 
Pool  war  die  Seele  der  Gesellschaft,  unermüdlich 
tätig  bei  der  Leitung  der  Wuhrarbeiten  und  im  Auf- 
suchen neuer  Hilfsmittel.  Entsprach  auch  der  Erfolg 
nicht  ganz  den  aufgewendeten  großen  Kosten,  weil  eine 
fachmännische  Leitung  fehlte,  so  konnte  doch  allmählich 
dem  Umsichgreifen  der  Verwüstungen  gewehrt  und  man- 
ches schöne  Stück  Land  dem  Flusse  wieder  abgerungen 
werden. 

In  den  Jahren  1806  und  1807  ließ  sodann  der  Kan- 
ton Wuhrarbeiten  an  der  Landquart  bei  Malans  vor- 
nehmen. ^ 

In  Graubünden  standen  den  außergewöhnlichen  Schwie- 
rigkeiten der  Verbauungen  unverhältnismäßig  kleine  Mittel 
gegenüber.  Auf  der  einen  Seite  ein  ausgedehntes,  außerordent- 
lich zerrissenes  Gebirgsland  mit  dementsprechend  äußerst  zahl-, 
reichen  Wildbächen,  verschärft  durch  den  sehr  ungünstigen 
Umstand,  daß  der  zu  schützende  oder  zu  gewinnende  Boden 
bei  weitem  nicht  den  Wert  hatte,  wie  es  im  Tiefland  der  Fall 
ist ;  auf  der  andern  Seite  ein  außergewöhnlich  lockeres  Staaten- 
gefüge,  mit  ein  paar  hundert,  ziemlich  selbstherrlichen  und  zu 
einem  großen  Teil  armen  Gemeinden.   (Festschrift,  S.  65.) 

,,Es  war  den  23.  Oktober  1803,  als  die  Gemeinde  Schiers 
durch  allgemeine  Mehrheit  der  Stimmen  mir  die  Einwuhrung 
der  Landquart  überließ.  Das  Bekanntwerden  dieser  Über- 
lassung erregte  Aufsehen  und  zahllose  Urteile  unter  den  Prätti- 
gäuern.  Da  waren  Wünsche  zum  guten  Gelingen  ohne  Ende. 
Im  Grunde  aber  erklärte  das  Publikum  mein  Unternehmen  für 
tollkühn;  wohlmeinende  Freunde  widerrieten  es,  so  sehr  sie 
konnten.  Mein  Vorsatz  war  aber  einmal  gefaßt,  ein  unwider- 
stehlicher Trieb  nötigte  mich,  einen  Versuch  zu  wagen." 
(Pool,  S.  1.) 
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In  der  gleichen  Gefahr  wie  das  äußere  Prättigau  be- 
fand sich  auch  das  Rheingelände  zwischen  Thusis  und 
thur.  1807  hatte  die  Nolla  so  fürchterliche  Verheerungen 
angerichtet,  daß  Thusis  und  Sils  dem  Untergang  geweiht 
schienen.  Da  legte  die  auch  in  anderer  Hinsicht  ver- 
diente ^^Ökonomische  Gesellschaft"  hier  die  Hand  ans 
Werk.  Sie  eröffnete  eine  Geldsammlung  zur  Deckung 
der  Kosten  für  Untersuchung  der  Fluß-  und  Wildbach- 
gefahren  im  Rhein-  und  Nollagebiet.  Der  Große  Rat  be- 
rief den  Bezwinger  der  Linth,  J.  C.  Escher,  der  die  be- 
drohten Gegenden  besichtigte.  Dessen  Gutachten  ging 
dahin,  daß  eine  Eindämmung  der  Nolla  wegen  den  zu 
großen  Kosten  unmöglich  sei,  daß  aber  Thusis  durch 
einen  Steindamm  geschützt  und  die  Nollahänge  durch 
Entwässerung  befestigt  werden  könnten. Letztere  Maß- 
regeln kamen  erst  später  zur  Anwendung,  dagegen  wurde 
der  Steindamm  bei  Thusis  ohne  Verzug  erstellt. ^6 

Die  Ausführung  der  von  Escher  vorgeschlagenen  Pläne 
hat  Joh.  Friedr.  Tscharner,  unterstützt  durch  die  Sammlung 
einiger  hundert  Gulden,  welche  von  mehreren  wohldenkenden 
Bündnern  zu  Stande  kam,  übernommen.  Allein  da  die  Aus- 
messung ohne  Begrüßung  der  Gemeinden  geschah,  und  zu 
einer  Zeit  geschehen,  wo  bereits  tiefer  Schnee  lag,  was  die 
Kosten  vermehre,  mißbilligten  es  die  Gemeinden,  worauf  die 
Arbeit  eingestellt  wurde,  und  Tscharner  seinen  Auftrag,  sammt 
allen  dazugehörigen  Schriften  und  Geldern  in  die  Hände  des 
Kleinen  Rates  niederlegte."  (P.  d.  G.  R.  1810.) 

Im  heutigen  Zeitalter  der  großartigsten  technischen 
Hilfsmittel  ist  es  interessant,  ja  fast  rührend,  zu  sehen,  mit 
welchen  Schwierigkeiten  jene  Pioniere  zu  kämpfen  hatten,  um 
einem  im  Lande  noch  ganz  unbekannten  Vorgehen  Eingang 
zu  verschaffen;  zu  sehen,  wie  sie  nicht  nur  das  Verfahren, 
sondern  auch  die  Werkzeuge  dazu  erfinden  mußten.  Im  ersten 
1809  erschienenen  Jahresbericht  wird  z.  B.  einläßlich  nach- 
gewiesen, daß  es  notwendig  gewesen  sei,  fragliche  Gebiete 
auszumessen,  und  auf  welchem  Wege  dies  gelungen  sei.  Dann 
wird  ausgeführt,  daß  für  den  Transport  der  Wuhrsteine  Wagen 
mit  eisernen  Achsen  günstiger  seien,  als  solche  mit  hölzernen 
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Auch  Rüfen  und  Lawinen  richteten  im  Lande  große 
Verheerungen  an,  erwähnt  sei  hier  das  Lawinenunglück 
von  Selva  im  Tavetsch  im  Jahre  1808.  Am  13.  Dezember 
fuhr  eine  Lawine  von  Ruinatsch  herab,  wobei  25  Per- 
sonen ihr  Leben  verloren,  17  dagegen  noch  lebend  aus- 
gegraben werden  konnten.  Sechs  Häuser  und  sämtliche 
Ställe,  mit  Ausnahme  eines  einzigen,  wurden  zerstört. 

Die  gemeinnützige  Tätigkeit  der  Regierung  in  der 
Mediationszeit  beschränkte  sich  auf  Beiträge  an  be- 
stehende Anstalten  mit  wohltätigem  Zweck  und  auf  die 
Unterstützung  solcher,  die  durch  Naturgewalten  Hab 
und  Gut  verloren  hatten.  Zur  Unterstützung  solcher  Leute 
bestand  eine  gewohnheitsmäßige  Ordnung.  Traf  ein  klei- 
nerer Schaden  bloß  einzelne  Leute,  so  mußte  das  Ge- 
richt für  seine  geschädigten  Einwohner  aufkommen.  Dies 
geschah  durch  die  „Liebessteuer",  d.  h.  den  Bedürftigen 
wurde  das  Recht  zuerkannt,  innerhalb  der  Gerichtsgrenze 
Liebesgaben  zu  sammeln.  War  aber  der  Schaden  größer, 
als  daß  er  durch  die  freiwilligen  Beiträge  der  Gerichts- 
genossen in  genügendem  Maße  hätte  ersetzt  werden 
können,  so  sollte  die  Gerichtsbehörde  sich  an  den  Klei- 
nen Rat  wenden.  Dieser  hatte  das  Recht,  sämtliche  Ge- 
meinden des  Kantons  aufzufordern,  nach  Kräften  für  die 
Beschädigten  beizusteuern. 

Landwirtschaft. 

Diese  bildete  seit  den  ältesten  Zeiten  den  Haupt- 
erwerbszweig des  Bündnervolkes.  Bisher  hatte  man  Wie- 
sen und  Äcker  mit  Sorgfalt  gebaut  und  auf  Zucht  einer 
schönen  Viehrasse  Bedacht  genommen.  Doch  im  18.  Jahr- 
Achsen,  ja  es  wird  zaghaft  die  Möglichkeit"  angedeutet,  die 
Wagen  ,,auf  Schienen  laufen  zu  lassen",  mit  dem  Hinweis,  daß 
man  damit  in  England  angefangen  und  merkwürdige  Resul- 
tate" erzielt  habe.   (Festschrift,  S.  66.) 
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hundert  entzogen  die  großen  Werbungen  für  Holland, 
Frankreich,  Spanien  usw.  viele  Tausende  starker  Arme 
der  Landwirtschaft.  Dazu  kam  noch  die  gewerbliche 
Auswanderung.  Am  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  war 
diese  Auswanderung  so  groß,  daß  aus  vielen  Dörfern 
der  vierte,  ja  selbst  der  dritte  Teil,  in  einigen  sogar  die 
Hälfte  der  männlichen  Erwachsenen  sich  im  Auslande 
befand.  Aus  Fetan  befanden  sich  1808  70  in  der  Fremde, 
aus  Silvaplana  von  182  Männern  56,  aus  Sent  von  einer 
Bevölkerung  von  780  Seelen  190.  Im  Schams  waren  1807 
von  1772  Einwohnern  300  abwesend.  Der  raschere  und 
leichtere  Gewinn  lockte  die  Jugend  in  die  Fremde.  Die 
Zurückgebliebenen  begannen  in  manchen  Gegenden  in 
der  Wartung  und  Pflege  des  Viehes  und  in  der  Bebau- 
ung ihrer  Güter  lässiger  zu  werden,  und  dies  eben  zur 
Zeit,  als  in  der  unteren  Schweiz  die  Landwirtschaft  einen 
großen  Aufschwung  nahm.  Nach  dem  Kriegsjahre  1799 
hätte  sich  diese  Lage  noch  verschlimmert,  wenn  nicht  die 
Ökonomische  Gesellschaft  dem  Übel  Einhalt  getan  hätte. 
Sie  veröffentlichte  periodische  Schriften,  um  die  Land- 
und  Alpwirtschaft  dem  ihr  drohenden  Verfall  zu  ent- 
reißen. 

Graubünden  besaß  damals  im  Verhältnis  einen  be- 
deutend stärkeren  Bestand  an  Großvieh  als  heute.  In 
Davos,  Safien,  Avers,  St.  Antönien  und  anderorts  fielen 
sogar  1I/2 — 2  Stück  auf  jede  Person  der  Bevölkerung. 
1805  z.  B.  zählte  man  in  Seewis  im  Prättigau  1055  Stück 
Großvieh   bei  einer  Bevölkerung  von   760  Seelen,  in 

^'  Der  neue  Sammler,  ein  gemeinnütziges  Archiv  für 
Bünden.  Herausgegeben  von  der  ökonomischen  Gesellschaft 
daselbst.  Sieben  Jahrgänge  1805—1812. 

Die  ökonomische  Gesellschaft  war  bestrebt,  die  Landes- 
kultur auf  allen  Gebieten  zu  fördern.  Auch  die  Schäden  des 
öffentlichen  Lebens  legte  sie  im  Sammler  mit  ungewöhnUchem 
Freimut  bloß. 
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St.  Antonien  900  Stück  bei  450  Einwohnern,  in  Davos 
2294  Stück  bei  419  Haushaltungen. 

In  einzelnen  Gegenden  setzte  der  Bauer  seinen  Stolz 
darein,  recht  viel  Vieh  nicht  bloß  zu  sömmern,  sondern 
auch  zu  wintern,  gleichviel  ob  die  Tiere  Hunger  litten 
oder  gesättigt  wurden.  Im  allgemeinen  verfuhr  man 
nach  großväterlicher  Weise,  ein  Bedürfnis  des  Fort- 
schreitens machte  sich  nach  keiner  Richtung  hin  geltend 
und  war  dazu  durch  die  Landesverhältnisse  sehr  er- 
schwert.^8  Dies  besserte  sich  nun  durch  die  Aufmunte- 
rungen der  Ökonomischen  Gesellschaft.  Dazu  kam,  daß 
Auswanderer,  welche  in  die  Heimat  zurückkehrten,  die 
in   der   Fremde  gesammelten   Beobachtungen   und  Er- 

4^  „Daß  wir  in  so  mancher  Rücksicht  hinter  unseren 
Nachbaren  zurückbleiben,  hat  seine  natürlichen  Gründe  und 
darf  uns  nicht  abschrecken,  auch  in  unserem  kleinen  Wirkungs- 
kreise unser  Möglichstes  zu  unserer  eigenen  und  unserer  Mit- 
bürger Vervollkommnung  beizutragen,  und  mit  Eifer  an  Weg- 
räumung der  allfälligen  Hindernisse  zu  arbeiten.  Schon  das 
Eigentümliche  der  Lage,  welche  einem  großen  Teile  unseres 
Landes  durch  hohe  Bergketten  die  genauere  Verbindung  mit 
dem  Auslande  erschwert,  ist  ein  Grund,  warum  wir  nicht  so 
leicht  mit  den  Fortschritten  unserer  Nachbaren  vertraut  wer- 
den können ;  die  Gestalt  des  Landes  im  Innern  selbst  aber,  da 
sogar  benachbarte  Täler  oft  monatelang  von  einander  abge- 
schnitten sind,  ferner  die  Verschiedenheit  der  Sprache,  endlich 
selbst  eine  Verfassung,  die  den  einzelnen  Gemeinden  in  vielen 
Stücken  eine  so  große  Unabhängigkeit  gestattet  —  sind  Um- 
stände, die  einer  wechselweisen  Mitteilung  der  gewonnenen 
Kenntnisse  und  Erfahrungen,  einem  allgemeinen  Einverständ- 
nisse und  kräftigen  Maßregeln  für  das  gemeine  Beste,  oder 
einer  rühmhchen  Nacheiferung  vielfältig  im  Wege  stehen.  Wir 
seheu  daher  die  nachahmungswürdigsten  Anstalten  einzelner 
Gemeinden  nie  allgemein  werden ;  oft  sind  sie  in  ganz  nach- 
barlichen Gegenden  nicht  einmal  bekannt.  Eben  deswegen 
wirken  auch  ausgezeichnete  Kenntnisse  einzelner  Personen, 
und  ihr  lebhaftester  Eifer  selten  hinlängUch  für  das  allge- 
meine Wohl,  gondern  bleiben  oft  im  engeren  Kreise  unbe- 
nutzt."  (Vorwort  im  Neuen  Sammler  1805,  S.  1.) 
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fahrungen  hier  nun  verwendeten.  Größere  Viehbesitzer 
führten  Schwyzer  und  Berner  Zuchtstiere  und  Kühe  zur 
Veredlung  der  einheimischen  Rassen  ein.  An  geschickten 
Tierärzten  war  noch  großer  Mangel.^»  Man  berief  Pfu- 
scher oder  Leute,  die  sich  aufs  Segensprechen  ver- 
standen.50 

Die  Behörden  beschäftigten  sich  wenig  mit  der 
Unterstützung  der  Landwirtschaft,  sie  überHeßen  dies 
der  Ökonomischen  Gesellschaft.  1806  beschloß  der 
Große  Rat,  derselben  auf  sechs  Jahre  einen  jährlichen 
Beitrag  von  350  Franken  zukommen  zu  lassen,  mit  der 
Bedingung,  daß  jeder  Obrigkeit  ein  Exemplar  des 
„Sammlers"  unentgeltlich  zugeschickt  werde. 

1809  beschloß  der  Große  Rat,  jährlich  zwei  große 
Herbstviehmärkte  abzuhalten.  Der  größere  sollte  zu- 
nächst in  Ems  abgehalten  werden.  Da  es  aber  dort  an 
den  nötigen  Einrichtungein  fehlte,  verlegte  man  ihn  nach 
Chur  auf  die  fürstbischöflichen  Wiesenquadern  vor  dem 
untern  Stadttor.  Die  Dauer  dieses  Marktes  betrug  drei 
Tage.  Ein  zweitägiger  Markt  für  die  Ennetbirger  fand 
in  der  Au  bei  Ponte  statt.  Mit  diesen  Hauptmärkten 
waren  zugleich  auch  Viehprämierungen  verbunden. -^i 

1805  hatte  der  Kleine  Rat  auf  Empfehlung  des  Sani- 
tätsrates dem  in  Würzburg  studierenden  Dr.  Amstein  eine 
Unterstützung  von  300  Reichsgulden  zugesagt,  unter  der  Be- 
dingung, daß  er  noch  die  Vieharzneikunde  erlerne.  Der  Große 
Rat  beschloß  diesen  Vorschuß  als  Geschenk  zu  betrachten, 
falls  sich  Amstein  anheischig  mache,  sich  auf  immer  dem 
Vaterlande  zu  widmen  und  fähigen  jungen  Männern  Unterricht 
in  der  Vieharzneikunde  zu  erteilen.  (P.  d.  G.  R.  1805.) 

50  In  einzelnen  Talschaften  gibt  es  noch  heute  fast  in 
jedem  Dorfe  Männer  und  Frauen,  welche  diese  Kunst  ver- 
stehen und  dieselbe  ausüben. 

•'^i  Für  den  Markt  in  Chur  war  festgesetzt :  Für  die  zehn 
größten  und  schönsten  Zeitkühe  werden  275  Gulden  bestimmt 
und  so  verteilt,  daß  die  schönste  Zeitkuh  eine  Prämie  von 
50  fl.,  jede  folgende  5  fl.  weniger  und  demnach  die  zehnte  5  fl. 
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Auch  auf  dem  Gebiete  der  Kartoffelkultur  und  der 
Bienenzucht  wirkte  die  Ökonomische  Gesellschaft  bahn- 
brechend. Die  Kartoffel  hatte  man  schon  im  i8.  Jahr- 
hundert eingeführt,  aber  der  Anbau  derselben  verbreitete 
sich  nur  langsam  über  das  ganze  Land.  Im  Schams, 
Oberhalbstein  und  Unterengadin  pflanzte  man  sie  noch 
um  1809  nur  in  den  kleinen  Plausgärten. 

Die  Bienenzucht  fehlte  anfangs  des  19.  Jahrhunderts 
selbst  in  solchen  Gegenden,  die  heute  einen  beträcht- 
lichen Bienenstand  aufweisen,  so  im  Engadin  und  Ber- 
geil. Aus  dem  Oberhalbstein  berichtet  der  „Sammler" 
1806,  daß  dieselbe  erst  „seit  kurzer  Zeit"  in  Aufnahme, 
gekommen  sei.  Auch  den  Gemüsebau  vernachlässigte 
man  noch.  Als  die  stärksten  Gemüsepflanzer  galten  die 
Churer,  Herrschäftler  und  Prättigauer.  Die  Frauen  des 
Unterengadins  verschmähten  den  Anbau  von  „Kraut"  al^ 
ein  Merkmal  der  Armut.  Die  Ökonomische  Gesellschaft 
bemühte  sich  um  den  Bezug  guter  Sämereien  und  suchte 
das  Landvolk  zur  Pflanzung  von  Gemüsen  zu  ermuntern 
und  anzuleiten. 52 

erhält.  Für  die  zehn  größten  und  schönsten,  zweijährigen 
grauen  Stiere  ist  eine  gleiche  Prämiensumme  von  275  fl.  fest- 
gesetzt und  wird  auf  gleiche  Weise  wie  bei  den  Zeitkühen  ver-. 
teilt  werden.  Ebenso  bestimmte  der  Große  Rat  eine  Prämie 
von  4  Louis  d'or  für  die  sieben  schönsten  jährigen  Zucht- 
stiere, welche  aus  den  sieben  diesseitsbergischen  Militärkreisen 
auf  den  allgemeinen  Viehmarkt  zu  Chur  gebracht  werden. 

Auf  dem  Markte  in  der  Au  wurde  den  zwei  schönsten 
Zuchtstieren  aus  den  beiden  Kreisen  Bernina  und  Inn  jedem 
eine  Prämie  von  4  Louis  d'or  zuerkannt.  Außerdem  wurden 
der  Hochgerichtsobrigkeit  noch  200  fl.  zur  Erteilung  anderer 
Prämien  zugestellt. 

1812  beschloß  der  Große  Rat,  diese  Prämien  aufzuheben. 
Es  waren  finanzielle  Gründe,  welche  die  '  Behörde  in  den 
schweren  Zeiten  zu  diesem  Schritte  bewogen. 

^2  Spescha  berichtet  aus  dem  Tavetsch :  ,, Anfangs  wa,ren 
hier  keine  Krautgärten,  man  wußte  nichts  vom  Krautwesen^ 
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Forstwesen. 

In  der  Forstwirtschaft  herrschten  noch  sehr  schlimme 
Zustände. 53  Der  Kanton  tat  auf  diesem  Gebiete  nichts. 

Die  Gemeinden  verbesserten  auch  nicht  viel.  Diese 
und  Private  waren  Eigentümer  der  Wälder  und  schal- 
teten und  walteten  nach  Belieben.  Ganze  Wälder  wurden 
geschlagen,  und  das  Holz  oft  zu  einem  Spottpreise  ver- 
kauft. Aus  dem  Unterengadin  fanden  großartige  Holz- 
lieferungen  an  die  Salzpfanne  von  Hall  im  Tirol  statt. 
Die  Gemeinde  Zernez  verkaufte  1804  Holz  zu  10  Kreuzer 
das  Klafter  nach  Hall.  Anderorts  überließen  Gemeinden 

Jetzt  aber  (1805)  haben  die  Gärten  ein  ganz  anderes  Ansehen 
bekommen,  nachdem  man,  wie  die  Bauern  zu  sagen  pflegen, 
auch  Kraut  wie  die  Geißen  zu  essen  angefangen  hat."  (Spescha, 
S.  215.) 

''^  Spescha  sagt  über  die  Pflege  der  Wälder :  ;,Man  muß 
nicht  immer  mit  dem  Sprichwort'  der  Faulenzer  und  Tauge- 
nichtse aufrücken  und  sagen :  unsere  Voreltern  waren  auch 
Leute,  die  lebten,  und  doch  nicht  auf  die  Bepflanzung  und 
Besamung  der  wilden  Bäume  und  Stauden,  auf  eine  geregelte 
Fällung  und  geordneten  Transport  des  Holzes  aus  den  Wäl- 
dern dachten.  Allein  was  willst  du  dummer  fauler  Esel  über 
einen  Gegenstand  das  Urteil  fällen,  den  du  so  wenig  begreifst 
und  verstehst,  als  ein  Lerchenstock  im  Walde.  Wisse,  daß 
nur  Verpflanzung,  Besamung,  Schonung  und  Pflege  der  Wäl- 
der und  eine  wahre  Polizei  darüber  den  Nadelwald,  das  Laub- 
holz uud  die  Stauden  in  einem  guten  Stand  erhalten  und  in 
Rücksicht  dessen  die  Einwohner  befriedigen  können."  (Spescha, 
S.  214.) 

54  Hauptmann  Fehr  von  St.  Gallen,  wohnhaft  zu  Schloß 
Waldenbuch  bei  Tübingen,  trägt  in  seinem  Schreiben  vom 
29.  August  seine  Dienste  in  Organisation  des  Forstwesens  in 
diesem  Kanton  an.  Der  Kleine  Rat  antwortet,  daß  in  einem 
Lande,  in  welchem  wie  in  diesem  Kanton  den  Obrigkeiten  der 
Gemeinden  die  Verwaltung  der  Gemeindsökonomie  und  Polizei 
überlassen  sei,  eine  Zentralverwaltung  der  Forsten  und  Wal- 
dungen und  demnach  auch  eine  allgemeine  Organisation  dieses 
Faches  nicht  stattfinden  könne.  (P.  d.  K.  R.  1805.) 
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in  gleich  leichtsinniger  Weise  ihr  Holz  den  Bergwerks - 
Unternehmungen. 

Zu  einem  eigentümlichen  Mittel  zur  Aufrechterhal- 
tung der  Waldpolizei  griff  die  Gemeinde  Jenaz.  Da  näm- 
lich die  vier  Waldvögte  ihre  Pflicht  nicht  erfüllten,  so 
übertrug  die  Gemeinde  1804  die  Forstaufsicht  der  Kna- 
benschaft. Dieselbe  war  wegen  ihrer  Rücksichtslosigkeit 
sehr  gefürchtet  und  strafte  denn  auch  den  geringsten 
Waldfrevel  unerbittlich. 

Jagd. 

Das  Land  besaß  damals  noch  einen  sehr  bedeutenden 
Wildbestand.  Schon  1805  erließ  der  Große  Rat  ein  Jagd- 
mandat, das  jährlich  am  ersten  Sonntag  im  März  von 
allen  Kanzeln  dem  Volke  wieder  in  Erinnerung  gebracht 
werden  sollte.  Die  Jagd  war  nur  für  kurze  Zeit  ge- 
schlossen, nämlich  vom  12.  März  bis  25.  Juli,  und  zwar 
für  alles  Wild,  mit  Ausnahme  der  Raubtiere.  In  der 
ganzen  übrigen  Zeit  durfte  nach  wie  vor  gejagt  werden. 
Um  das  Jagdmandat  kümmerte  man  sich  im  allgemeinen 
wenig.  Der  Souverän  jagte,  wann  es  ihm  paßte. 

Das  Jagdmandat  erklärte  alle  fremden  Jäger  als 
vogelfrei.  Im  Jahre  18 12  nahm  die  Regierung  die  „fest- 
gesetzte Strafe  des  Vogelfrei-Erklärens  als  unangemessen 
zurück".    Zugleich  bestimmte  sie,  daß  die  Benennung 

,,Es  gibt  (1805)  noch'  ziemlich  viele  Gemsen  im  Ta- 
vetsch.  Es  ist  eine  obrigkeitliche  Verordnung  ausgegangen 
und  selbe  zu  wiederholten  Malen  erneuert  worden,  daß  von 
Martini  an  (11.  November)  wo  die  Brunstzeit  gemeiniglich  an- 
fängt, bis  Jacobi  (25.  Juli)  keine  Gemsen  dürfen  geschossen 
werden.  Allein  man  achtet  diese  Verordnung  nicht  und  die 
Polizei  schläft  dabei.  Im  übrigen  ist  die  Jagd  und  Fischerei 
zu  allen  Zeiten  ihid  an  allen  Orten  frei;  man  schießt,  fängt 
und  schlägt  die  wilden  Tiere  so  viel  und  wo  man  kann." 
(Spescha,  S.  224.) 
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,,fremde  Jäger"  nur  für  Ausländer  gelte,  nicht  aber  für 
Bürger  anderer  Kantone. 

Über  die  Vogeljagd  enthielt  das  Mandat  keine  Be- 
stimmung. Doch  schon  1803  untersagte  die  Stadt  Chur 
die  Jagd  auf  kleine  Vögel.  Auch  Puschlav  erließ  181 2 
ein  Verbot  des  Schießens  der  kleinen  Vögel  und  des 
Fangens  derselben  mit  Lockvögeln  und  Schlingen. 

Damals  lebte  auch  der  berühmteste  bündnerische 
Gemsjäger,  Glan  Marchet  Colani  (1772 — 1837 ), «ein  Mann 
von  scharfem  Verstand,  ausgezeichneter  Beobachtungs- 
gabe und  seltener  Muskelkraft  und  Ausdauer.  Kaum  elf- 
jährig, ging  er  schon  mit  seinem  Vater  auf  die  *Jagd  und 
erlegte  von  da  an  bis  ans  Lebensende  nahe  an  3000 
Gemsen.  Daneben  beschäftigte  er  sich  mit  seiner  Land- 
wirtschaft, war  eine  Zeitlang  Gastwirt  und  ließ  sich 
jeden  Sonntag  in  der  Kirche  zu  Pontresina  als  taktfester 
Vorsänger  hören. 

Militär  und  Werbung. 

Im  alten  Freistaat  entsprach  die  militärische  Orga- 
nisation vollkommen  der  politischen  Einteilung.  Jedes 
Hochgericht  stellte  eine  Kriegsrotte  unter  eigenem  Haupt- 
mann und  Fahne.  Diese  militärische  Einheit  hieß  „Fähn- 
lein". An  den  Landsgemeinden  fanden  hie  und  da  auch 
Musterungen  statt.  Die  Fähnlein  jedes  Bundes  bildeten 
ein  Korps  mit  eigenem  Panier.    Versammelten  sich  die 

•"'^  Als  die  Gemeinde  Disentis  1811  anfragt,  wie  sie  sich 
gegen  Jäger  und  Kristallgraber  aus  anderen  Kantonen  zu 
verhalten  habe,  antwortet  der  Kleine  Rat,  daß  allerdings  die 
Jagd  und  Gewinnung  von  Mineralien  jedem  Kanton  ausschließ- 
lich zustehe.  Man  überlasse  ihr  die  Eingriffe  anderer  Kan- 
tonsangebörigen  in  diese  Rechte  zu  ahnden,  wobei  jedoch 
wegen  guter  Nachbarschaft  das  Gegenrecht  zu  beobachten 
ratsam  sein  möchte.   (P.  d.  K.  R.  1811.) 
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Kriegsscharen  aller  drei  Bünde,  so  bildete  diese  Landes- 
armee zugleich  auch  die  Lands  gemeinde  des  Freistaates, 
die  vollkommen  beschlußfähig  war.  In  einigen  Hoch^ 
gerichten  wurde  ein  wenig  exerziert. 

Die  Verfassung  von  1803  verpflichtete  den  Kanton 
Graubünden,  ein  Kontingent  von  1200  Mann  zum  Bundes- 
heer zu  stellen.  Jeder  Bündner,  der  das  16.  Altersjahr  zu- 
rückgelegt hatte,  war  dienstpflichtig.  Für  die  Aushebung 
der  Auszüger  teilte  man  den  Kanton  in  neun  Kreise  von 
annähernd  gleicher  Bevölkerungszahl  ein.  Zur  Miliz  ge- 
hörten ein  Auszügerkorps  und  zwei  Reserven.  Die  Aus- 
züger wurden  aus  der  Mannschaft  vom  18.  bis  30.  Jahr 
durch  das  Loos  gezogen.  Die  erste  Reserve  bestand  aus 
der  Mannschaft  von  18  bis  30  Jahren,  die  noch  nicht  im 
Auszügerkorps  gedient  hatte,  und  aus  jener  von  30  bis 
40  Jahren,  die  zweite  Reserve  aus  allen  denjenigen,  die 
ihre  Zeit  im  Auszügerkorps  ausgedient  hatten,  und  aus 
der  übrigen  Mannschaft  von  16  bis  18  und  von  40  bis 
60  Jahren.  Das  Auszügerkorps  bildete  das  Kontingent, 
welches  der  Kanton  zum  eidgenössischen  Bundesheet^ 
stellte. 57 

Für  die  Bewaffnung  und  Bekleidung  mußten  die  Ge- 
meinden allein  sorgen,  während  der  Kanton  bloß  die 
nötigen  Vorschriften  dafür  erließ.  Die  Gemeinden  waren 
besonders  verpflichtet,  die  für  ihre  Auszüger  nötige  An- 
zahl von  Gewehren  und  Bajonetten  anzuschaffen  und  an 
trockenem  Orte  aufzubewahren.  Für  die  Kosten  der  Be- 


Dieses  Kontingent  bestand  aus  zwei  Bataillons  Infanterie, 

ein  jedes  von  fünf  Kompagnien  .       .       .       .      .  1075  Mann 

eine  Kompagnie  Scharfschützen        .       .       .       .  80 

Dragoner   13 

Zum  Stab   32 

Total  1200  Mann 

(O.  S.  II,  S.  63.) 
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kleidung  kam  der  einzelne  Mann  selbst  auf,  sie  sah  in- 
folgedessen auch  sehr  einfach  aus.^s 

Die  Geschütze,  die  der  alte  Freistaat  und  einzelne 
Gemeinden  besessen  hatten,  sowie  ein  bedeutender  Vor- 
rat an  Munition  und  viele  Gewehre  waren  von  den  Fran- 
zosen weggeführt  worden.  Bei  der  Mobilmachung  von 
1805  und  besonders  18 13  zeigte  sich  denn  die  Ausrüstung 
als  ganz  unvollkommen  und  schlecht. 59 

Rekrutenschulen  gab  es  keine.  In  den  Dörfern  wurde 
so  oft  wie  möglich  an  Sonn-  und  Feiertagen  unter  dem 
Exerziermeister  geübt.  Die  Mannschaft  besaß  lange  keine 
Gewehre,  weil  die  Regierung  diejenigen  im  Zeughaus 
nicht  zu  diesem  Zweck  herausgeben  wollte.  Bei  den 
Übungen  mußten  die  Soldaten  ohne  Gewehr  exerzieren 
oder  sich  mit  eigenen  oder  entlehnten  Hausflinten  be- 
helfen. 

Man  konnte  sich  vom  Militärdienst  frei  machen, 
wenn  man  einen  tüchtigen  Ersatzmann,  der  Bürger  oder 
seßhafter  Einwohner  des  gleichen  Militärkreises  war,  für 
sich  stellte. 

Bei  der  Verteilung  der  Milizkontingente  auf  die  ein- 
zelnen Gemeinden  nahm  der  Kanton  die  Bevölkerungs- 
zahl als  Maßstab.  Da  aber  die  Bevölkerungslisten  nur 
auf  ungenauen  Schätzungen  beruhten,  gab  es  in  einem- 
fort  Beschwerden  seitens  der  Gemeinden.  Dies  veran- 
laßte  die'  Regierung  im  Jahre  1808,  eine  Volkszählung 

58  Noch  1824  erschienen  die  Graubündner  bei  einer  eidg. 
Inspektion  zu  Schwarzenbach  (St.  Gallen)  in  grauen  Röcken, 
statt  wie  alle  anderen  in  blauen  Uniformen. 

59  Der  General  beschwert  sich  über  die  mangelhafte  Aus- 
bildung und  Bewaffnung  des  Bataillons  von  Castelberg  und 
fügt  die  Ermahnung  bei,  mit  der  größten  Tätigkeit  die  nötigen 
Maßregeln  zu  ergreifen,  um  die  Ausrüstung  dieses  Bataillons 
ohne  Verzug  zu  bewerkstelligen,  indem  er  sich  sonst  genötigt 
finden  M'ürde,  dasselbe  als  im  Dienst  des  Vaterlandes  untaug- 
hch  zu  verabschieden.   (P.  d.  K.  R.  1805.) 
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vorzunehmen.  In  seinem  Ausschreiben  vom  12.  März 
forderte  der  Kleine  Rat  die  Vorsteher  sämtlicher  Ge- 
meinden auf,  „daß  sie  genaue  Zählungen  aller  in  einer 
Gemeinde  oder  Ortschaft  mit  E Inbegriff  der  Höfe  und 
einzeln  oder  zerstreut  liegenden  Häuser  befindlicher  oder 
denselben  angehöriger  Personen  beiderlei  Geschlechts 
beförderlich  veranstalten  und  den  Herren  Deputierten 
ihres  Hochgerichts  oder  Gerichts  zum  bevorstehenden 
Großen  Rate  übergeben".  Es  ist  dies  die  erste  offizielle 
Volkszählung  in  Gräubünden.  Da  die  Zählung  nur  eine 
Bevölkerungszahl  von  68  450  Seelen  ergibt,  so  muß  man 
fast  annehmen,  daß  die  schlauen  Gemeinden,  um  wenig 
Mannschaft  stellen  zu  müssen,  die  Zahlen  möglichst  nied- 
rig angegeben  haben. 

Eine  harte  Last  für  den  Kanton  bildete  in  der  Me- 
diationszeit die  französische  Werbung.  Nach  der  Militär- 
kapitulation  vom  27.  September  1803  war  Frankreich 
berechtigt,  vier  Regimenter  Schweizer  zu  je  4000  Mann 
in.  Sold  zu  nehmen.  Um  diese  Kontingente  vollzählig  zu 
halten,  mußten  dazu  jährlich  2000 — ^3000  Mann  neu  an- 
geworben werden.  Die  V^erbung  der  Rekruten  geschah 
freiwillig.  Graubünden  mußte  jährlich  einen  Nachschub 
von  158  Mann,  und  für  den  Fall  eines  französischen 
Krieges  gegen  Deutschland  oder  Italien  237  Mann 
stellen.  Diese  Ziffern  zeigte  die  im  Jahre  1803  festge- 
setzte Skala,  wobei  man  die  Bevölkerung  viel  zu  hoch 
eingeschätzt  hatte. 18 12  wurden  jene  beiden  Zahlen  auf 
133  und  200  erniedrigt. 

60  „Die  Bevölkerung  Graubündens  beläuft  sich  höchstens 
auf  80  000  Seelen.  Allerdings  hat  früher  Graubünden  als  Re- 
publik mehrere  Regimenter  und  Kompagnien  in  auswärtigen 
Diensten  stehen  gehabt,  weil  in  solche  Dienste  die  Einwohner 
der  von  Bünden  abgerissenen  Untertanenlande,  sowie  der  ge- 
sammten  bischöflichen  Churischen  Diözese,  die  sich  in  einen 
Teil  der  Schweiz,  in's  Tirol  und  Vorarlberg,  mit  einer  Be- 
völkerung von  80  bis  90  000  Seelen  erstreckte,  gleich  Bünd- 
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In  der  ersten  Zeit  verlief  die  französische  Werbung 
nach  Wunsch.  Doch  bald  stockte  die  Sache  in  den 
Kantonen.  Wahre  und  übertriebene  Gerüchte  von  schwe- 
ren Verlusten  der  Schweizertruppen  auf  dem  Schlacht- 
feld und  in  den  Lazaretten  schreckte  die  Leute  davon 
ab.  Vergeblich  erließen  die  Regierungen  einen  Aufruf 
nach  dem  andern.  Da  drohte  Napoleon  die  Kapitulation 
aufzuheben.  Dies  wirkte.  Die  Bündner  Regierung  ver- 
mehrte das  Handgeld,  und  als  das  nicht  genügte,  ver- 
suchte sie  mit  hohen  Bußen  die  Gemeinden  zu  zwingen, 
die  ihnen  zufallende  Zahl  von  S.öldnern  anzuwerben. 

1812  fand  die  Unterzeichnung  einer  neuen  Militär- 
kapitulation mit  Frankreich  statt.  Die  Mannschaftszahl 
der  Schweizer  Regimenter  wurde  von  4000  auf  3000 
herabgesetzt.  Zur  Ausfüllung  der  Verluste  mußte  die 
Schweiz  jährlich  2000  Mann  und  im  Falle  eines  Krieges 
in  Deutschland  oder  Italien  3000  Mann  stellen. 61  Von 
freier  Werbung  ist  in  dieser  Militärkapitulation  nicht 
mehr  die  Rede,  sondern  nur  noch  von  „Lieferung". ^2  Da 

nern  zugelassen  wurden.  Dazu  durfte  bekanntlich  noch  eine 
große  Anzahl  Fremder  in  diese  Corps  angeworben  werden. 

Überdies  kann  es  nicht  unbeachtet  bleiben,  daß  besonders 
seitdem  jene  einträgliche  auswärtige  Kriegsdienste  aufgehört 
haben,  die  junge  Mannschaft  ganzer  Täler,  wie  diejenige  beider 
Engadine,  des  Bergells,  der  Landschaften  Bavos,  Calanca, 
Schams,  Prättigau  und  des  Oberlandes,  durch  den  Betrieb 
verschiedener  Gewerbe  im  Ausland  ihren  Unterhalt  und  ihr 
Glück  suchen." 

Stalid  Graubünden  verlangt,  daß  die  ihm  auferlegte  Re- 
krutenzahl in  ein  richtiges  Verhältnis  zu  seiner  wahren  Be- 
völkerung gesetzt  werde.  (Kl.  Rat  an  die  eidg.  Stände  1812.) 
Landesschriften. 

61  Oechsh,  S.  574. 

,62  Sämtliche  vier  Schweizer  Regimenter  nahmen  1812  am - 
Feldzug  nach  Rußland  teil.   Nach  der  Eröffnung  des  Durch- 
passes über  die  Beresina  wurde  der  wackere  Oberst  des  I.  Re- 
giments, Ragetth  von  Elims,  vermißt,  der,  am  Schlüsse  seiner 
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erlaubte  die  Regierung  den  Gerichten,  Verbrecher  zum 
Dienst  in  französischen  Regimentern  zu  verurteilen/'^ 
Noch  lebt  irri  Volke  die  Erinnerung  daran  fort,  welche 
ungewohnte  Zwangsmittel  von  den  Behörden  der  Media- 
tionszeit angewendet  wurden,  um  die  französischen  Regi- 
menter vollzählig  zu  erhalten. 

Die  Werbegelder  halfen  mit,  die  Militärausgaben  in 
der  sonst  schon  unruhigen  Mediationszeit  sehr  in  die 
Höhe  zu  treiben.  Die  Kantonskasse  zahlte  jedem  ^mge- 
worbenen  Rekruten  zwei  Louis  d'or  Zulage  und  dem 
Werber  einen  Taler  Anbringgeld. 

Schulwesen. 

In  der  zweiten  Hälfte  des  1 8.  Jahrhunderts  bestanden 
mehrere  Privatinstitute  und  Anstalten,  in  welchen  ein 
höherer  Grad  von  Bildung  zu  erlangen  war.  Die  meisten 
derselben  gingen  aber  in  den  Kriegsjahren  ein.  Am 
schmerzlichsten  empfand  man  das  gänzliche  Fehlen  einer 
Anstalt  zur  Heranbildung  von  Volksschullehrern. 

ehrenvollen  Laufbahn,  vermutlich  den  Tod  in  einer  fernen  Ge- 
fangenschaft gefunden  hat.  Ein  anderer  Flimser,  der  Haupt- 
mann Balthasar  a  Bundi,  der  sich  durch  seine  Tapferkeit  aus- 
gezeichnet hatte,  kommandierte  noch  im  Sonderbundskrieg  als 
eidgenössischer  Oberst  gegen  Freiburg.    (Hilty,  S.  304.) 

63  Kleiner  Rat  an  die  Gemeinden,  22.  Mai  1813  :  Die  Übrig-  « 
keiten  sind  begwaltigt,  diensttaugliche  Leute  bei  wichtigeren 
Polizeivergehungen,  welche  sonst  mit  Geldstrafen,  Kirchen- 
bußen oder  Gefängnisstrafen  von  kurzer  Dauer  belegt  werden 
könnten,  durch  formliche  Urteil  zum  Dienstnehmen  unter  die 
kapitulierten  Regimenter  für  vier  Jahre  zu  verurteilen,  doch 
immerhin  ohne  der  gesetzmäßigen  Bestrafung  allfälliger  Mit- 
schuldigen Eintracht  zu  tun.  (Landesschriften.) 

64  ,,Es  ist  dem  Kleinen  Rat  aufzutragen,  mit  Herrn  Pesta- 
lozzi in  Unterhandlung  zu  treten,  damit  er  zwei  junge  Leute 
aus  unserm  Kanton,  wovon  einen  allenfalls  auf  Kosten  des 
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1803  wurde  im  Großen  Rat  der  Antrag  gestellt,  eine 
höhere  Landesschule  zur  Ausbildung  von  Lehrern  für  die 
Volksschule  zu  errichten.  Daneben  sollte  auch  für  den 
Unterricht  solcher  junger  Leute  gesorgt  werden,  die  sich 
dem  Handels-  oder  Militärstand  widmen  wollen.  Doch 
auf  katholischer  Seite  erhob  man  Einspruch  gegen  die 
Einrichtung  einer  gemeinsamen  höheren  Schule  für  Pro- 
testanten und  Katholiken.  Dieses  Hindernis  war  nicht 
zu  beseitigen  und  so  beauftragte  die  Regierung  zwei 
Schulräte  damit,  die  für  das  Schulwesen  im  Kanton  zur 
Verfügung  gestellten  Gelder  möglichst  vorteilhaft  zu  ver- 
wenden. Die  Landeskasse  widmete  einen  Teil  des  Er- 
trages des  Salzregals  diesem  Zwecke,  wovon  der  katho- 
lische Schulrat  1/3  und  der  protestantische  -/s,  entspre- 
chend dem  Verhältnis  der  katholischen  zur  protestanti- 
schen Bevölkerung  des  Landes,  erhielt. 

Der  evangelische  Schulrat  konnte  schon  im  April 
1804  bekanntgeben,  daß  die  Eröffnung  des  Kantons- 
gymnasiums und  des  Lehrerseminars  auf  den  i.  Mai 
gleichen  Jahres  stattfinde.  Die  Unterhandlungen  mit  der 
Stadt  Chur  führten  dazu,  daß  man  das  Buol'sche  Haus 
auf  dem  Friedhof  Tdas  heutige  Rätische  Museum)  auf 
vier  Jahre  mietete.  Die  Schule  konnte  mit  27  Schülern 
eröffnet  werden  und  schon  im  Laufe  des  ersten  halben 
Jahres  stieg  die  Zahl  auf  50.  Schon  war  eine  gewisse 
Gliederung  nach  Schulrichtungen  durchgeführt,  Lehrer- 
seminar, Gymnasium  und  Realschule. 


Landes,  zur  Erlernung  seiner  Lehrmethode  auf  einige  Monate 
in  sein  Institut  aufnehme."    (P.  d.  G.  R.  1803.) 

,,Bis  zu  erzweckter  Einrichtung  eigener  Anstalten  im 
Kanton  selbst,  dürfte  die  Besuchung  jener  Anstalt  zu  Burg- 
dorf durch  Zöglinge  stattfinden  können,  und  diese  werden  wir 
um  so  mehr  zu  veranlassen  suchen,  da  sie  den  künftigen  Schul- 
einrichtungen im  Kanton  nicht  anders  als  beförderUch  sein 
könnte."   (Kl.  Rat  an  dAffry  1803.) 
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Weniger  Erfolg  hatte  der  katholische  Schulrat.  Seine 
Hauptaufgabe  bestand  zunächst  darin,  die  in  Disentis 
befindliche  Klosterschule  zu  überwachen  und  zu  sorgen, 
daß  sowohl  taugliche  Lehrer  für  die  Gemeindeschulen, 
als  auch  brauchbare  Männer  für  das  bürgerliche  Leben 
gebildet  würden. 

Dem  Kloster  Disentis  fiel  es  zuerst  schwer,  diesen 
Anforderungen  zu  genügen.  Es  litt  noch  an  den  Folgen 
des  Brandes  von  1799  und  hatte  auch  kein  Oberhaupt. 
Das  Corpus  catholicum  lud  den  Konvent  auf  das  drin- 
gendste ein,  einen  neuen  Abt  zu  wählen  und  „ihrem  Be--^ 
rufe  gemäß  neues  Augenmerk  auf  den  Unterricht  der 
katholischen  Jugend  zu  hegen". 

1806  beschloß  das  Corpus  catholicum,  die  Kloster- 
schule zu  Disentis  als  katholische  Kantonsschule  anzuer- 
kennen. Indessen  wurde  1807  das  Priesterseminar  in 
Meran  nach  Chur  verlegt.  Fürstbischof  Karl  Rudolf' 
machte  nun  den  Vorschlag,  die  katholische  Kantons - 
schule  mit  dem  Priesterseminar  St.  Luzi  zu  vereinigen. 
Dies  geschah  denn  auch  1808. 

Eine  höhere  Schule  scheint  auch  in  Thusis  bestanden 
zu  haben.  1804  teilte  die  Obrigkeit  von  Thusis  dem 
Kleinen  Rate  mit,  daß  sie  eine  Schulanstalt  gegründet 
habe,  und  ersuchte  zugleich  die  Regierung,  diese  An- 
kündigung mit  den  Abschieden  an  die  Gemeinden  ge- 
langen zu  lassen. 

Die  Volksschule  war  Sache  der  Gemeinden  und  der 
Nachbarschaften.  Es  lag  in  ihrer  Willkür,  Schule  halten 
zu  lassen  oder  nicht.  Keine  höhere  Behörde  konnte  ihnen 
irgend  etwas  in  dieser  Hinsicht  vorschreiben.  Doch  lie- 
ßen die  meisten  Dörfer  des  Landes  Schule  halten.  Die 
Schuldauer  schwankte  zwischen  zwei  und  fünf  Monaten. 
Im  allgemeinen  herrschte  die  Meinung  vor,  als  Schul- 
lehrer sei  jeder  noch  gut  genug,  wenn  er  nur  nicht  zuviel 
koste.  In  der  Schule  herrschte  noch  immer  die  alte  un- 
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vernünftige  Methode  des  17.  und  18.  Jahrhunderts,  die 
in  dem  Auswendiglernen  unverstandener  Worte,  ver- 
bunden mit  einer  rohen  Mißhandlung  der  Kinder,  be- 
stand. 

Zeitungsweseii.^^ 

Graubünden  hatte  schon  im  18.  Jahrhundert  eine 
periodische  Presse  in  allen  drei  Landessprachen. 

In  der  Mediationsperiode  gab  es  nur  deutsche  Zei- 
tungen. In  Chur  erschien  zunächst  die  „Churer  Zeitung" 
(1800 — 1805).  Den  Hauptinhalt  bilden  die  kriegerischen 
Ereignisse  des  Auslandes.  Auch  die  politischen  Vorgänge 
in  der  Schweiz  wurden  ziemlich  weitläufig  erörtert.  Da- 
gegen macht  sich  auf  kantonalem  Gebiete  eine  unver- 
kennbare Reserve  geltend.  Höchstens  finden  sich  Notizen 
über  ungewöhnliche  Naturerscheinungen. 

In  einem  losen  organischen  Zusammenhange  mit  der 
Churer  Zeitung  stand  der  „Wöchentliche  Anzeiger". 
Dieses  Anzeigeblatt  mit  vorwiegend  belletristischem  An- 
hange dauerte  bis  1850  unter  vier  verschiedenen  Titeln 
(Wöchentlicher  Anzeiger  —  bis  1807,  Intelligenz  Blatt  — 
bis  1834,  Wochenblatt  —  bis  1839,  Churer  Wochenblatt 
—  bis  1850).  Es  hatte  den. Zweck,  die  Anzeigen  und  das 
Feuilleton  im  Hauptblatte  zu  ersetzen. 

Seit  1806  erschien  die  Churer  Zeitung  unter  einem 
neuen  Titel.  Die  erste  Nummer  dieses  Jahres  trug  den 
namentlich  für  jene  Zeit  ganz  auffallenden  Namen  „Der 
Telegraph  aus  Graubünden"  (1806— 1816).  Die  Politik 
des  Heimatkantons  bleibt  noch  immer  Terra  incognita. 
Die  Redaktion  beklagt  sich  immer  wieder  über  den 
Mangel  an  Mitteilungen  vom  Lande. 

65  Candreia  J.,  Das  Bündner.  Zeitungswesen  im  19.  Jahr- 
hundert bis  zum  Jahre  1870.  Chur  1909.  (Beüaga  zum  Kan- 
toi;isschulprogramm.) 
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Zu  den  periodischen  Schriften  gehörten  auch  die 
von  der  Ökonomischen  Gesellschaft  herausgegebenen 
„Ökonomischen  Blätter  für  den  Landmann  in  Bünden", 
sowie  „Der  neue  Sammler". 66 

Seit  1805  erschien  auch  ein  Taschenkalender  des 
Kantons  Graubünden. 

Der  Kalenderstreit. 

Im  Jahr  1582  hatte  Papst  Gregor  XIII.  den  neuen 
Kalender  eingeführt,  d.  h.  den  Julianischen  verbessert.67 
In  der  Schweiz  besaßen  am  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
noch  Glarus,  Appenzell  A.-Rh.  und  der  evangelische  Teil 
Graubündens,  mit  Ausnahme  der  Stadt  Chur  und  einiger 
wenigen  protestantischen  Gemeinden,  den  alten  Kalender. 
Die  Helvetik  schaffte  diesen  durch  einen  Beschluß  von 
1798  ab,  und  in  Glarus  und  Appenzell  blieb  es  dabei, 
nicht  aber  in  Graubünden.  Hier  fuhren  die  Gememden 
nach  dem  alten  Stil  weiter,  ohne  daß  sich  die  Zentral - 
regierung  darum  kümmerte,  oder  sie  kehrten  nach  dem 
Sturz  der  Helvetik  zu  der  „rechten  Zeit"  zurück.  In  ganz 
Westeuropa  waren  so  die  evangelischen  Bündnertäler  der 
einzige  Erdenwinkel,  wo  sich  noch  der  Julianische  Ka- 
lender behauptete.  68 

66  Vgl.  S.  98. 

6''  Vgl.  darüber :  Thommen  Rudolf,  Die  Einführung  des 
Gregorianischen  Kalenders  in  der  Schweizerischen  Eidgenos- 
senschaft. Basel  1907.  (Festschrift  zur  49.  Versammlung  deut- 
scher Philologen  und  Schulmänner.) 

68  Schon  1756  hatte  Puschlav  und  1783  das  Oberengadin 
den  neuen  Kalender  angenommen,  was  hier  zum  guten  Teil 
dem  Einfluß  der  periodischen  Auswanderung  zuzuschreiben 
war.  In  Chur  wurde  die  neue  Zeitrechnung  1784  eingeführt. 
Dem  alten  Stil  aber  hing  noch  lange  eine  Schar  Getreuer  in 
der  Hauptstadt  an,  welche  aus  Abneigung  gegen  die  gottlose 
Neuerung   nicht   mehr  den   Gottesdienst  in   Chur  besuchen 
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Beim  Beginn  der  Mediationszeit  versäumte  die  Re- 
gierungskommission den  günstigen  Augenblick/  wo  ver- 
mutlich ohne  allen  Widerstand  der  verbesserte  Kalender 
hätte  eingeführt  werden  können.  Erst  am  12.  Dezember 
1803  erließ  der  Kleine  Rat  eine  Ermahnung  an  die  Ge- 
meinden,   den   verbesserten   Kalender   anzunehmen ;  er 

mochten  und  in  dem  benachbarten  Haldenstein  zur  Feier  der 
hohen  Festtage  und  der  Kommunion  sich  einfanden. 

Besonders  heftig  war  der  Kalenderstreit  im  Hauptorte 
des  reformierten  Oberlandes,  in  Ilanz.  Auch  die  Nachbarge- 
meinden beteiligten  sich  daran.  Jede  Partei  eilte  ,,an  ihren 
Tagen",  wi'e  man  sich  auszudrücken  pflegte,  in  den  Turm,  um 
die  Festzeit  einzuläuten,  worauf  es  dann  zu  blutigen  Schläge- 
reien kam.  Als  die  altkalenderige  Minderheit  in  Ilanz  immer 
mehr  zusammenschmolz  und  außerstande  war,  die  Feldarbeiten 
an  den  Feiertagen  nach  der  alten  Zeit  zu  verhindern,  kamen 
ihnen  die  wackeren  Luviser  zu  Hilfe.  An  einem  Ostermontag 
stiegen  diese  von  ihrer  Höhe  herunter  und  schlugen  die  Neu- 
gläubigen, welche  mit  Ackern  beschäftigt  waren,  in  die  Flucht. 

Im  Unterengadin  kam  es  besonders  bei  dem  Aus-  und 
Einläuten  des  Jahreswechsels  und  der  Feier  der  Hauptfeste  zu 
Streitigkeiten.  Unter  den  Pfarrherren  selbst  herrschte  Zwie- 
tracht und  Erbitterung.  Drohungen,  Bestechungen  und  Spott- 
gedichte waren  an  der  Tagesordnung.  Nach  der  Annahme  des 
neuen  Kalenders  im  Unterengadin  glaubten  alte  Mütter  wenig- 
stens dadurch  ihren  Hohn  gegen  die  verhaßte  römische  Ein- 
richtung an  den  Tag  legen  zu  sollen,  daß  sie  an  den  Haupt- 
festen statt  mit  der  beliebten  Manestra,  nebst  Fleisch  und 
Knödel,  die  Ihrigen  einfach  mit  Pizokels  oder  Nudeln  trak- 
tierten. 

Auch  am  Schamserberg  hielt  man  zäh  am  alten  Kalender 
fest.  In  Donat  erschienen  die  Bäuerinnen  mit  den  Bibeln  auf 
dem  Rathaus  und  bewiesen  der  Obrigkeit  aus  der  heiligen 
Schrift  ihre  angebliche  Ketzerei. 

Am  hartnäckigsten  waren  die  Castieler,  die  noch  1811 
das  Weihnachtsfest  nach  dem  alten  Kalender  feierten.  Sie 
drohten  ihren  Talgenossen,  welche  an  jenem  Tage  bei  einem 
Leichenbegängnis  im  Dorfe  waren,  in  prophetischer  Zuversicht 
mit  dem  Strafgerichte  des  Himmels,  weil  sie  den  neuen  Stil 
angenommen  hatten. 
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stellte  ihnen  vor,  wie  schicklich  es  sei,  die  Kirchenfestc 
mit  der  ganzen  übrigen  Schweiz  an  den  gleichen  Tagen 
zu  feiern.  Aber  nur  bei  wenigen  Gemeinden  fand  die 
Sache  geneigtes  Ohr.  Im  Juni  1805  kam  der  Gegenstand 
in  der  evangelischen  Synode  zur  Sprache.  Sie  erließ  eine 
Aufforderung  an  die  dem  alten  Kalender  zugetanen  Ge- 
meinden, fand  aber  nur  bei  wenigen  Eingang.  Eine 
nochmalige  Aufforderung  des  Großen  Rates  hatte  eben- 
sowenig Erfolg. 

Die  Sache  blieb  liegen,  bis  im  Jahr  18 10  der  Große 
Rat  den  Beschluß  faßte,  die  am  Paß  von  Deutschland 
nach  Italien  liegenden  Gemeinden  zur  Annahme  des 
Gregorianischen  Kalenders  anzuhalten,  um  dem  Ärgernis 
und  den  mancherlei  Nachteilen  für  Reisende,  welche  am 
gleichen  Tage  mehrmal  abwechselnd,  die  eine  Gemeinde 
arbeitend,  die  andere  ein  Kirchenfest  feiernd,  antrafen, 
ein  Ende  zu  machen.  Nicht  ohne  Murren  folgten  diese. 
Im  Dezember  18 10  erließ  nun  der  Kirchenrat  in  Ver- 
bindung mit  dem  Kleinen  Rat  an  die,  teils  aus  Aber- 
glauben, teils  aus  Eigensinn  der  alten  Zeitrechnung  an- 
noch  treu  gebliebenen  Gemeinden  eine  Aufforderung  mit 
der  Erklärung,  daß  die  Regierung  nicht  zugeben  werde, 
daß  Weihnachten  und  Neujahr  länger  nach  dem  alten 
Kalender  gefeiert  werden.  Zu  dieser  Erklärung  war  nun 
der  Kleine  Rat  von  dem  Großen  Rat  nicht  ausdrücklich 
*•  bevollmächtigt  worden.  Die  Gemeinden  taten  wieder  was 
ihnen  gefiel. 

Der  Große  Rat  von  181 1  faßte  einen  abermaligen 
Beschluß  und  unterm  25.  August  181 1  erfolgte  die  letzte 
Erklärung  des  Kleinen  Rates  „an  diejenigen  evange- 
lischen Gemeinden,  welche  den  alten  Kalender  bis  jetzt 
noch  beibehalten  haben".  Die  Regierung  erklärte,  daß 
der  Große  Rat  für  die  Zukunft  die  neue  Zeitrechnung 
für  ausschließlich  gültig  und  als  die  einzige  des  Kantons 
anerkenne,  daß  er  ferner  die  Beibehaltung  der  alten  Zeit- 
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rechnung  als  eine  Verletzung  der  Kantonspolizei  ansehe. 
Gemeinden,  welche  dieser  Verordnung  binnen  Monats- 
frist nicht  nachkommen,  sind  vor  ein  Spezialgericht  zur 
Verantwortung  zu  ziehen. ^9 

Die  Gemeinden  aber  behaupteten,  die  Regierung  sei 
verfassung:smäßi,g  nicht  befugt,  ihnen  den  neuen  Kalender 
aufzudringen,  und  sie  wollten  beim  Landammann  der 
Schweiz  Beschwerde  führen.  Dies  veranlaßte  den  Kleinen 
Rat,  mit  Zuzug  der  Standeskommission,  gegen  die  reni- 
tenten Gemeinden  ein  Bataillon  Milizen  aufbieten  zu 
lassen.  Diese  angedrohte  militärische  Exekution  wirkte. 
Die  Gemeinden  fügten  sich  in  das  Unabänderliche  und 
läuteten  „das  lieb  alt  Zyt"  zu  Grabe. 

Einerseits  war  es  das  starre  Festhalten  am  Her- 
kömmlichen, das  die  reformierten  Bündner  dem  alten 
Kalender  so  lange  treu  bleiben  ließ,  und  anderseits  be- 
handelte man  die  Sache  des  neuen  Kalenders  nach  dem 
Geist  der  Zeit  als  Konfessionsangelegenheit.  Die  Pro- 
testanten wollten  kein  Geschenk,  das  von  Rom  kam.  Die 
Katholiken  ihrerseits  hatten  keinen  Grund  gehabt,  sich 
dem  Erlaß  ihres  kirchlichen  Oberhauptes  zu  widersetzen 
und  hatten  gleich  bei  seiner  Bekanntmachung  den  neuen 
Styl  widerspruchslos  angenommen. 


Die  Mediationsakte  bedeutete  für  die  Schweiz  im  all-- 
gemeinen  einen  Rückschritt.  Abgesehen  davon,  daß  sie 
die  nationale  Unabhängigkeit  von  neuem  aufs  gründ- 
lichste vernichtete,  zerstörte  sie  auch  alle  einheitlichen 
Einrichtungen  der  Helvetik,  selbst  die  notwendigsten  und 
selbstverständlichsten,  und  ließ  wiederum  die  Kantons- 
herrlichkeit aufleben. 

Anders  in  Graubünden.  Hier  wurde  erst  durch  die 
Mediation  aus  dem  Bündel  selbstherrlicher  Gemeinde - 


69  Allgemeine  Zeitung  1812,  Beilage  Nr.  3. 
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Staaten  ein  wirklicher  Staat.  Im  Jahrzehnt  der  Mediation 
machte  Graubünden  größere  politische  Fortschritte  als 
vorher  in  drei  Jahrhunderten.  Erst  sie  gab  dem  Landen 
eine  ständige  Regierung  und  brachte  den  Beweis,  daß 
diese  geringe  Zentralisation  der  Macht  für  die  Gesamt- 
heit größere  Vorteile  bot  als  die  frühere  Ungebundenheit. 
Dazu  waren  in  dieser  Zeit  auf  allen  Gebieten  Reformen 
angebahnt  worden.  Die  Mediation  öffnete  dem  ruhigen 
und  besonnenen  Fortschritte,  wie  ihn  das  19.  Jahrhundert 
brachte,  die  Tore. 

Das  Bündnervolk  in  seiner  Gesamtheit  ist  nur  lang- 
sam und  allmählich,  dafür  aber  um  so  fester  und  inner- 
licher mit   der  schweizerischen  Eidgenossenschaft  zu- 
s  ammenge  wac  h  s  en . 
f 
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